amentlich bei Berücksichtigung politischer, sozialer 
ler wirtschaftlicher Krisen, deren Eintritt nie ausge- 
^hlossen werden kann, erweist sich die Forderung nach 
ärfassungstreue der öffentlich Bediensteten als not- 
sndig. Dies gilt auch für die Bediensteten der'Univer- 
Ltät. Denn gerade in derartigen Situationen rnuß Verlaß 
arauf sein, daß wenigstens nicht die Universitätsbe- 
Lensteten selbst innerhalb der Hochschule und von dort 
us weiteren Bereichen des Staates verfassungsfeindliche 
ktivitäten entfalten, derartige Bestrebungen unterstüt- 
an oder ihre Durchsetzung infolge einer gleichgültigen 
altung gegenüber der freiheitlich-demokratischen Grund- 
cdnung den Boden bereiten. 

ilaß für die Auf sichtsmaßnahnie war nicht etv/a seine Be- 
irchtung, diT-x/^T^T TAkonkret 
certragen en UWIY VU IVlUilN ± Hi Ve rfassungs.- 
rundwerten unvereinbaren wissenschaftlichen Ergebnissen 
Dramen. Die mit der Forderung nach Verfassungstreue der 
ffentlichen Bediensteten bekämpften Gefahren können je- 
ccn nicht nur in der - hier v/egen der Natur und des 
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otwendig. 

ie regelmäßig jedem öffentlichen Bediensteten in seinem 
ätigkeitsbereich, so würden sich auch der Beigeladenen 
ährend der Zeit ihrer Anstellung bei der FU zahlreiche 
elegenheiten bieten, in weitaus größerem Maße, als dies 
ür Außenstehende möglich ist, mit Universitätsangehöri- 
en - Hochschullehrern, wissenschaftlichen Mitarbeitern, 
onstigen Dienstkräften und Studenten - in Kontakt zu 
ommen, dabei Anhänger für die von ihr vertretenen ver- 
assungsordnungswidrigen Ziele zu gewinnen oder zumindest 
de Bereitschaft anderer Hochschulangehöriger zur Wall¬ 
ung und Verteidigung der freiheitlich-demokratischen 
rundordnung herabzusetzen und damit radikalen politi- 
chen Tendenzen im Universitätsbereich Vorschub zu lei¬ 
ten. Als aktiv und passiv Wahlberechtigte könnte sie zu- 
em versuchen, auch die Hochschulgremien zur Verfolgung 
hrer politischen Ziele zu mißbrauchen. Hiermit wäre die 
efahr einer Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der 
niversität und des Vertrauens der Allgemeinheit in sie 
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VORWORT 


Im Mai 1973» wurde an der Freien Universität Berlin ein Aktions¬ 
komitee gegen die derzeitigen Oberprüfungsverfahren der "politi¬ 
schen Treuepflicht" und die Berufsverbote im öffentlichen Bienst 
gegründet. In diesem Komitee haben sich ungeachtet ihrer poli¬ 
tischen Differenzen die meisten politischen Hochschulgruppen 
auf der Grundlage einer gemeinsamen Plattform zusammengeschlossen 


um gegen Berufsverbote und gegen den Abbau demokratischer Grund¬ 
rechte den Kampf und für olle Betroffenen materielle und juristi¬ 
sche Hilfe zu organisieren. 

Das Aktionskomitee hat sich zur Aufgabe gesetzt, eine Alternative 
zur Märtyrerhaltung Einzelner oder politischer Gruppen einer¬ 
seits und zum individuellen "die Haut retten" andererseits zu 
entwickeln. Der beabsichtigten Einschüchterung aller Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes durch die Überprüfung ihrer politischen 
Treue und durch die exemplarische Entfernung Einzelner kann 


ohne eine breite Öffentlichkeit nicht wirksam begegnet werden. 
Im Rahmen der Auf-;abeu Stellung des Aktionskciiitees steilt auch 
diese erste Dokumentation von iLinzelfallen politischer Diszi¬ 
plinierung in .vestceriin, die zun 25. Juni 1975, dem Aktionscag 
der Studenten der Freien Universität , vorgelegt wird, Mit der 
Vorlage dLeser ersten Dokumentetion verbinden wir die Aufforde¬ 
rung an al e diejenigen, die gegenwärtig von politischer Über¬ 
prüfung betroffen sind, sien nicht eingeschüchtert in die Iso¬ 
lierung zu begeben, sondern sich kollektiv zu wehren. 


Aktionskomitee gegen Berufsverbot© 
an der Freien Universität Berlin 
- Juni 1975 - 


Verbote 1 



PIE 3CHRAUBg WIRD dfPWoagj) 


Üb ersicht. üoer die staa tl ichen Maßnahmen zum Berufsverbot 

1971 - 1975 


Die fcifcende Zusammenstellung soll in aller Kürze die wich¬ 
tigsten Maßnahmen von Staatsseite seit 1971 in Erinnerung ru¬ 
fen .und in Auszügen dokumentieren. Diese Zusammenfassung von 
Material soll zur politischen Analyse verwendet werden, ersetzt 
diese also nicht. Jedoch zeigt bereits die positivistische Fak¬ 
tenreihung eine deutliche Entwicklung und Steigerung der Re¬ 
pressionsmaßnahmen, die - über bloßes Dokumentieren hinaus - 
kurz nachgezeichnet werden soll. 

1. Die Schraube wird angesetzt 

. Ohne Zweifel sind Berufsverbote nicht die ersten Repressions- 
maßnahraer.gegen Linke in der Geschichte der ßundesrepuolik und 
Westberlins, und schon gar nicht sind es die einzigen Pteßnah- 
men im staatlichen Instrumentarium. Bereits 1950 wurde mit dem 
"B eschluß der Bundesregierung vom 19» Sept. 1950" ("Adenauer- 
Erlaß") eine Grundlage für die Entlassung mißliebiger Staats¬ 
bediensteter geschaffen, wenn sie der KPD, FDJ oder naheste-. 
henden Organisationen angehörten. Die staatsanwaltlichen Er¬ 
mittlungen und Strafverfolgungen im Gefolge des KPD-Verbots 
von 1956 gingen jährlich in die Zehnfcausende (vgl. dazu: Lutz 
Lehmann, Legal und opportun, Berlin 1966). 

Mit der Entwicklung der Studentenbewegung und der Formierung 
der DKP schien es zunächst, als ließe der Staat die'ser Ent¬ 
wicklung zumindest insoweit ihren Lauf, als Behinderungen beim 
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Eintritt- in den Staatsdienst nicht zentral gezielt von Seiten 
der Behörden vorgenommen wurden. Jedoch sammelten politische 
Polizei und Verfassungsschutz bereits alles erreichbare Mate¬ 
rial. Als dann endgültig klar wurde, daß auch sozialliberale 
Reformbestrsbungen nicht den massenhaften Genuß der Früchte 
vom Baum marxistischer Erkenntnis ungeschehen machen konnten, 
ging man dazu über, den Zugang zum Staatsdienst umfassend 
zu kontrollieren und Linke gezielt fcrnzuholten. 


1971: Erste Maßnahmen richteten sich noch im Rahmen bestehen¬ 
der Bestimmungen primär gegen die Berufung linker Hochschul¬ 
lehrer: - Verhinderung der Berufung Horst Holzers nach Bremen, 
Begründung: DKP-Mitgliedscnaft. 

- Verhinderung der Berufung von J. Meyer-Ingwersen 
nach Kassel mit der gleichen Begründung. 

- Als einer der spektakulärsten Fälle die Verhinderung 
der Berufung von Ernest Mandel an die FU-Berlin 
(Anfang 1972), weil M. als Angehöriger der (irotz- 
kistischen)IV. Internationale als Gegner der frei- 
hei tl ich-demokra tischen Grundordnung (FDGO) anzu- 
seheh sei. Als M. vor Studenten der FU sprechen 
sollte, erhielt er Einreiseverbot für di« BRD und 
Westberlin. 

Derartige Handhabungen der staatlichen Eingriffsmöglichkeiten 
bei Berufungen sind seitdem gängige Praxis, häufig werden auch 
Scheinbegründugen für die Ablehnung ("mangelnde Qualifikation") 
genannt. 

Vorreiter l'ür die zentralen Maßnahmen zum Berufsverbot war dann 
der Hamburger Senat, als es um die Einstellung von DKP-Mitglie- 
dern nach dem 2 . Staatsexamen in den Schuldienst ging: 

Hamburger Senatsentscheid vom 25.11.1971; 

"Grundsätzliche Entscheidung des Senats: Der Senat hat in 
einer Grundsatzerklärung festgestellt, daß die Ernennung 
zum Beamten auf Leoenszeit bei politischen Aktivitäten des 
Bewerbers in rechts- und linksradikalen Grupten unzulässig 
ist. Dies gilt nach Auffassung des Senats erst recht im 
Erziehungsbereich und jedenfalls dann, wenn der Betretende 
in den genannten Gruppen besonders aktiv ist. In seiner 
Entscheidung geht der Senat davon aus, daß ein Beamter 
nach §6 und §59 des Hamourgischen Bearatengesetzes durch 
sein gesamtes Verhalten die Gewähr dafür bieten muß,'daß 
er sich jederzeit zur freiheitlich-demokratischen Grund¬ 
ordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennt und für ihre 
Einhaltung eintritt. Diese Entscheidung gilt auch für die 
Beantwortung der Frage, ob ein Beamter in der öobezeit 
seine Eignung bewiesen hat." 
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1972: Bezog sich der Hamburger Senatsentscheid auf die Ernen¬ 
nung zum Beamten auf Lebenszeit, griff kurz darauf die Mini¬ 
sterpräsidentenkonferenz der Länder schon weiter aus: 

28 1 1 ,.J922.L-*?.Sr.y.R d . § ä. t s. s . zu c-Ec.a&e- d er . v firf.as.s.ungsle.indLichen 

Kräfts im öfXentliehen Dienst«" 

"Nach den ßeamtengesetzen in Bund und ländern darf in das 
Beamtenverhältnis nur berufen werden, wer die Gewähr dafür 
bietet, daß er .jederzeit für die freiheitliche demokrati¬ 
sche Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eincritt; sind 
Beamte verpflichtet, sich aktiv innerhalo und außerhalb des 
Dienstes für die Erhaltung dieser Grundordrmng einzusetzen. 
Es handelt sich hierbei um zwingende Vorschriften. Jeder 
Einzelfall muß für sich geprüft und entschieden werden. 

Von folgenden Grundsätzen ist dabei auszugehen: (Bewerber) 
Ein Bewerber, der verfassungsfeindliche Aktivitäten ent¬ 
wickelt, wird nicht in den öffentlichen Dienst eingestellt. 
Gehört ein Bewerber einer Organisation an, die verfassungs- 
foindliche Ziele verfolgt, go begründet diese Mitgliedschaft 
Zweifel daran, ob er jederzeit für die freiheitliche demo¬ 
kratische Grundordnung eintretan wird. Diese Zweifel recht- 
fertigen in der Regel eine Ablehnung des Anstellungsantrags. 

(Beamter) Erfüllt ein Beamter durch Handlungen oder wegen 
seiner Mitgliedsenaßt in einer Organisation verfassungsfeind- 
licher Zielsetzung die Anforderungen des Paragraphen 35 rte- 
aratenrechtsrahmengesetz nicht, ..., so hat der Dienstherr 
aufgrund des jeweils ermittelten Sachverhalts die gebotenen 
Konsequenzen zu ziehen und insoesondere zu prüfen, ob die 
Entfernung des Beamten aus dem Dienst anzustreben ist. 

Für Arbeiter und Angestellte im öffentlichen Dienst gelten 
entsprechend den jeweiligen tarifvertraglichen Bestimmungen 
dieselben Grundsätze." 

Ergänzt wurden diese Bestimmungen durch eine gemeinsame Erklä¬ 
rung des Bundeskanzlers und der '"inisteroräsiden ten der Län¬ 
der. 


2. D ie Schraube wird gedreht 

Der Ministerpräsidentenerlaß würfe bald in die Tat umgesetzt. 
Dabei zeigten die Bundesländer unterschiedlichen Eifer, was 
Zahl und politisches Spektrum der Botroffonon anging: Versuch¬ 
te in den ersten Jahren Hessens Kultusminister Frieaeourg die 
Anwendung in engen Grenzen zu halten, so legten Maier in Bay¬ 
ern und Hahn in Baden-Württemberg die Bestimmungen extensiv 
aus, bzw. gingen noch über sie hinaus. Charakteristisch für 
die meisten Bundesländer ist jedoch in dieser Zeit, daß sien 
die Zahl der Berufsverbote in Grenzen hielt und etliche Muster¬ 
fälle in verschiedenen Bereichen durchexerziert wurden, als 
wolle die Bürokratie erst einmal prüfen, wie wirksam dieses 
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neue Instrument greife, und sonst aöscnrecKende Exempel statu¬ 
iere^ umfangreiche Dokumentation dieser früheren Fälle Dei 
3etilge/Ro ßraa nn; Der Kampf gegen das Berufsverbot, Köln 1975). 
In erster Linie war der Schulbereich oetroffen, Hochschule 
und Justiz folgten sehr schnell, die anderen Bereiche des öf¬ 
fentlichen Dienstes mit einigem Abstand. Zwei Fälle haoen 
.Vusterbedeutung erhalten: 

- Anne Lenhart . die wegen r, icgliedsch ft in der DKP nicht 
in den Schuldienst von rine inl und —rf alz auf genommen wurde. 
In einer gewundenen Urteiloegründung hat das Bundesver¬ 
waltungsgericht 1975 diese Entscheidung bestätigt. (Am 
14.-5.75 hat^e dieses Gericht in einem anderen Fall aller¬ 
dings entschieden, daä /or dem >/eroot einer Partei kei¬ 
nem Beschäftigtem im offestlichen Dienst die Mitglied¬ 
schaft in dieser Partei zur Last -relegt werden könnte. 

Es handelte sich jedoch um einen Ooerstleutnant der Bun¬ 
deswehr, dar in der NPD war.) 

- Heiner Saemisch. der wegen ''itaroeic in der "Roten Zelle 
Jura" an der Uni Kiel nicht in den juristischen Referen¬ 
dardienst, also ein Ausoildungsverhaltnis nit staatlichem 

onopolcharakter, aufsenoranen wurde. Der Fall liegt noch 
beim Bundesverfassungsgericht. 

Der Berliner Senat folgte erst zögernd diesem Verfanren eines 
of:en oolitischen Berufsverbots. Nach einigen untauglichen 
Di.sz iplinierungsmaßnahmen Kam der erste massive Eingriff im 
Novemoer '975 . Acht Bewerber für die Referendarausbildung 
wurden zu 'Einstellungsgesorächen" beim Schulsenator vorgela- 
d^n. Ein Recntsoeistand wurde ausgescnlossen, A/orcorotokoll 
nient geführt, oelasteudes '"aterial he ränge zogen, das nicht 
in der Personalakte enthalten war. Die Vorwürfe oezogen sich 
u.a. auf eingestellte Ermittlungsverfanrenwegen angeolicher 
Beleidigung eines Professors, Kandidatur für Uni-Gremien auf 
linken Listen und sogar auf Nutzung einer ge aeinsamen .Vohnung 
mit TrotzKLSten. Fünf der Bewerber wurden abgelehnt. Diese 
Uberorüfung und Selektion «wiederholt sich seither zu jedem 
Einstellungtermin (z.T. i:n schriftlichen /erfahren). Bezeich¬ 
nend ist dabei die Tendenz zur Ausweitung: Waren anfangs pri¬ 
mär Mitglieder der '.-Gruppen und ehemalige Mitglieder von 
Roten Zellen oetrofien und folgten dem SSÄ-Mitslieder, so 
trifft das Berutsveroot nittierweile auch deren Sympathisan¬ 
ten und Unorganisierte. 


• D ie Schraube wird weiter angezogen 


Seit der zweiten Jahreshälfte 1974 


/erschürften 


sich deutlich 
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die Maßnahmen des Staates. Die Gesinnungskontrolle wurde an¬ 
nähernd lückenlos. Grundlage in Westberlin war hierfür das 
Rundschreiben II Kr.112/1974 des Innensenators vom OiCt.d.J.: 

1 Betr.: Prüfung der dienstrechtlich geforderten Treuepflicht 
von Bewerbern 

1. Der Senat ist wie oisher der Auffassung, daß Dis zu einer 
Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes Richtlinien zur An¬ 
wendung der d lens bfech Glichen /orschriften über die Prüfung 
der Verfassungstreue der Bewerbe! für den öftenclicnen Dienst 
und der im unmittelbaren und mittelbaren Landesdienst ste¬ 
henden Dienstxräfte nicht zu erlassen sind. 

Aufgrund der oisnerigen Erfahrungen ist es .jedoch notwendig, 
das '/erfahren uer AusKunfterteilung üoer Bewerber zu verein¬ 
heitlichen. 

.«ach Beratung im Senat ergehen daher lie nachstehenden Rege¬ 
lungen: 

• • • 

2.4-, Die Pflicht zur Anfrage oeim Senator für Inneres wird 
zunächst erstreckt auf Beweroer für :ie Einstellung 
a) in Ämtern der Besoldungsgruppe A9 und hoher sov/ie in den 
Vofoereitungs- und Probedienst von Laufbahnen, deren Sin- 
gangsarat mindestens der Besoldungsgruope A9 zugeordnet ist, 
o) in Die stnosten der , r ergü cungsgrup e 7b BAT und hoher, 

c) als Angehöriger des Polizei- oder des allgemeinen /oll- 
zugsd ier.s ces und des Wer «cs d lens tas an J us tiz/ol l zu.rsaas Gal¬ 
ten, 

d) als Angestel lter in sozialcüdago/iscnei« l?ü-tig*cei een. 

2.3. Auch oei anderen Beweroern Kom..t eine Anfrage in Be¬ 
tracht, wenn das von der Binsteliungsoehorde iür erforder¬ 
lich örehalten wird, z.B. weil der Beweroer in einer beson¬ 
deren /ercrauensstellung Geschäftige verden soll oder ohne¬ 
hin Zweifel an aer Künftigen Erfüllung der Doli tischen 
TreueD!licht des Bewerbers bestehen." 

Ähnlich wurden die '/erfahren in den [/ändern der nRD Perfekti¬ 
oniert. Wurden dort ois zum September- 1974 ca. loo ooo ne-/er¬ 
ber üoernrüft, so ■•upder. es ois zum Feoruar d973 '>3o ooo. Die¬ 
selbe Wachs tunsrate Kann aucn seit den Feoruar veranschlagt 
werden. 

M it der Zahl dir voerürüfUi.gen durch den /erfassungssenucz 
stieg auch die Zahl der Berufsver-üoesfalle an. Gleichzeitig 
veränderte sich aucn die .ualitat der Argumente: Der Betroffe- 
ne mu i jetzt nicht mehr- aktives Mitglied einer unter dem of¬ 
fiziellen Eti*ett "verfassungsJeind j ich" geführten ürganisa- 
tion sein, um abgelehnt zu werden. Betroffen ist z.B. jetzt 
auch, wer iri Gruppen wie der SA/, ist und dazu r.oen einen 

Verwandten in radikalen Verhältnissen aufzuweisen hat (Fall 
Brentzel). Betroffen ist auch ein lindes SPD-'*itgiied bei 
Bewerbungen, wenn ihm der Innensenator ein Dos ier hinter— 
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herschickt, dem so zersetzende Aktivitäten wie die Unterschrift; 
unter einen Vietnaraaufruf und die unter einen Protest gegen 
ein erwartetes Verbot des KSV zu entnehmen sind (Fall Narr). 

Und betrofien sind jetzt nicht allein Bewerber, sondern auch 
Beamte auf Lebenszeit, so ein Lehrer, der entlassen werden 
soll, weil er auf einer SEW-Veranstaltung über seinen Berufs- 
bereich referierte (Fall Apel). Auch gegen Unterzeichner von 
Wahlaufrufen (also nicht Mitglieder) der zu den Abgeordneten- 
hauswanlen zugelassenen Parteien wurden Disziplinarverfahren 
eineeleitet. Eine ähnliche Entwicklung läßt sich auch in der 
BundesreuuDliK zeigen, wenn auch hier in einigen Ländern die¬ 
ser Stand schon früher erreicht war (Bavern, Baden-Würtcem- 
oerg). 

4. überdreht? 

Wie die jüngste Vergangenheit zeigt, ist auch eine weitere 
Steigerung möglich. So wurden jüngst allein aus einer Wohn¬ 
gemeinschaft mit"Anhängern der Neuen Linken" (wer auch imaer 
das sein mag) Zweifel an der Verfassungstreue einer Angestell¬ 
ten abgeleitet. In einem anderen Fall kam zu dieser Untat gar 
noch die eheliche Gemeinschaft mit einem Mitglied (vermutet) 
der "Liga gegen den Imperialismus" hinzu. Auch Teilnahme an 
Demonstrationen gegen den Vietnamkrieg in den Jahren 19b6/67 
Konnte oei dieser einstellenden Behörde gleiche Zweifel er¬ 
wecken. Wenn auch in den genannten Fällen die politische Ar¬ 
gumentation der einstellenden Behörde völlig auf ein "die jan- 
ze Richtung paßt uns nich'"-Niveau heruntergeKoranen ist, gibt 
sie sich immerhin noch als politische Argumentation zu erken¬ 
nen und ist damit auch angreifoar. Diese ,f öglichKeit - und 
damit auch die "’ögLicmce i c, über die Gerichtsbarkeit einige 
Positionen als unhaltbar revidieren zu lassen - wird jedoch 
endgültig in dem Fall genommen, daß die auf einem Schreiben 
Schulsenator Lofilers beruhende An weisung des Schonebergers 
Bezirkp. ^ ürgTm ei sters Kabus gängige Praxis der einstellenden 
Behörden wird: 

"Beigefügt übersenden wir Ihnen die Abschrift eines an die 
Bezirksämter - Aot. Volksbildung - gerichteten Schreibens 
des Senators für Schulwesen vom -'4. «ärz 1973 zur Kenntnis¬ 
nahme und der Bitte, auch in Ihrem Bereich entsprechend zu 
verfahren. 
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Insbesondere machen wir daoei auf die Bitte des Senators 
für Inneres aufmerksam, nach der b/i$ Nachfragen von Bewer¬ 
bern und anderer Personenkreise nicht mehr von den Eins teil 
lungsbehörden auf das ausstehende Ergebnis des Überprüfungs- 
Verfahrens durch den Senator für Inneres verwiesen werden 
soll. In Schönebers wurde bereits auf der Büroleiterbesore- 

chung am 27- Novemoer 1974-, oei der die Prüfung der dienst¬ 
rechtlich geforderten Treuepflicht von Be /erbern einziger 
Tagesordnungspunkt war und die Verfahrensweise zuni Rund¬ 
schreiben Inn II Nr. 112/d97^ geklärt worden ist, ausdrück¬ 
lich darauf hingewiesen, daß gegenüber Bewerbern keinerlei 
Hinweise bezüglich einer "be .“prüf ung durch den Senator für 
Inneres bzw. über deren Ergebnis gegeben werden dürfen. 

Aus gegebenem Anlaß machen wir Sie noch ein aal auf diese 
Ausführungen aufmerksam und oit-en Sie dringend, keines¬ 
falls von diesem /erfahren aozuweichen. 

Auch dürfen gegenüoer Bewerbern keine positiven Angaben 
zur fachlichen und persönlichen Eignung gemacht werden, wo¬ 
raus dann Beweroer den Eindruck gewinnen könnten, die end¬ 
gültige Mitteilung über die Einstellung sei eine 'reine 
Formsache' und ggf. nur noch von dem irgeonsi der Prüfung 
der dienstrech dich geforderten Treuepflicht aohangig. 

Selostverständlich dürfen den Bewerbern auch keine Ein¬ 
stellungstermine genannt werden. 

Eine Aroeitsaul'nanme ist erst möglich, wenn die Abteielung 
Personal und Verwaltung der Büroieitung den Einste 1lungs¬ 
tag miteeteilt hat. falls über einen Bewerber negative Er¬ 
kenntnisse oeim Serie tpr für Inneres vorliegen sollten, 
wird dies der Büroleitung uekan.-tgegeoen. Dem Beweroer 

wird von der Abteilung Personal und Verwaltun lediglich 
raitgeteilt, daß die Bewerbung nicht berücksichtigt werden 
konnte. 

Bit e weisen Sie al e Amtsleiter, Stel ienlei ter ode~ son¬ 
stigen Mitarbeiter Ihres Bereiches, die mit Bewerbern Ein- 
stellungsgespräche führen, darauf hin, daß diese Verfahrens¬ 
weise unoedingfc eingehalten -/erden muß. Falls entgegen die¬ 
ser Anordnung Zusagen :enacht oder unoerechtigte Auskünfte 
erteilt werden sollten, sind für etwaige Rechtsansprüche 
abgelehn ter Bewerber die ne treffenden s - : i taroei cer haltbar." 

Mit einer derartigen Praxis hat sich :ie Exekutive endgültig 
verselbständigt und kann in oürokratiscr.en • bsolutismus ihre 
Entscneidungen treffen. 

Es scheint .jedoch, als sei der Staatsapparat mit diesen Maß¬ 
nahmen augenolicklich einige Schritte zu weit gegangen, für 
diese Einschätzu^ff spricht die scharfe Kritik, die diese An¬ 
weisung sowohl von der liberalen Öffentlichkeit als auch von 
Seiten des Koalitionspartners rDP jrl'uhr. Auch die zuletzt 
bescnriebenen politischen Vorwürfe gegen öhrer sind zun ros¬ 
sen Teil von 1er Behörde zurücksrenom ..en worden, weil wohl 
selbst als unhaltbar vor Bericht angesehen. In diese Richtung 



deuten auch einige Gerichtsentscheidungen der jüngster» Zeit 
(Pfender, Fahlousch). Vorläufig scheint also an diesen Punkt 
die oisher kontinuierlich ihren Druck verstärkende Schrauoe 
staatlicher Repression nicht mehr zu greifen. Umso stärker 
wäre von unserer Seite hier anzusetzen. Zu irgendwelchem 
Jubel ist deswegen jedoch kein Qrund. Denn zum einen ist 
durchaus eine Entwicklung denkbar (noch eine Mill. aroeits- 
lose mehr, etwas aufmüpfiger* dazu zwei puolizisttiscn wirk¬ 
same Bomben oder Kidnappings), in der auch derartige Praxis 
durch die Rechtsprechjng abgesegnet wird. Und zum anderen ist 
auch ohne derartige Auswüchse die vielerorts bereits als "Nor¬ 
mal" akzeptierte Praxis alles andere als normal, wenn in die¬ 
sem Begriff zumindest ein Hauch von Demokratie mitscnwingen 
soll. In dieser "Normalität" können wir uns nicht einrichten. 


Kurze Nachbemerkung; In diesem Kurzen Überblick ist allein die 
staatliche eindeutig politische Berufsverbotspraxis Umrissen 
worden. Aus der täglich erfahrenen, oft gar nicht mehr oewußten 
Repression in der beruflichen Praxis der oecroffenen Linken 
ist damit nur ein Kleiner Ausschnitt erfaßt. Dazu gehört sehr 
viel mehr, z.B. die schon immer gepflogene Praxis, linke Be¬ 
werber von iner Stelb abzuweisen, ohne je politisch zu argu¬ 
mentieren, sondern immer nur über die y.ualifikacion zu reden. 
Dazu gehören auch gut gezielte RufmordKampagnen in der wissen¬ 
schaftlichen ffentlichkeLt. Dazu gehört auch die präventive 
Selbstzensur nicht von vornherein ablehnender Stellen. Bei 
dem Überangebot von .Akademikern auf dem Arbeitsmarkt wird die¬ 
se offizielle Entpolitisierung letztlich politisch motivierter 
Ablehnungen noch verstärkt mr Anwendung gelangen. 

Es gehört auch zu diesem Bereich schließlich die ÜDernanme 
der Berufsverootspraxis in nichtstaatlichen Bereichen: Entlas¬ 
sung politisch unbequemer kirchlicher Mitarbeiter, Entlassung 
von Ärzten aus Krankenhäusern freier Träger, nachdem diese einen 
flink vom Verfassungsschutz erhalten haben, Gewerkschaftsaus¬ 
schlüsse. In einigen Fällen - so oeim Unvereinbarkeitsoeschluß 
les Kolpingwerks gegenüber den Jusos - Können diese Grupoen 
sogar Vorreiter der Entwicklung sein, wenn diese Entwicklung 
nicht wieder zurücKgedrängt werden kann. 


Verbote 2 
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3# Dokumentation von Einzelfällen 


1 • Disziplinierung wegen Parteimitgliedschaft 
bzw # Parteiunterstützung ^AUL. A 


Ltd MD Gosten 

Ermittlungsführer 
- Rechtsamt - 


Berlin, den 9. 4. 1975 


Herrn 

Hans A p e 1 
Pommern-Oberschule 


Sehr geehrter Herr Apel, 

das Bezirksamt Charlottenburg hat am 3.3-1975 die Durch¬ 
führung des Vorermittlungsverfahrens gern. § 27 LDO 
( Landesdisziplinarordnung ) gegen Sie beschlossen. 

Ihnen wird vorgeworfen, sich als Beamter aktiv für die 
Ziele einer verfassungsfeindlichen Partei, der SEW, 
eingesetzt zu haben, indem Sie als Mitglied dieser Partei 
auf einem Parteitag eine Rede gehalten haben, wie sich 
aus einem Artikel in der Zeitung "Die Wahrheit" vom 29.11. 
1974 ergibt. 

Diese Tatsachen rechtfertigen den Verdacht eines Dienst¬ 
vergehens. 

Sie sollen hierzu gehört werden. Schon Jetzt werden Sie 
darauf hingewiesen, dass es Ihnen frei steht, sich mündlich 
oder schriftlich zu äussern oder nicht zur Sache auszusagen 
und Jederzeit, auch vor dieser Anhörung, einen Verteidiger 
zu befragen. Sie haben die Möglichkeit, die Vorermittlungs¬ 
akten und beigezogenen Schriftstücke einzusehen,soweit dies 
ohne Gefährdung des Ermittlungszweckes möglich ist. 

Sie können ferner auf Verlangen Abschriften von den in. den 
Vorermittlungen aufgenommenen Vernehmungsniederschriften 
erhalten. 

Termin zur Anhörung vor dem Unterzeichnenden findet statt am 

Dienstag, d. 22.April 1975, 1^ Uhr, 

Rathaus Charlottenburg, Otto-Suhr-Allee loo, 
Zimmer 326 d. 


Hochachtungsvoll 




BERLIN 


Bezirksamt Charlotten bürg von Berlin 

Abladung Volksbildung 
Schulamt 


Bezirksamt Oartotlenbufg.1 Berlin 19. Heerstraße 12 


Herrn 
Hans Apel 

- VII, 01. OH - 


GeschZ. (bei Antwort brto angeben) 

L 


Zimmer 

Fernruf 3051 PJlS. lOurchwahl) 
Intern (97t) _ZJL. 208 

Datum 5. Mai 1975 


Sehr geehrter Herr Apel! 

Das gegen Sie eingeleitete Vorernittlungsverfahren gern. § 27 LDO 
ist abgeschlossen. Sie haben im Vorermittlungsverfahren zugegeben, 
Mitglied der SEW zu sein. Dadurch, daß Sie auf dem IV. Parteitag 
der SEW 1974 als Redner aufgetreten sind ist bewiesen, daß Sie 
sich zu den Zielen dieser Partei aktiv bekennen. 

Nach dem Ergebnis des Vorermittlungsverfahrens ist daher festzu¬ 
stellen, _daß Ihnen die Ei gnunGS.vor-ausse-t2.ungen nach § 9 Absatz 1 
Ziff. 2 LBG Jehl&u 

In Ihrer schriftlichen Erklärung vom 20.4.1975 haben Sie u. a. 
ausgeführt, die SEW bekenne sich nachdrücklich zur verfassungsmä- 
ßigen Ordnung. Dieser Auffassung wird von uns widersprochen. 

* 


Durch bloße gegenteilige Behauptung, trotz der Mitgliedschaft 
in der SEW aktiv für die freiheitlich-demokratische Grundord¬ 
nung einzutreten, können die Zweifel an der Verfassungstreue 
nicht ausgeräumt werden. Es wird auch insoweit auf die Ausführun¬ 
gen im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts - BVerwG II C 68/73 - 
Bezug genommen. 


Wir werden deshalb das Bezirksamt bitten zu beschließen, gegen 
Sie ein förmliches Dienststrafverfahren einzuleiten. 


Eine förmliche Mitteilung geht Ihnen zu gegebener Zeit zu. Wir 
weisen außerdem darauf hin, daß von einer Untersuchung nach § 49 
Absatz 2 LDO abgesehen wird, da der Sachverhalt aufgeklärt ist. 

V 



JhjJ 


’Röseler 

Bezirksstadtrat 
2 * 


Zuf lungcnnur and« 
Bcnrkskasse Qv*toc.*nburg 
(Da gctdos a beten) 


Postscheckkonto Berkn West 48 86101 
Bankkonten 

Berliner Bank AG. (B-Z 100 200 00) Kto. 9 908 008 700 


Anlegungen und Kritik nach DienstschluB: Tolefon 34 86 2 * 
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<? 5".S~ , 

Stellungnahme des Kollegiums der 1. Oberschule Charlottenburg 

Berufsverbot für einen Beamten auf Lebenszeit in Charlottenburg 1 

Der Stadtrat für Volksbildung des Bezirkes Charlottenburg, Herr 
Röseler, hat die Vorermittlungen zu einem Disziplinarverfahren 
mit den Ziel, den Kollegen Hans Apel aus den Dienst zu entlassen, 
abgeschlossen. Er wirft den Kollegen Apel fehlende Eignungsvor¬ 
aussetzungen als Beamter vor, die allein mit der Mitgliedschaft 
in der SEW begründet werden, und meint, eine bloße Versicherung 
der Treue zur Verfassung würde nicht ausreichen, um seine Zweifel 
auszuräunen. 

Y/ir kennen den Kollegen Apel aus der geleisteten Arbeit in der 
Schule. Wir wissen, daß man sich bei Schwierigkeiten jederzeit 
an ihn wenden konnte und von ihm jede Hilfe und Unterstützung 
erhalten hat. 

Wir wissen, daß er seinen Unterricht ordnungsgemäß und pünktlich 
durchgeführt hat, 

daß er initiativ und konstruktiv zu allen Problemen 
der Schule Stellung bezog, z.B. auf Gesamtkonferenzen, 
wo es sich um Konflikte mit Hauptschülern handelte, 
oder in Fachkonferenzen, die sich mit konzeptionellen 
oder praktischen Problemen beschäftigten, 

daß er mit großem persönlichen Aufwand selbDt in den 
Ferien den Aufbau des Fachbereichs Arbeitslehre ge¬ 
leistet hat. 

Diese Eigenschaften waren dem Stadtrat bekannt. Denn wie anders, 
als mit den nachgewiesenen Qualifikationen wäre es zu erklären, 
daß er den Kollegen Apel erst aus dem Bezirk Neukölln zur Planung 
der Gesamtschule holte und ihn sogar - gegen dessen Willen - zum 
kommissarischen Fachbereichsleiter ernannte ! 

Wir meinen, diese Tatsachen sprechen für sich. 

Wir fordern, daß dem Kollegen Hans Apel, der seit sechs Jahren als 
Beamter auf Lebenszeit seine Arbeit mehr als pflichtgemäß tat, 

konkrete Vorwürfe vorgelegt werden müssen ! 

Wir sind strikt dagegen, daß aufgrund der vorgebrachten Beschuldi¬ 
gung einem Lehrer verboten werden soll, seinen Beruf weiterhin 
aus zuüben. 
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Bezirksamt Charlottenburg 
von Berlin 

Abteiluni: Volksbildung 
- Dez. - 


1 Berlin 19, den 3.6.1975 
Heerstraße 12 

App.: 76 389 


An die Lehrkräfte und Mitarbeiter 

der Gesantoberschule Charlottenburg-Kord 


Pressemeldungen zufolge haben sich viele Mitarbeiter der Gesamtoberschule in einer 
Resolution für das Verbleiben eines beamteten Lehrers im öffentlichen Eienst aus¬ 
gesprochen, goren den von seiten des Bezirksamts ein Verfahren mit dem Siel der 
Entfernung aus den Dienst eingcleitet wurde. 

Der Einsatz fiir den betreffenden Lehrer kann nach Auffassung der. Bezirksamts nur 
mit Unkenntnis der Sachlage erklärt werden. Um jedem der Unterzeichner der Resolution 
zugunsten der. der SGW angehörenden Lehrers Gelegenheit zu geben, sich von der 
ecolution zu distanzieren, geben wir nachstehend die Fakten bekannt: 

1. Das Bezirksamt muß pflichtgemäß tätig werden, wenn der begründete Verdacht be¬ 
steht, daß bei einem Mitarbeiter die Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung 
des enntenntatus entfallen 6ind. Hach der Verfassung, den 1eantengesetzen, und 
höchhtrichtcrlichen Entscheidungen ist der aktive Einsatz fiir ein# verfassungs¬ 
widrige Partei mit den BeaotenstatUs unvereinbar. 

Der Betreffende ist nie «edner auf einen UEW-Parteitag in Erscheinung getreten, 
indem er einen Beitrag zum Wahlkampf der GEW leistete. Auch ist -nicht ersichtlich, 
daß er zu irgend einer Zeit der Forderung nach*rekom::en ist, 6ich aktiv für die 
freiheitlich-demokratische Grundordnunc einzusetzen. 

insoweit ist die Behauptung in der Erklärung, der Potreffer.de soll wegen der 
bloßen Zug“hörigkeit zur SGW nur. den nfEntliehen iienst. entfernt werden, unzu¬ 
treffend, wenngleich wir die Mitgliedschaft in einer konmunisticchen i.'nderpartei 
an sich schon für schlimm genug halten. 

2. Der Dezernent der Abt. Volksbildung hat sowohl gegenüber dem betreffenden Iehror 
als auch gegenüber dem damaligen Leiter der llanungcgrupne für Charlottenburg- 
i.ord seine fachlichen Bedenken geäußert, nlr. es um nie Frage ging, ob der 
Betreffende mit Planungsarbeiten für den Fachbereich Arboitnlehrc in Chnrlotton- 
burg-Nord betraut werden kann. lediglich die Bürgerschaft des seiner-zeitigen 
Leiters der Flnnungsgrupre und die fehlende Alternative führten dazu, daß der 
Betreffende nach Charlottenburg übernommen wurde. 

3- Da der Betreffende die Vorbereitungsarbriten für Ohnrlottenburg-Kord im Fachbereich 
Arbeitslehre zu verantworten hatte, war es auch nur logisch, ihn den Fachbereich 
kommissarisch leiten zu lassen, nachdem die Ausschreibung für den Fachbereich nur 
seine Bewerbung erbrachte. In einem persönlichen Gespräch mit dem Betreffenden 
nnt der Dezernent anhand der Erfahrungen seine ursprünglichen Bedenken wiederholt 
und eine Besetzung des Fachbereichs mit dem Betreffenden abgelehnt, woraufhin 
dieser seine Bewerbung zurückzog. Als die Stelle neu ausgeschrieben wurde, traten 
im Fachbereich Arbeitslohn tätige Lehrkräfte von Chnrlottenburg-.Nord vergeblich 
mit der Forderung an den Dezernenten heran, er goIIc den Betreffenden zur Bewer¬ 
bung auffordern und die Stelle mit ihm besetzen. 

Dieser Sachverhalt macht deutlich, daß die in der Resolution zugunsten des Betreffen¬ 
den behaupteten Punkte einer Überprüfung nicht standhalten. Die Initiatoren dieser 
Resolution mußten es zum Teil besser wissen, und haben insoweit - wenn die Zahl der 
Unterschriften stimmt - an der Schule tätige Kolleren vorsätzlich oder grob fahr¬ 
lässig getäuscht. 
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Nach dieser Klarstellung erwarten wir, daß sich die Lehrer und sonstigen :it— 
arbeiter der Schule von der Resolution zugunsten des aktiven SZW-Kommunisten 
distanzieren. Da6 Bezirksamt wird sonst zu prüfen haben, welche Konsequenzen 
sich daraus ergeben, daß Mitarbeiter, die eich jederzeit aktiv zugunsten der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung verwenden müssen, ihre Aktivität 6tatt- 
dessen zugunsten einer Person einsetzen, die eich durch aktive Mitarbeit für eine 
verfa68ungsfeindliche Partei auszeichnet. 


gea. Röoeler 
Bezirksstadtrat 


£ R K L ;* 


P 1! K G 


er.<l : ire ten, oa: icn ;;.icn von der 
Hesc: distanziere, c i'.o ;:u -unst^n eines 

:,o-. Lehrers * ‘ef*aV* wurde, ~e en den we~en 

soL.x-r . ..i/u:. i i'r.r.oit ir: der oLW 
oIß . .rf-. .ror. .v:r ;v: ffo aus -en 8ffo.it- 

ilc *... -L ...s" ;u.': .*.c: ii'ksunt oir.c/o- 

iO' “• ‘ w. r-*io . 


(’Ji.norscr.rift) 


0"o in L‘ruc : v . jc:!üni;..e"w 
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Stellungnahme des Kollegiums der 1. Gesamtobcrschule Sn Charlottenburg-hord zum 
Schreiben des Bezirkestadtrates für Volksbildung ran 5- Juni 1975 


71 von 89 an der Schule Beschäftigten, haben eine Resolution unterschrieben, die 
zur Einleitung von Vorermittlungen gegen einen der SEW angehörenden Kollegen 
Stellung nimnt. Der Stadtrat für Volksbildung des Bezirks, Herr Röseler, hat in 
einer Dienstbesprechung von 5» Juni 1975 ßowie durch Schreiben von 5 . Juni 1975 
alle an der Schule Beschäftigten aufgefordert, eich mittels einer von Bezirksamt 
formulierten Erklärung von dieser Resolution zu distanzieren, ln den Schreiben v 
ausgeführt, daß die Resolution in einigen Punkten unrichtig sei, und da die 
Initiatoren es zum Teil besser wissen müßten, haben sie die an der Schule tätige. 
Kollegen vorsätzlich oder grob fahrlässig getauscht. Das Bezirksamt erwartet des¬ 
halb, daß sich die Lehrer und sonstigen Mitarbeiter der Schule von der Resolutio: 
distanzieren. Falls diese Distanzierung nicht erfolge, werde das Bezirksamt "so» 
zu prüfen haben, welche Konsequenzen sich daraus ergeben, daß Mitarbeiter, die r. 
jederzeit aktiv für die freiheitlich-demokratische Grundordnung vor,enden müssen 
ihre Aktivitäten stattdeesen zugunsten oiner Person einoetzen, die sich durch 
aktive Mitarbeit für eine verfassungsfeindliche Partei auszeichnet". 

Ungeachtet unterschiedlicher persönlicher Beurteilung des Inhalts der Resolution 
und des Verhaltens der betroffenen Kollegen erklären vir: 

1. Wir lehnen es ab, in der Personalangelerenheit eines Kollegen eine Erklärung 
abzugeben, die inhaltlich zumindest teilweise den vom Bezirksamt erstrebten 
Ausgang des Verfahrens vorwegnimnt. Ls muß den nit der Durchführung des Ver¬ 
fahrens betrauten Verwaltungsorganen und den Gerichten Vorbehalten bleiben, 
zu entscheiden, ob die dem Kollegen vom Bezirksamt gemachten Vorwürfe zutreff' 
6ind und ob sie eine Entfernung des Kollegen aus dem Schuldienst rechtfertige! 

2. Die Resolution wurde in berechtigter Ausübung des durch Artikel 5 Abc. 1 GG 
geschützten Rechts auf freie Meinungsäußerung verfaßt. Nach ständiger Recht¬ 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts ist dieses Fecht für den Bestand der 
freiheitlichen Demokratie von hervorragender Bedeutung. Art. 5 Abs. 1 GG bein¬ 
haltet auch das Recht, aich einer bestimmten Meinungsäußerung zu enthalten. 

3« Wir sehen in der Androhung von Konsequenzen für den Full, daß eine Distanzieri 
von der Resolution nicht erfolgt, einen unzulässigen Angriff auf d*s Grundreci 
der freien Meinungsäußerung. Wir haben daher keiner Anlaß, und keine Verpflicl 
tung, une von dieser Resolution zu distanzieren. 

4. Wir sind bereit, un6 durch unser gesar ienstliches und außerdienstliches 
Verhalten zu der freiheitlich-denokrat. : . . Grundordnung und der Verfassung 

von Berlin zu bekennen und für deren Er;. ng einzutreten. Da6 bedeutet für 
uns gerade auch, unberechtigten Eingriffen auf das Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung entgegenzutreten. 


°.6.75 


(siehe TagccspiegelArtikel Seite 52 ) 
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Am 7. März .1975, einen Tag vor Beginn der Berliner Osterferien, 
wurde Frau Brentzel von der Schulleitung der Beethoven-Schule in 
Berlin-Steglitz mitgeteilt, daß sie nicht weiter im Schuldienst 
beschäftigt werden könne. Die ihr und der Schule zugesagte Ver¬ 
längerung ihres Vertrages könne nicht in Kraft treten. 

Frau Erentzel ist an der Beethoven-Schule seit 1972 als Lehrerin 
für Mathematik. Physik und Politische Weltkunde beschäftigt. 

Seit 197^ ist sie außerdem Assistentin am Otto-Suhr-Institut der 
F'J Berlin, zugleich *ührt sie ihre Lehrtätigkeit an der Schule 
"it 5 Stunden weiter. 

Eine Begründung der Entscheidung, den zugesagten Arbeitsvertrag 
nicht zu verlängern, erhielt Frau 3. zunächst nicht. Ihr wurde 
mitgeteilt, sie könne die Gründe beim zuständen Schulrat Dr. 
Posenbach erfragen. 

Aus dem Geöächto i spr&tokol 1 von Frau Brentzel : 

"Wie Herr D osenbach ausführte, seien ihm in der Vergangenheit 
Un t e *• 1 a cer z,gestellt worden, die eine Verl ängerung meines Ar¬ 
beit*./er träges unmöglich machen. Wenn diese Tatsachen zu einem 
f r - r< : ' ; : fi Zeitpunkt bekannt gewesen wären, wäre eine Verlänge- 
'■-•'G Vertrages gar nicht in Aussicht genommen worden. Grund 
für sie Mcntverl ängerung sei, daß ich 'prominentes Mitglied' in 
de^ Sozialistischen Assistentenzelle (SAZ) am Otto-Suhr-Institut 
sei.' 

Frau 3. ' s "Prominenz" wurde mit ihrer Kandidatur auf der SAZ- 
Liste für die OS I-Ausbi1dungskommission beleat. Zur SAZ erklärte 
Schulrat D o$enbach, diese Organisation vertrete Ansichten, die 
"vom Schulamt in keiner Weise geteilt" würden. Mit den Dienst¬ 
pflichten eines Lehrers seien solche Ansichten nicht vereinbar. 

Als Beleg dienten mehrere aus dem Zusammenhang gerissene und 
f ehlinterpretierte Zitate aus dem Artikel "Studium und Berufs¬ 
praxis" in der SAZ-Zeitunq Nr. 3 vom 28. Juni 1973, in dem die 
SAZ sich kritisch mit damals weit verbreiteten Vorstellungen 
von "revolutionärer Berufspraxis" auseinandersetzte. 

Weitere "Erkenntnisse" zu ihrer Person konnte Frau B. einem Son¬ 
derblatt in ihrer Personalakte entnehmen. Sie las dort: 

- Abonnement der Roten Presse Korrespondenz 1969 

- Verteilung der Roten 1. Mai-Zeitung vor dem Osram-Werk 1970 

- Unterzeichnung eines Aufrufs gegen den Hamburger Erlaß 1972 

- Mitgliedschaft und Vorsitz in’der Gesellschaft für 
Deutsch-Chinesische Freundschaft 1973/74. 

Ferner war in der Akte vermerkt, daß ihr Bruder, von Beruf Rechts- 
Anwalt, Anhänger der Neuen Linken sei und in Prozessen KPD-Mit- 


glieder vertreten habe. Und ebenso war ihre Zugehörigkeit zur 
Sozialistischen Ass i stentenze11e erwähnt. 

Bemerkenswerterweise wurde vom Steglitzer Schulamt die berufliche 
Qualifikation und Leistung Frau Brentzels nicht in Zweifel gezo 
gen. Im Gegenteil - ihr wurde ausdrücklich bestätigt, daß sie 
eine sehr qualifizierte und bei Schülern, Eltern und Kollegen 
anerkannte Lehrerin sei. Aber eben dies wurde ihr zum Vorwurf 
gemacht: Da ja auch die SAZ-Zeitung schreibe, daß linke Lehrer 
außergewöhnliche Qualifikationen benötigten, zeige sich gerade 
an Frau Brentzels beruflicher Leistung ihre Konformität mit der 
SAZ-Strategie. 

Frau Brentzel hat gegen die Nichtverlängerung ihrer Tätigkeit im 
Schuldienst inzwischen Klage erhoben. Die Hauptverhandlung beim 
Arbeitsgericht ist fjjr den 19.6.1975 angeset2t. Die Abweisung 
ihres Antrags auf Einstweilige Verfügung am 2.5. hatte inhaltlich 
mit der Hauptsache nichts zu tun. 

Anfang April erklärte der Steglitzer Volksbildungsstadtrat 
Schröter (SPD) in einem Gespräch mit Frau Brentzels Anwalt, Vor¬ 
aussetzung für eine Wiederaufnahme in den Schuldienst sei,daß 
Frau Brentzel öffentlich und erkennbar aus der SAZ austrete. Ro- 
traud Brentzel lehnte dieses Ansinnen ab. 

Bei den Lehrerkol1 egen von Frau B., bei den Schülern wie auch 
bei ihren Arbeitskollegen an der Universität löste die politische 
Disziplinierung durch die Schulbehörde Unruhe und Protest aus. Al 
le Gruppen, mit denen FrauB. es in ihrer Arbeit zu tun hat, for¬ 
derten ihre Wiedereinstellung. 

Der Fachbereichsrat des Otto-Suhr-Instituts (oberstes Beschluß¬ 
organ des OSI) stellte fest: 

"... Die überwiegende Mehrheit der Studenten des FB 15 studiert 
das Fach Sozialkunde ohne zureichende fachdidaktische Betreuung 
durch Lehrkräfte, die gleichzeitig schulpraktisch tätig sind. 

Frau Brentzel gehört zu den ganz wenigen Dozenten des Fachbe¬ 
reichs, die diese Lücke füllen ... Der Bezug zur beruflichen 
Praxis bereits in der ersten Phase der Ausbildung wird längst 
- auch vom Schulsenat - als Notwendigkeit ausdrücklich gefor¬ 
dert.. Aus diesen Gründen ist der Fachbereich an ihrer Weiterbe¬ 
schäftigung im Schulbereich dringlich interessiert." 

Zur SAZ erklärte der Fachbereicnsrat: "Die SAZ ist - bei *31160 
Vorbehalten, die man ihr gegenüber hegen mag - die organisatori¬ 
sche Repräsentanz eines an deutschen und ausländischen Universi¬ 
täten unbestritten legitimen wissenschaftlichen Ansatzes. Der 
FBR verwahrt sich dagegen, daß dieser Ansatz als nicht verfas¬ 
sungsgemäß diskriminiert wird." ^ 

Verbote 3 



Der Fachbereichsrat forderte deshalb das Bezirksamt Steglitz 
auf, "seine Entscheidung zu revidieren und Frau Brentzel umge¬ 
hend wei terzubes-chäfti gen ." (Aus der FBR-Stel 1 ungnahme vom 

9.4.75). 

Nachdrücklicher noch reagierten Schüler und Lehrer der Beethoven- 
Schule. Das Berufsverbot für Frau B. und die dafür gegebene Be¬ 
gründung stießen in der Schule auf tiefes Unverständnis und Pro¬ 
test. - Als die Forderung nach Weiterbeschäftigung der Lehrerin 
und Kollegin laut wurde, versuchte das Schulamt jedoch, die Dis¬ 
kussion des Falles zu unterdrücken: In einer Anordnung vom 
4. April wurde sämtlichen Lehrern der Beethoven-Schule vom STadt- 
rat für Volksbildung formell untersagt, sich zum Berufsverbot 
ihrer Kollegin zu äußern, innerhalb wie außerhalb der Schule; die 
Schüler versuchte man in ihren Protestaktionen durch Androhung 
hoher Ordnungsstrafen zu disziplinieren; und die Eltern wurden 

durch einen Brief des Schulleiters eingeschüchtert. 

Alles ohne Erfolg. Der Ei nschüchterungsversuch von Amts wegen 
prallte am Staats- und Demokratieverständnis aller Betroffenen 
ab. 

33 Kollegen von Frau B. wandten sich trotz des ÄußerungsVerbots 
an die öffentlichkeit: 

"... Der Arbeitsvertrag unserer Kollegin Frau Brentzel wurde 
nicht verlängert, da, wie es hieß, begründete Zwei'fel an ihrem 
zukünftigen aktiven Einsatz für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung nicht hatten ausgeräumt werden können. Diese Ent¬ 
scheidung wurde ihr und uns als vollendete Tatsache präsentiert. 
Wir sind darüber bestürzt, zumal wir Frau Brentzel in 4jähriger 
Zusammenarbeit in der 1-OG Steglitz gerade durch ihren 'aktiven 
Einsatz' für eine Erziehung zu geistiger Selbständigkeit als 
vorbildliche Lehrerin schätzen gelernt haben ... 

Die Behauptung, Zweifel an Frau Brentzels künftiger Verfassungs¬ 
treue seien begründet, muß also entschieden zurückgewiesen wer¬ 
den - es sei denn, man hat uns wichtige Informationen vorenthal¬ 
ten. Es ist mit unserem Rechtsverständnis nicht vereinbar, daß 
der 'Beschuldigten' nicht einmal die Chance gelassen wurde, vor 
der Entscheidung zu ihren Ungunsten die 'begründeten' Zweifel 
an ihrer künftigen Verfassung treue ausräumen zu helfen ... 

Dieses Vorgehen entspricht nicht unseren Vorstellungen von 
rechtsstaatlichen Prinzipien. Deshalb wenden wir uns an die Öf¬ 
fentlichkeit unter Mißachtung des Loyalitätsbegriffs des Bezirks¬ 
amtes. Wir meinen, gera*de weil wir Beamte und Lehrer sind, haben 
wir uns in erster Linie als Staatsbürger loyal zu verhalten." 

(Aus der Protesterk1ärung der Lehrer vom 15.4.75) 

Die Lehrer übergaben ihre Erklärung dem "Tagesspiegel" und dem 
SFB-Jugendfunk. 

Reinhart Behr, Studiendirektor am Beethoven,-Gymnas i um, schrieb 
e 20 en offenen Brief an den zuständigen Stadtrat und wies ihn auf 



die Verwandtschaft des unbegründeten BerufsVerbots von Frau B. 
mit ehemaligen faschistischen Praktiken hin (siehe.Kasten). 


* 


Offener Brief von Studiendirektor Behr an Stadtrat Schröter 

Vor einigen Jahren wurde in einer Feierstunde der Steglitzer 
Volkshochschule der Harne von Victor Gollancz verliehen. Sie hiel¬ 
ten die Festansprache und erinnerten daran, daß Gollancz sich 
nach Kriegsende als einer der ersten mutig gegen eine pauschale 
Verdammung aller Deutschen wandte und hierfür Verdächtigungen 
und Unterstellungen erntete. Man werde Sie stets unter denen 
finden, die Unbequeme, die dem allgemeinen Me i nungsdruck wider¬ 
stehen und dadurch immer in den Bereich von Verdächtigungen gera¬ 
ten, schützen. Gerade im Verhalten ihnen gegenüber bewähre sich 
der demokratische Staat. 

Diese Worte, angesichts der Witwe von Gollancz, waren eindrucks¬ 
voll. Waren sie auch billig? 

Eine Kollegin meiner Schule, der Beethoven-Schule, vom Kollegium 
in vier Jahren gemeinsamer Arbeit geschätzt wegen ihrer aktiven, 
sachlichen und konstruktiven Arbeit in Schulgremien und ihrer 
Hilfe bei der Integration von Lehrern und Schülern, ist wohl 
eine solche Unbequeme, weil sie das Grundgesetz auch in den Be¬ 
reichen ernst nimmt, die in der öffentlichen Meinung gern ver¬ 
drängt werden. Sie haben ihren Beschäftigungsauftrag nicht ver¬ 
längert, weil sie, gleichzeitig Assistentin an der FU, dort für 
eine Assistentengruppe kandidere, die, wie in einem zwei Jahre 
alten Artikel in einem Blatt der Gruppe zu entnehmen, verfassungs¬ 
feindliche Ziele verfolge. Der Artikel gebe eine - von Ihnen an¬ 
genommene - offizielle Meinung der Gruppe wieder. Ihre Deutung 
seines Inhalts sei damit auch Meinung der Kollegin, die damit 
befürchten lasse, daß sie ihre Schüler in verfassungsfei nd I i eher 
Richtung beeinflussen werde. Gehört wurde die Kollegin hierzu 
vor Ihrem Entscheid nicht. Daß weder Eltern, noch Schüler, Kol¬ 
legen oder das Amt bisher Tenderzen zu einer solchen Beeinflus¬ 
sung gesehen haben, bestreiten Sie nicht. Wo bleibt hier Ihr Mut, 
einen un-equemen, aber verdienstvollen Menschen gegen Verdächti¬ 
gungen und ihre Folgen zu schützen? 

So "konsequent" gegenüber möglicher Verfassungsfeindlichkeit 
war Ihre Behörde (nicht Sie meine ich jetzt) keineswegs immer. 
Fritz Karsen baute vor 1933 in Neukölln eine Versuchsschule 
auf, die den Gedanken der sozialen Demokratie im Bildungswesen 
verwirklichen wollte. Sein Werk wurde in diffamierender Weise 
von einem Lehrer öffentlich kritisiert; für dieses "Verdienst" 
wurde dieser dann bei Beginn der nationalsozialistischen Herr¬ 
schaft statt Karsens Leiter der Schule und vertrieb dann inner¬ 
halb weniger Wochen über die Hälfte ihrer Lehrer. Dieser Mann 
wurde, trotz energischer Proteste vom Nationalsozialismus ver¬ 
folgter Lehrer, auch des damaligen Leiters der Pau1sen'-Schu1e , 
Bloch, als Lehrer wieder eingestellt, und zwar an der Beethoven- 
Schule ... 

Meinen Sie, daß kritischen Schülern, die unser Grundgesetz ernst 
nehmen, Ihr jetziges Verhalten verständlich gemacht werden kann? 
Sie erwarten aber, wie Ihr Beauftragter uns in teilweise äußerst 
scharfem Ton unter Hinweis auf schwere Konsequenzen bei Nicht¬ 
befolgung erklärte, nicht nur dies von uns Lehrern, sondern dar¬ 
über hinaus, daß wir unsere eigene Meinung hierzu vor Schülern 
und der Öffentlichkeit verschweigen, ja mehr noch, auf jede un¬ 
terstützende Äußerung für die von uns geschätzte Kollegin ver¬ 
zichten, und das, wo Sie der Kollegin selbst - nach jahrelangeroi 
untadeliqer Arbeit! - strikt verboten haben, vor Kollegen, 
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Eltern oder Schülern in der Schule zu den Argumenten der Be¬ 
hörde Stellung zu nehmen. Wer sich für ihre Meinung interessiere, 
heiß es, möge sie aufsuchen. Wie erreicht sie dann jene, die, 
vielleicht kritiklos, dies nicht tun? Vor zwei Monaten noch 
hätte ich so etwas für einen Bericht über Vorgänge in der Tsche¬ 
choslowakei oder Chile gehalten; es ist Wirklichkeit bei uns. 

Sie begründen dies alles mit dem Beamtengesetz und, seit dem 
Einreichen einer Klage durch die Kollegin, auch mit der Schwei¬ 
gepflicht auf Grund eines schwebenden Verfahrens. Von uns be¬ 
auftragte Juristen zogen ganz andere Schlüsse. Seit zwei Wo¬ 
chen bewegen wir, die wir uns als Pädagogen verstehen, uns nur 
noch in einem Gestrüpp widersprüch1ieher Rechtsdeutungen, ja 
schlimmer noch: Eine unterstützende Stellungnahme für die 
Kollegin wurde - nach erneuten massiven Hinweisen auf mögliche 
berufliche Konsequenzen, da Nötigung hier vorliege - von mehreren 
nicht fest angestellten Kollegen aus Sorge um den Arbeitsplatz 
verbittert zurückgezogen. Der Versuch einer geheimen Anstimmung 
führte zum Hinweis, dies werde, da man- sich tarne, zu besonders 
schweren Konsequenzen führen, Namen von Initiatoren seien schon 
gefallen. Es herrscht Angst, Angst vor der Behörde, und nun auch 
vor Denunzianten. 

Die Demokratie wurde für mich eine erstrebenswerte Staatsform, 
als ich, 1944, im Alter unserer Schüler, den englischen Rund¬ 
funk hörte und vernahm, daß Sprecher (Regierungsangestellte!) 
mitten im Krieg offen ihre eigene Regierung kritiserten und 
ihre Mängel und Schwächen bloßlegten. Genau hiermit steht und 
fällt für mich der Begriff Demokratie noch heute, und nur wennl 
diese Freiheit erhalten bleibt, wird es uns gelingen, unseren 
Staat auch heutigen kritischen Jugendlichen als verteidi gens¬ 
wert zu vermitteln. 

Wie ich haben gewiß auch Sie in der Sowjetunion jenen Typ des 
Staatsbeamten kennengelernt, der offizielle Meinungen wieder¬ 
gibt und bei Fragen nach der eigenen Auffassung zur Maske 
erstarrt. Ich kann mir einfach nicht vorste11en, daß Sie diesen 
Typ anstreben. 

Als das Christentum sich etablierte, wurde sehr rasch die Ent¬ 
scheidung darüber, wer als Christ zu gelten habe, den Mitmen¬ 
schen genommen und von Funktionsträgern getroffen, und zwar auf 
Grund von Mutmaßungen über künftiges Verhalten, ohne die Chance, 
im konkreten Tun das Gegenteil zu beweisen. Die Folgen be¬ 
standen nicht zuletzt in dem Schaden, der dadurch dem christ¬ 
lichen Gedanken entstand. Noch unsere Generation hat genau 
dasselbe mit dem Gedanken des Sozialismus erlebt. Arbeiten 
wir gemeinsam daran, daß ein Gleiches nicht dem Gedanken der De¬ 
mokratie widerfährt! 

gez. Behr, Studiendirektor (aus: FU-Info 10/75 ) 

Die Schüler schließlich brachten ihren Protest gegen die Entfer¬ 
nung von Frau B. aus der Schule an die breite Öffentlichkeit. Sie 
sorgten dafür, daß die Maßnahmen des Bezirksamtes laufend in der 
SFB-Jugendsendung bekannt gemacht wurden, daß der Fall über dpa 
weitere Verbreitung erfuhr, und daß ein Reporter des Rias in 
einer sachlich-fundierten Sendung ausführlich und kritisch 
darüber berichtete. Eine Abfuhr erhielten die Schüler einzig 

von Schulrat Rosenbach, als sie ihn zu einer Diskussion in die 
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Schule baten. - Um ihrer Forderung nach Wiedereinstellung von 
Frau B. Nachdruck zu verleihen, beschlossen die Schüler, eine 
Arbeitsniederlegung zu organisieren. Der Schulleiter reagierte 
mit der Androhung gesetzlicher Strafmaßnahmen (bis zu 5.000,-- 
Bußgeld) und einem Einschüchterunqsbrief an die Eltern: 

"... Da ... am 10.4. vor der Schule ein Flugblatt von Schülern 
verteilt wurde, das zu einem 4stündigen Streik aufrief, sah ich 
mich gezwungen, in einem Umlauf für Schüler darauf hinzuweisen, 
daß Streik nicht zu den möglichen Schul veranstal tunaen gern. 

§ 37 d. Schul verf.Gesetzes gehört. I c.h habe im Einvernehmen mit 
dem Bezirksamt zwischen 11.10 und 11.30 Uhr Lehrern und Schüler¬ 
vertretern erklärt, wie bei vorsätz1ieher Unterrichtsverweioerunn 
verfahren wird: die Lehrer würden Unterricht erteilen, wer von den 
Schülern fehle, werde namentlich erfaßt und der Dienstbehörde 
gemeldet, ln diesem Zusammenhang erteilte ich nach § 9 a Schul¬ 
gesetz für Berlin i.d.F. vom 14. Dez. 1972 die Rechtsbelehrung, 
daß, wer ordnunqswidrig handle, mit einem Bußgeldverfahren 
rechnen müsse. Die Gesamtschülerschaft habe ich in der Aula in 
der 2. gr. Pause rechtlich belehrt und darauf hingewiesen, da'* 
bei einer vorsätzlichen Unterrichtsverweigerung der Schüler 
elterliche Belange hinsichtlich der Ordnungswidriqkeit berührt 
werden. Auf Befragen antwortete ich, daß 0rdnunaswidrigkeiten 

mit einer Geldbuße bis zu fünftausena Deutsche Mark geahndet 
werden ... 

Sehr geehrte Eltern! Erörtern Sie dies mit Ihren Kindern und 
wirken Sie darauf hin, daß der Schulpflicht nachzukommen ist." 

(Aus dem Brief von Schulleiter Spencker an die Eltern, 

10.4.75) 

Dieser Brief war den Schülern Anlaß, sich ihrerseits mit einer 
Erklärung an die Eltern zu wenden. Im Unterschied zum Schulleiter 
allerdings, der im Sinne der Behörde dunkel von "Umständen" 
sprach, die einer Vertragsverlänqerung von Frau B. entgenenstün- 
den, nannte die Schülervertretung jene "Umstände" beim Namen, sie 

gab den Eltern die notwendigen konkreten Informotionen zun* Toll 

ihrer Lehrerin. Der Brief schloß mit einer Erläuterung der eige¬ 
nen Aktivitäten an der Schule sowie der qegebenen Rechtslage: 

"... Die Schüler entschlossen sich, um ihre Forderungen nach Wie¬ 
derei nstel 1 ung von Frau Brentzel zu unterstützen, am Donnerstag 
in einen 4stündigen Warnstreik zu treten. Damit dieser Streik 
nicht als bloße Schulschwänzerei ausgelegt werden könnte, bilde¬ 
ten wir Arbeitsgruppen. In ihnen wurden z. B. die Klausuren vor¬ 
bereitet oder Schularbeiten gemacht. Andere Arbeitsgruppen be¬ 
schäftigten sich damit, die Raucherecke (Terrasse) sauberzuma¬ 
chen und den Hof zu fegen. Nach 2 Std. (Arbeitsgruppen, aktiver 
Streik) rief Spencker die SV-Vertreter zu sich, um ihnen mitzu¬ 
teilen, die Weiterstreikenden hätten mit einem Bußgeldbescheid 
bis zu 5.000,-- zu rechnen. Daraufhin beriefen wir eine Voll¬ 
versammlung ein. Auf ihr besprachen die Schüter die Situation, 
und Herr Spenker drohte noch einmal mit den genannten Konsequen¬ 
zen. Deshalb brachen wir den Streik ab und gingen in den Unter¬ 
richt zurück. 
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Wie wir von einem Juristen erfuhren» trifft Schulpflichtverlet- 
zung nach §9 des Schulgesetzes zu, wenn die Eltern ihre Kin¬ 
der am Schulgang hindern oder die Kinder aus anderen, nicht 
entschuldbaren Gründen der Schule fernbleiben würden. Dieses 
traf jedoch beides nicht zu. Die Schüler sind ihrer Schulpflicht 
nachgekommen, haben jedoch nicht am Unterbricht, sondern an Ar¬ 
beitsgruppen tei1 genommen. Das kann höchstens als Arbeits- oder 
Leistungsverweigerung ausgelegt werden. Die Eltern können also 
nicht zur Rechenschaft gezogen werden!" 

(Aus dem Brief'der Schü1ervertretung der Beethoven-Schu1e an 
die Eltern, 11.4.75) 

Folge: Teile der Elternschaft begannen, ihren Protest gegen die 
Entfernung von Frau Brentzel aus dem Schuldienst zu formulieren: 

"... Aus Erklärungen des Kollegiums, der Schüler und der Schul¬ 
behörde geht hervor, daß der Unterricht von Frau Brentzel bisher 
nicht zu beanstanden war. Man wirft ihr vor, daß in Zukunft die 
Möglichkeit einer politischen Beeinflussung der Schüler nicht 
ausgeschlossen werden könnte. Das ist eine völlig unbewiesene 
Hypothese. Eine so undifferenzierte Begründung kann auf jeden 
Lehrer angewendet wercen ... 

Wir fordern deshalb: Die sofortige Wiedereinstellung von Frau 
Brentzel ..." 

(Aus dem Brief einer E1terninitiat i ve an alle Eltern, 21.4.75) 


In einem Scnreioen vom 21. Mai 1975 reagierte das Rechtsamt 
des Bezirksamtes Steglitz -Abteilung Personal und Verwaltung¬ 
en! den offenen Brief mit folgendem Wortlaut: 

Sehr geehrter Herr 3enr ! 

Der Leiter der Abteilang Volksbildung, Herr 3o2irkss todtrat 
Schröter, hatte das Lenrerkollerium der 3eecnoven-0berschule 
durch Herrn Oöerstudiendirektor öpencker am 4.4. 1975 mündlich 
anweisen lassen, mit RücKsicnt auf das senwebende arbeitsge¬ 
richtliche Verfanren Rotraut Brentzel ./. das Land Berlin 
von Äußerungen in dieaer Angelegenheit Dritten gegenüber während 
des schwebenden Verfahrens abzusehen. Kit dem Ihnen bekanntgege¬ 
benen Schreiben an Herrn öpencker vom 10.4.1975 hat Herr Schröter 
seine mündliche Anordnung ausdrücklich bestätigt. 

Unbeschadet dieser Anordnung haben Sie, wie Sie in Ihrem Schreiben 
vom 17.4 1975 Zugaben, die Angelegenheit 3rentzel in einem an 
Herrn Schröter gerichteten Offenen Brief in einseitiger Änd sinn¬ 
entstellender Weise erörtert und den Offenen Brief der Presse zu¬ 
gänglich gemacht. 

Ferner haben Sie in einem am 4.5.1975 im "Tap-esspiegel" veröffent¬ 
lichten Leserbrief erneut die Angelegenheit Brentzel vor Beendi¬ 
gung des arbeitsgericntlichen Verfahrens erörtert und damit der 
24 Weisung des 3ezirksstadtrat Schröter zuwidergehandelt. 



Da Ihre vorbezeichnete Verhaltensweise den Verdacht eines Dienst¬ 
vergehens nach § 21 LßG begründet, nat das Bezirksamt Vorermitt¬ 
lungen nach § 27 LDO gegen Sie angeordnet und mich mit deren Durch¬ 
führung beauftragt. 

Ende des Zitates, es folgen Rechtsmittelbelehrung und Ladung zu 
einer Anhörung. 


fall. 3 

DER TAGESSPIEGEL 

DONNERSTAG, 8. MAI 1975 


Weiterbeschäftigung erklagt 

Angehörige der „Liga gegen den Imperialismus" darf weiter unterrichten 


Eine* Lehrerin, die vom Bezirksamt Neu¬ 
kölln bis zur Ablegung der zweiten Staatsprü¬ 
fung angestellt und der wegen ihrer Mitglied¬ 
schaft in der der maoistischen KPD naheste¬ 
henden „Liga gegen den Imperialismus” ge¬ 
kündigt worden war, muß bis zur Entschei¬ 
dung in der Hauptsache weiterbeschäftigt wer¬ 
den. Das entschied jetzt — wie bereits kurz 
gemeldet — die 19. Kammer des Arbeitsge¬ 
richts Berlin nach mündlicher Verhandlung. 

Aus der jetzt vorliegenden schriftlichen Be¬ 
gründung der einstweiligen Verlügung (19 Ga 
6/75) geht hervor: Das Bezirksamt Neukölln 
hat nach Ansicht des Gerichts „keine ausrei¬ 
chenden Tatsachen dafür vorgetragen", daß es 
sich bei der „Liga gegen den Imperialismus" um 
eine verfassungsfeindliche Vereinigung han¬ 
dele (hierzu gibt es ein internes Gutachten 
des Innensenators — die Redaktion). Allein 
der pauschale Hinweis, die Liga betrachte 
die Gesellschaft der Bundesrepublik als eine 
kapitalistische und imperialistische Ausbeuter¬ 
ordnung, an deren Stelle eine sozialistische 
Ordnung treten müsse, könne noch nicht zu 
der Annahme führen, daß sich diese Vereini¬ 
gung gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
richte. Darüber hinaus habe die Klägerin eine 
„einleuchtende Erklärung" für ihre Mitglied¬ 
schaft in der Liga abgegeben, nämlich, daß sie 
dieser Organisation aus Protest gegen den 
Vietnamkrieg beigetreten sei. Das Engage¬ 
ment der Klägerin gegen den Krieg in Viet- f 
nam, meint das Gericht, „ist anerkennens-! 


wert ”, unabhängig von der Frage, welche 
Seite die Schuld an dem Vietnamkrieg treffe. 

Wenn der Klägerin weiterhin vorgeworfen 
werde, kommunistische Zeitungen verteilt zu 
haben, so könne das für sich gesehen „keinen 
ausreicheiden Zweifel an der Verfassungs¬ 
treue ... begründen". Das Verteilen der Zei¬ 
tung müsse keine Identifikation mit dem In¬ 
halt bedeuten, zum anderen stehe nicht fest, ob 
in der von der Klägerin verteilten Zeitung 
verfassungsfeindliche Ziele propagiert wurden. 

Auch der Vorwurf, die Klägerin habe für 
eine Wahlliste des Kommunistischen Studen¬ 
tenverbandes (KSV) an der Pädagogischen 
Hochschule kandidiert, reiche nicht aus. Die 
Klägerin habe eidesstattlich versichert, daß es 
sich lediglich um eine Liste gehandelt habe, 
die vom KSV unterstützt worden sei. Die Kan¬ 
didatur könne „nur dann als Anhaltspunkt" 
für ein fehlendes Bekenntnis der Klägerin zur 
freiheitlich demokratischen Grundordnung die¬ 
nen, wenn feststehe, daß das Wahlprogramm 
dieser Liste sich gegen die Grundordnung ge¬ 
richtet habe. Das Bezirksamt Neukölln habe 
nicht vorgetragen, daß die Lehrerin die ihr 
anvertrauten Schüler einseitig im Sinne ihrer 
politischen Überzeugung unterrichtet habe.(Tsp) 
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Aus der Urteilsbegründung, Arbeitsgericht Berlin 
Gesch.z. 19 Ga 6/75 


Da3 Gericht verkennt nicht, dass bei einer Auslegung des unbe¬ 
stimmten Rechtsbegriff3 "Eignung" die verschiedensten Deutungei 
möglich 3ind. Allein dies rechtfertigt auch die Annahme, dass 
der Verwaltung insoweit ein gerichtlich nicht nachprüfbarer Be- 
urteilun$3pielrauia zusteht- Es geht im vorliegenden Racht3stre 
auch gar nicht darum, den Begriff der "Eignung” positiv abzu¬ 
grenzen, d.h. darzulegen, welche Voraussetzungen gegeben sein 
müssen, damit ein Bewerber als geeignet angesehen werden kann. 
Es geht vielmehr allein um eine negative Abgrenzung in dem Sin 
dass bestimmte Eigenschaften brr./. Verhaltensweisen eines Bewer 
bers in keinem Falle zu der Bewertung führen können, er sei fü 
da3 zu besetzende Amt nicht geeignet- Eine solche negative Ab¬ 
grenzung erscheint insbesondere deshalb notwendig, weil sonst 
der unbestimmte Rechtsbegriff der "Eignung" zum Einfallstor ft 



ein? 


eine Umgehung des Artikel 33 Ab3- 2 GG werden könnte (vgl, 
Maunz-Dürig-Herzog, GG, Art* 33, Rdn. 19). 


Demgemäss muss der vom Grundgesetz her zulässige Sinn des 
Begriffs "Eignung" durch die von der Verfassung ausgesprochene! 
Diskriminierungsverbote beschränkt werden. Ein ganz spezielles 
Di skr iminiorungs verbot enthält zunächst Artikel 33 Ab3. 3 GG, 
wonach das religiöse Bekenntnis und die Y'eltanschauung nicht 
zum Anknüpfungspunkt für die Zulassung zu öffentlichen Ämtern 
gemacht werden dürfen. Darüber hinaus nus3 der Begriff "Eig¬ 
nung" weiterhin in dem Sinne beschränkt werden, dass die nach 
dem speziellen Gleichheitsgrundsatz de3 Artikel 3 Aba, 3 GG 
unzulässigen Abgrenzungskriterien (z.B. dio politische Anschau 
ung) nicht als Kriterien zur Konkretisierung des Begriffs der 
Eignung verwendet werden dürfen. Deshalb darf kein Bürger wege 
seiner politischen Anschauung als ungeeignet für ein öffent¬ 
liches Amt angesehen werden (vgl- Maunz-Ctlrig-Herzog, GG, Art. 
33, Rdn. 21, 23), Eine letzte negative Eingrenzung des Be¬ 
griffs der "Eignung" ergibt sich 3chlie3slich au3 dem ölige* 
meinen V/illkürverbot (in diesem Sinne offenbar BAG AP Nr, 1 
zu Art. 33 Abs. 2 GG). 



So kann z.B. keinem Öffentlichen Bediensteten die Eignung für 
ein öffentliches Amt deshalb abgesprochen werden, weil er - vi 
leicht im Gegensatz zu vielen anderen Beschäftigten - von be¬ 
stimmten Grundrechten, insbesondere den üffentlichkoitswirV. .a- 
rnon Grundrechten dor Kom m u n ikationa Sphäre (Art, 5» Art. Ö und 
Art. 9 GG), Gebrauch gemacht hat. 

Demgegenüber kommt das fehlende Bekenntnis zur freiheitlich-dc 

mokratlßchen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes (§8 Abs.l 
S. 2 BAT) ohne weiteres als ein zur Verneinung der Eignung 
führendes Kriterium in Betracht. Es ist mit anderen Worten mit 
dem Wesensgehalt des Artikel 33 Abs. 2 GG vereinbar, wenn nur 
demjenigen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes die "Eig¬ 
nung" zuorkannt wird, der sich zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennt. Bei dieser Be¬ 
wertung kann e3 in Gegensatz zu der Auffassung des Landesar¬ 
beitsgerichts Bremen in seinem oben zitierten Urteil vom 25.1. 
1974 nicht darauf # ankommen, ob eine solche Bekenntnispflicht 
allgemein au3 § 8 Abs. 1 S. 2 BAT hergeleitet werden kann. 

Denn e3 geht gar nicht um die Frage, aufgrund welcher Rechts¬ 
normen eine solche Bekenntnispflicht von öffentlich Bedienste¬ 
ten verlangt wird, sondern allein um die andersgelagerte Frage, 
ob das Verlangen nach einen solchen Bekenntnis und damit nach 
einer verfassungstreuen Einstellung Eignungsvoraussetzung ln 
dem Sinne des Artikel 33 Abs. 2 GG sein kann. Dies ist für den 
Bereich der öffentlichen Ämter möglicherweise mit Abstufungen, 
jedenfalls aber für das Amt de3 Lehrers ohne weiteres zu beja¬ 
hen.» Da den Lehrern aufgrund ihres Erzichungoauftrages eine 
besondere Wirkung als "«Multiplikatoren 1 * zukommt, muss der Staat 
auf die Verfassungstreue dar Lahrer unbedingten Wert legen 
(vgl. UayVGH, ZBR 1973, 27 ff.). 

Dies führt für die Auslegung des Begriffs der "Eignung" in 
Art. 33 Abs. 2 GG zu folgenden Grundsätzen: 

1) Allein dio - von der grossen Mehrheit der Bevölkerung 
abweichende und von dieser abgelehnto - politische 
Einstellung eines Arbeitnehmers als solche kann nio 
Veranlassung geben, seine "Eignung" für ein Öffentli¬ 
ches Amt zu verneinen * 

2) Demgegenüber ist der in einer bestimmten politischen 

Einstellung zum Ausdruck kommende Mangel an Verfassung 3-07 
treue als ein die "Eignung" ausschliessendes Kriterium 
Verhole 4 anzusehen. 


Im Grenzbereich dieser beiden vorstehend aufgestellten Grund¬ 
sätze stellt sich daher stets die Frage, unter welchen Voraus¬ 
setzungen aus einem bestimmten politischen Bekenntnis der Man¬ 
gel an Verfassungstreue geschlossen werden kann. 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze bestehen an der 
“Eignung" der Klägerin für die Beschäftigung als Lehrerin nach 
Auffassung des Gerichts keine Bedenken. Insbesondere kann nicht 
davon au3gegangen worden, dass die Klägerin sich nicht zur 
freiheit 1 ich-demkratischen Grundordnung im Sinne des Grundge¬ 
setzes für die Bundesrepublik Deutschland bekennt. 

DidKlägerin hat durch ihr« eidesstattliche Versicherung glaub¬ 
haft gemacht, dass sie von der Beklagten nie zur Abgabe eines 
derartigen Bekenntnisses, insbesondere nicht zur Abgabe des 
Gelöbnisses gemäss § 6 BAT aufgefordert worden ist. Weiterhin 
hat die Klägerin in ihrer eidesstattlichen Versicherung aus¬ 
drücklich erklärt, sie sei bereit, ein solches förmliches Be- 
kentnis abzulegen,uad hat sich schliesslich in der eidesstatt¬ 
lichen Versicherung selbst zur freiheitlich-demokratischen Grund 
Ordnung in Sinne des Grundgesetzes bekannt. Dieses Bekenntnis 
muss genügen, um die Klägerin al3 geeignet für das öffentliche 
/int einer Lehrerin anzusehen. Demgegenüber kann nicht einge¬ 
wendet werden, e3 handele sich um ein rein formales Bekenntnis, 
das als solches keinen Wert habe, weil auch Verfassungsfeinde 
ein solches Bekenntnis abgeben werden. Dieser Einwaad ist des¬ 
halb ungerechtfertigt, weil üblicherweise von keinem Beschäftig 
ten mehr als dieses formale Bekenntnis verlangt wird. Denn kein 
Beschäftigter bzw. Bewerber für ein öffentliches Amt muss z.B. 
positiv darlegen, mit welchen einzelnen Handlungen er im Laufe 
seines Lebens bzw. in der loteten Zeit aktiv für die Verwirkli¬ 
chung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung im Sinne det 
Grundgesetzes eingetreten ist. Demgemäss kann das notwendiger¬ 
weise fornalo, d.h. materiell nicht Überprüfbare Bekenntnis 
eines Bewerbers nur dann al3 nicht ausreichend angesehen werder 
wenn sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass es der Be¬ 
werber mit diesem Bekenntnis nicht ernst meint. Im Grunde sind 
sich in dem unter dem Stichwort "Radikale im öffentlichen Dieiu 
geführten Streit hinsichtlich dieses 0ber3atzes sämtliche Ver¬ 
treter der unterschiedlichen Ansichten ei^ig. Die wesentlichen 
Auseinandersetzungen in diesem toilwei3ö sehr emotional geführ¬ 
ten Streit gehen im Grunde darum, aus welchen -Anhaltspunkten 



ln der Persönlichkeit bzw. im Verhalten eine3 Bewerbers sich 
ernsthafte Zweifel an seiner Verfassungstreuen Einstellung er¬ 
geben. Insoweit wird insbesondere darüber gestritten, ob alleil 
die Mitgliedschaft oder die Tätigkeit für eine vom Bundesver¬ 
fassungsgericht zwar nicht gemäss Artikel 21 Ab3. 2 S. 2 GG flb 
verfassungswidrig erklärte, aber von weiten Teilen der Öffent¬ 
lichkeit für verfassungswidrig gehaltone Partei ausreichenden 
Anlass zu Zweifeln an der verfassungstreuen Einstellung eines 
Bewerbers geben kann. (Eine Übersicht zum Streitstand sowohl 
in der Rechtsprechung als auch in der Rechtswissenschaft finde* 
sich bei heiss, ZBR, 1974, 81 sowie bei Arndt, Z3R 1974, 121 
und Saenger, ZBR 1974, 128). Die gleiche Kontroverse besteht 
für dio Mitgliedschaft in einer Vereinigung, die nicht gemä33 

§ 3 Abs. 1 Vereinsgesetz wegen ihres Verstossea gegen Artikel 9 
Abs. 2 GG verboten worden ist, aber von weiten Teilen der 
Öffentlichkeit, insbesondere auch von der Verwaltung für ver¬ 
fassungswidrig gehalten wird. 

Es kann für den Streitfall dahingestellt bleiben, wie diese 
Frage zu entscheiden ist. Denn die insoweit darlegungs- und be- 
WöisbelaatGto Beklagte hat keine ausreichenden Tatsachen dafür 
vorgetragen, dass es sich bei der "Liga gegen den Imperialis¬ 
mus", der die Klägerin angehört, um eine verfassungsfeindliche 
Vereinigung im Sinne von Artikel 9 Abs. 2 GG handelt. Allein 
der pauschale Hinweis, die "Liga gegen den Imperialismus 11 be¬ 
trachte die Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland als 
eine "kapitalistische und imperialistische Ausbeuteordnung", 
an deren Stelle eine sozialistische Staats- und Gesellschafts¬ 
ordnung treten müsse, kann noch nicht zu der Annahme führen, 
dass diese Vereinigung sich gegen die verfassungsmässige Ord¬ 
nung im Sinne von Artikel 9 Abs. 2 GG richtet.- Das Gericht 
könnte daher, selbst wenn es sich durch § 3 Abs. 1 Vereinsge- 
setz nicht daran gehindert sähe, anhand dieser pauschalen Hin¬ 
weise Überhaupt nicht überprüfen, ob die "Liga gegen den 
Imperialismus" sich tatsächlich gegen die verfassungsmässige 
Ordnung richtet. 

Darüber hinaus ist festzustellen, dass die Klägerin in der 
mündlichen Verhandlung eine einleuchtende Erklärung für ihre 
Mitgliedschaft in dei "Liga gegen den Imperialismus" abgegebe^ 
hat. Das Engagement der Klägerin gegen den Krieg in Vietnam 
ist anerkennenswert. Dies gilt unabhängig von der angesichts 



der sowohl in Ost wie in We3t unzulänglichen und jeweils ge- 
färbten Berichterstattung*darüber, welche Seite die Schuld an 
dom Vietnam-Krieg trifft. Selbst wenn die Klägerin ihre Sympa¬ 
thien einseitig der nordvietnamesischen Seite schenken würde, 
so könnte ihr dies in Hinblick auf die Frage ihrer Verfassungs¬ 
treue nicht angelastat werden. Dies gilt insbesondere deshalb, 
weil es der Klägerin gemäss Artikel 5 Abs. 1 S. 1 GG frei3teht, 
sich au3 sämtlichen Quellen über den Krieg in Vietnam zu unter¬ 
richten. Venn die Klägerin ihre Einschätzung über den Krieg in 
Vietnam möglicherweise zu einseitig auf Informationen der 
kommunistischen Seite stützt, so könnte man ihr insoweit zwar 
vielleicht politische Naivität, nicht aber ein fehlendes Be¬ 
kenntnis zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes vorwerfen. 

Auch das Verteilen einer kommunistischen Zeitung kann für sich 
gesehen keinen ausreichenden Zweifel an der Verfassungstreue 
der Klägerin begründen. Abgesehen davon, dass das Verteilen 
einer politisch extrem ausgerichteten Zeitung noch keine Identi¬ 
fikation nit ihrem Inhalt bedeutet, steht nicht einmal fest, 
ob in der von der Klägerin verteilten Zeitung verfassungsfeind¬ 
liche Zielsetzungen zu Papier gebracht worden waren. 

Soweit die Beklagte der Klägerin vorgeworfen hat, sie habe für 
eine W ahl liste de3 KSV zum 39-Konvent der Pädagogischen Hoch¬ 
schule Berlin im Dezember 1972 kandidiert und sei gewählt wor¬ 
den, hat die Klägerin durch eine eidesstattliche Versicherung 
glaubhaft gemacht, dass dies nicht zutrifft. Die Klägerin hat 
insoweit angegeben, sie habe lediglich auf einer vom KSV unter¬ 
stützten Wahlliste für die Abteilungsvahlen an der Pädagogischen 
Hochschule Berlin kandidiert. Diese Kandidatur könnte nur dann 
als Anhaltspunkt für ein fehlendes Bekenntnis der Klägerin 
zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung dienen, wenn fcst- 
stünde, dass das Wahlprogramm dieser Vahlvereinigung sich gegen 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichtet hat. 
Insoweit hat aber die Beklagte offenbar selbst keine Feststel¬ 
lungen getroffen. 

$ fccsULtueftb VuticL*tLli{ ßewki'j 
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Aus den politischen Aktivitäten der Klägerin im öffentlichen 
und universitären Bereich lassen sich deshalb keine Anhalts¬ 
punkte dafür gewinnen, dass die Klägorin sich nicht zur frei¬ 
heitlich-demokratischen Grundordnung ae 3 Grundgesetzes bekennt. 
Dann muss aber davon ausgögangen werden, dass die Klägerin unter 
Versto 33 gegen Artikel 33 Abs. 2 GG gekündigt worden ist« Denn 
die Kündigung ist allein im Hinblick auf diese Aktivitäten der 
Klägerin und damit in Hinblick auf ihre politische Überzeugung 
ausgesprochen worden. 

Da das Arbeitsvsrhälinis som.1t durch die Kündigung nicht be¬ 
endet werden ist, steht der Klägorin ein Beschäl’tigungsanspruch 
zu. Im Gegensatz zu der früher vertretenen Auffassung, wonach 
ein Beschäftigungsanspruch nur bestimmten Berufsgruppen von 
Arbeitnehmern (z.3. Künstlern) zuerkannt worden war, i 3 t seit 
dar grundlegenden Int Scheidung des Bundosarboitsgorichts vom 
1C.11.1S55 allgemein anerkannt, da 3 3 jedem Arbeitnehmer ein 
Beschältigungsanspruch im Sinne eines Rechts auf vertragsgomäs- 
se Beschäftigung zusteht (vgl. BAG AP Nr. 2 zu § 611 BGB Be- 
schäftigung 3 pflicht; Hanau-Adonoit, Arboitsrecht, 2.Aufl. 1973 
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Zu einer Sache, die einige aus unserer Gemeinde batrifft, schreibt 9in 
Kind: 
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fall m- 


Bezirksamt Kreuzberg von Berlin 


Rechtsamt 


Baiirksamt Kiauitwig von Barlin. 1 BaHin 61 . YorckaliaBa *-11 


Vertraulich ! 
Verschlossen ! 


an den 

Ass.Arzt Kerrn Ulrich Scherlcr 


BERLIN 


RA I a 75/^5 

CaidiZ. (bai Antwort t>Ua — gabaw) 

2.mmar 105o/5l 

famiul »SCSI (Vovminlcngi 
Apparat 207 

lntoa.(BS1) 


Städt.Krankenhaus Am Urban 


Catu. 21 . 4 .1975 


3ctr.: Kandidatur für die KPD anläßlich der Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
von Berlin am 2.3.1975- 


Sic haben in Ihrer Eigenschaft als »Mitglied der KPD und Vorsitzender der 
Stadttcilleitung im Wahlkreiverband Kreuzberg (Wahlkreis 2 und Nr. 2 der 
Bezirksliste) für die Wahlen zum Agcordnctenhaus am 2.J.1975 kandidiert. 
Im Statut der kommunistischen Partei Deutschlands heitl'i. es unter 

1 ’ "Das grundlegende Programm der KPD besteht darin, 

die Arbeiterklasse und die anderen ausgebcuteten und 
unterdrückten Schichten des Volkes in den Kampf gegen 
die Honopolbourgcoisie zu führen:, die Diktatur der 
Monopolbourgeoisie zu stürzen und die Diktatur des 
Proletariats zu errichten." 


Die Diktatur des Proletariats ist mit der freiheitlichen demokrntischon 
Ordnung deG Grundgesetzes unvereinbar. Dies hat das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Urteil von 17.8.1956 - 1 BvB 2/51 - festgcstellt. 

Das aktive Eintreten für eine Partei nit einen derartigen Prögramn durch 
Kandidatur zu PnrlnmcntGwohlcn verstoßt gegen die arbeitsvertragliche Pflicht 
eines Arbeitnehmers in öffentlichen Dienst, sich durch sein gesamtes Verhalten 
zur freiheitlich - demokratischen Grundordnung im Sinne des Gn-undgcsctzcs zu 
bekennen und sich Jederzeit dafür einzusetzen (9 8 Abs.» Bundcsangcctcl 1 ten- 
Tarifvertrag, Vorspruch zur Dienstvereinbarung über die Dienst- und Diszinlinai 
Ordnung für die Angestellten- und Arbeiter deG Landes und der Stadt Berlin 
von 17.5.1974 - DD 0 -). 

Gemäß § 9 Abs. 1 DDO kann gegen Arbeitnehmer, dio die Vorschriften der DDO 
schuldhaft verletzen, eine Disziplinarmaßnahme verhängt werden. 

Vor Verhängung der Dioziplinarmußnahmc ist dem Beschuldigten ausreichend 
Gelegenheit zu geben, sich zu rechtfertigen. Der Beschuldigte ist berechtigt, 
sich hierbei durch einen Rechtsanwalt, einen Gewerkschaftsver¬ 
treter oder ein Mitglied des Personalrates vertreten zu lassen. 

* 

Um Ihnen Gelegenheit zu geben, sich zu rechtfertigen, werden 
Sic hiermit am Dienstag, derj 29 . 4. 1975. 9.3° Uhr in das 

llothauc Krcusberg IO50/51 , Yorckotroooo 4/11 ‘ goladon . 








ÖTVBETRIEBSG RUPPE 


PROTESTERKLÄRUNG 

Erstellt vom ÖTV-Solidaritätsausschuß auf Grundla© der Erklärung 
der chirurgischen Assistenzärzte. Sie wurde von der Mitglieder¬ 
versammlung der öTV-Betriebsgruppe am 13. 5. 75 ohne Gegenstimme 
( 3 Enthaltungen) beschlossen. 


Wir protestieren schärfstens gegen die Einleitung eines Disziplinar¬ 
verfahrens durch das Bezirksamt Kreuzberg gegen unseren Kollegen 
Ulrich Scherler. 

Das Verfahren wird mit seiner Kandidatur für die KPD zu den Wah¬ 
len zum Berliner Abgeordnetenhaus begründet. In dem Schreiben 
des Bezirksamtes wird erklärt, die Statuten der KPD seien nicht 
mit der "freiheitlich demokratischen Grundordnung" vereinbar.sowie 
mit dem KPD-Verbotsurteil von 1935. 

Zur Situtation: Gegen alle Kandidaten von KPD, KBW und SEW sind, 
sofern sie im öffentlichen Dienst beschäftigt sind, nach den 
Wahxen Disziplinarverfahren c-ingeleitet worden, obwohl diese 
Parteien zu den Wahlen zugelassen waren. Vorausgegangen sind die¬ 
sen Disziplinarverfahren in der Hegel Gewerkschaftsausschlüsse. 

Außerdem dürfte schon allen Kollegen bekannt sein, daf3 gegen fast 
jeden Bewerber für eine Stelle im öffentlichen Dienst ein Er¬ 
mittlungsverfahren des Verfassungsschutzes durchgeführt wird. Das 
hat dazu geführt, daß bei uns im Haus schon in mehreren Abteilungen 
Stellen seit Monaten nicht besetzt werden konnten. 


Was heißt das? Unter dem Vorwand, die "freih:itlich demokratische 
Grundordnung" zu schützen, werden Kollegen die minimalen demokra¬ 
tischen Hechte entzogen, wie die freie Meinungsäußerung, die 
freie gewerkschaftliche und politische Betätigung und das 
passive Wahlrecht , bzw die Wahrnehmung dieser Rechte mit einer 
Entlassung oder Nichteinstellung im öffentlichen Dienst geahndet. 


Wir stellen fest: Die zweifellos geplante Kündigung dieser Kol¬ 
legen lauft praktisch auf ein Berufsverbot im öffentlichen ^icnst 
hinaus, bedeutet für sie und -hre Familien eine wesentliche Ein¬ 
schränkung ihrer Existenz und beruflichen Weiterbildung. Das 
Verfahren gegen den Kollegen Ulrich Scherler dürfte auch nur der 
Anfang sein. Es ist abzusehen, daß weitere Verfahren gegen andere 
Kollegen in unserem Haus drohen. 

Wir fordern: 


- die sofortige Zurücknahme des Disziplinarverfahrens Ke *en einen 

^bedinl?e U Reehr^ .“‘‘•'■«»Redlicher politischer Petitionen 
üi.Rp™ Re ^ht zugestehen, seine politische Meinung frei zu 
äußern, bzw in und für eine politische Organisation 


das . 

bzw 

einzutreten. 

ff? Kollegen dieses Recht bestrettet, tritt in Wahrheit nicht 
für eine freiheitlich und demokratische cnx 

ein. 


seiner Wahl 


zu nennende '-'rundOrdnung 


- die Einstellung aller w eiterer Verfahren 


- der Personalrat muß von seinem Recht auf 
brauch machen und seine Zustimmung zu allen 
politischen Gründen verweigern. 


Mitbestimmung Ge- 
Entlassungen aus 
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3ei einer Personalversammlung des Urbankrankenhauses am 28.5-75 - seit 
langen die g-rcßte - waren ca. 3oo Kollegen anwesend. Hei nur 8 Gegen¬ 
stimmen wurde beschlossen, daß bei Zusendung eines Disziplinarbeschei- 
des gegen U.lieherler an den Personalrat vor dessen Zustimmung oder Ab¬ 
lehnung eine außerordentliche Personalversammlung einberufen werden muß. 
Tagesordnungspunkt: Disziplinarbescheid ge"en Ulrich Scherler. 


Auswlrturyj der Savxisubarprvfvhq am Urbonkrankanhavs 


Anästhesie 


Auf dieser Abteilung sind 
11 von 16 Planstellen der 
Assistenzärzte b setzt. Seit 
Dez. 74 liegen zur Auswahl ge¬ 
nügend Bewerber vor, darunter 
t l.lwcise Kollegen, die be¬ 
reits. eine Anaesthesieausbil- 
dung b scitzen. Zur Zeit sollen 
8 Kollegen davon 2 eben erst 
King*stellte rund um die Uhr 
die gesamte Klinik fachärztlich 
v reorgen ( 3 sind im Jahres¬ 
urlaub;. .;s kommt erschwerend 
hinzu da;3 s*'it 2 Monaten im 
CP int.nsiv und lange operiert 
wird. Häufig ziehen sich die 
OperationsProgramme bis 6 Uhr 
ab-, na:; hin oder es laufen nachts 
mehrere ..otOperationen. 

Diese ArbeiteSituation in der 
unter sehr Belastung der Kolle¬ 
gen nur knapp 7o# der ilanstel 
1 n besetzt sind, ist allein die 
P>lgf der mehrmonatigen Senats- 
iiber räfung. ~ic Einstellungen 
werden t- ilweise so stark ver- 


z -ort, daß Kollegen ihre Be¬ 
tt- rbung zurücknehmen. r ür die 
Kolleg n der Anaest’.esic sind 
Mehrbelastung und >inst!iiuf ig- 
keit berci.s heute ein Grund, 
sicii nach anderen Arbcitsm'glich- 
k iten umzusehen. 

Orthopädie 

Die ortho ädische Abteilung hat 
neun Planstellen für Assistenz¬ 
ärzte. Seit 1. April 75 arbeitet 
diese Abteilung zuerst mit 4 
jetzt mit 6 Assistenzärzten. Ob 
wohl gerade für das Fach Ortho¬ 
pädie Bewerber zahlreich und kurz 
fristig eingestellt werden könn¬ 
ten, fehlen dieser Abteilung 
noch nach 2 Monaten 3o?$ der Assis 
tenten. So wird die volle medi¬ 
zinische Versorgung der Station 
22 und 23 durch die Senatsüber- 
prüfung verhindert. Auf bei¬ 
den Stationen wird deutlich, 
da das kesullat eine Mehrbelas¬ 
tung der .chwestern und eine ärzt 
liehe Minderversorgung der Ta- 
tienten ist. 


3)eschäfit^unqsth(Lfap'u 


Die Abteilung für Beschäftigungtherapie am Urban hat vier Plan¬ 
stellen für Vollkräfte,jrweils weitere vier für Berufs-und Schul- 
praktikanten.Bislang wurden von der Abteilung die geriartrischen 
Stationen Haus 6,8,9»und 10,sowie die beiden psvehatrisehen Stat¬ 
ionen Haus 2 und 3 versorgt.Von den vier Vollkraftstcllen sind z.Zt. 
nur 2 besetzt,eine der Kolleginnen ist aber im Mutterschutz. 

Da auch von den Berufspraktikantenstellen nur 2 besetzt sind,kann 
die I'sychatrie nicht mehr betreut werden.Kine Bewerberin für eine 
der Vollkraftplanstellen hat jetzt ihre Bewerbung zurückgezogen, 
weil ihr die Senatsüberprüfung zu lanfe dauert. 


Verbote 5 
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DER PRÄSIDENT 

DER FREIEN UNIVERSITÄT BERUN 

Zentrale Universitatsven*altung 


BERLI 


FU 


•.'»! Un*. >000 »Xi- 11 40 


Herrn 



«I 


UM. 1*10— VI 1030) 03S 2 •• 68 

xx: 101) _ 


0 * 1 — 


10.4.19’’ 


Betr.: Wahlaufruf zugunsten der KPD 


Sehr geehrter Herr 

Die Personalkommission der Freien Universität Berlin hat mich auf¬ 
gefordert, Vorermittiungen gen. § 27 der Landesdisziplinarordnung 
gegen die Beamten einzuleiten, die den Aufruf "Die Unterzeichnende 
- Wissenschaftler, Arzte, Anwälte und Künstler - rufen dazu auf, 
am 2. Kürz 1975 die KPD zu wühlen"(veröffentlicht als Anzeige im 
Tagesspiegel von 26. Februar 1975) unterschrioben haben. 

Grundlage das Beschlusses der Personalkorrmlssion ist einerseits 
die auf die beigefUgte Stellungnahme des Senators für Inneres ge¬ 
stutzte Annahme, daö es sich bei der genannten Partei un eine 
Organisation handele, die die Beseitigung der freiheitlich-demo¬ 
kratischen Grundordnung erstrebt und damit verfassungswidrig ist, 
zum andern der sich aus der Unterstützung einer solchen Partei 
hinsichtlich des einzelnen ergebende Verdacht eines Dienstvergehen 
Dabei bedeutet das Vorhandensein eines Verdachts nicht die Vorweg¬ 
nahme eines Ergobnissos. Vielmehr ist nach dom Boochluß der Per¬ 
sona lkommission im Rahmen einer Untersuchung festzustellen, ob 
der Verdacht eines Dienstvergehens berechtigt oder unberechtigt is 

Sie werden daher, wenn sich dies als erforderlich herausstellen 
sollte, insbesondere Sie belastende Konsequenzen in Erwägung ge¬ 
zogen würden, rechtzeitig Gelegenheit erhalten, sich auch mündlich 
zu den Vorwürfen zu äußern ( § 27 Abs. 2 der Landesdisziplinarord¬ 
nung ). Sie könnten sich dabei selbstverständlich eines Rechts¬ 
beistandes bedienen, wie das ohnehin wührsnd des gesamten Ver- 


fahrom möglich iet. Ich welee auch darauf hin, daß negative Er¬ 
gebnisse des Verfahrens einer gerichtlichen Kontrolle unterliegen. 

Don Kernpunkt des gegen Sie bestehenden Verdachts bildet die 
Annahme der Unterstützung einer verfassungswidrigen Partei, d.h. 
einer Partei, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer 
Anhänger darauf ausgeht, die freiheitliche demokratische Grund¬ 
ordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen ( Art. 21 Grundge¬ 
setz ). ich darf Sie zu seiner Aufklärung zunächst um die schrift¬ 
liche Beantwortung der folgenden Fragen bitten: 


1. Haben Sie den am 26. Februar 1975 in Tagesspiegel veröffentlich¬ 
ten Wahlaufruf zugunsten der KPD unterschrieben? 

Der Hintergrund meiner Frage ist folgender: Mir ist nach Er¬ 
scheinen des Wahlaufrufs in einem Fall mitgeteilt worden, daß 
die Nennung eines Namens unter aen Unterzeichnern nicht mit dem 
Einverständnis des Namensträger3 erfolgt sei. Ich muß mich daher 
insofern vergewissern. Ich bitte Sie für den Fall, daß Ihre 
Unterschrift unter den Wahlaufruf als nicht durch Sie auton-^ 
sierc bezeichnet wird, ferner um eine Mitteilung darüber, wie 
Sie sich die Aufführung Ihrer Unterschrift unter dem Wahlauf¬ 
ruf erklären und ob Sie damit einverstanden sind, daß die Uni¬ 
versität öffentlich erklärt, daß Ihre Unterschrift unter den 
Wahlaufruf nicht durch Ihr« Entscheidung gedeckt ist. 

2. Wesentlich ist auch die Frage, ob Sie sich für die von Ihnen 
unterstützte Partei bereits früher eingesetzt haben und ob Sie 
sich für diese - auch nach der jetzigen Stellungnahme des S«na- 
«.ors für Inneres - weiter «lnsetzen werden. Insbesondere er¬ 
scheint es nach dem Beschluß der Personalkommission wichtia. ob 
Ihre Unterstützung Uber die Unterzeichnung des Wahlaufrufes 
hlnausgegangen ist. 

3. Im Rahmen der Untersuchung spielen die Gründe, die Sie zur 
Unterzeichnung des Wahlaufrufes veranlaßt haben, eine wesent¬ 
liche Roll«. Ich bitte daher um eine entsprechende Darstellung, 
wobei der Schwerpunkt der Wahlaussage wichtig ist. Ich bitte 
Sie für den Fall, daß Sie. im Grundsatz die Auffassung des Sena¬ 
tors für Inneres zum Charakter dar von Ihnen unterstützten Par¬ 
tei teilen, auch um eine Mitteilung darüber, warum Sie trotz¬ 
dem ihre Unterstützung für den Wahlaufruf gegeben haben. 

4. Da mir sicher zum Teil erwidert werden wird, daß die Wahlwexbung 
für eine nichtverbotene Partei ein verfassungsmäßiges Recht ist 
und daß es unzulässig ist, überhaupt derartige Fragen zu stellen, 
bitte ich Sie noch um eine Mitteilung darüber, ob Ihrer Auf¬ 
fassung nach ein solches Rscht nicht mit einer Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst kollidiert und ob 81e nicht evtl. Bedenke, 
gegen einen solchen Standpunkt angesichts dessen sehen, daß in 
der Öffentlichkeit und durch die politischen Instanzen wieder¬ 
holt auf dsn Charakter der von Ihnen unterstützten-Parcel auf¬ 
merksam gemacht wurde. 

Da ich der Personalkommission der Freien Universität noch in diesem 
Monat einen Bericht Uber den Stand der Angelegenheit geben muß, be¬ 
nötige ich Ihre Antwort auf die oben genannten Fragen bis zum 
23. April 1975. Dabei können und sollten Aspekte, die für Sie 
wichtig elnd, die aber in meinen Fragen nicht angesprochen wurden, 
von Ihnen selbstverständlich nitbehandelt werden. Insbesondere 
stelle ich anheim, sioh su der Darstellung des Senators für Inneres 
au äußern. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 

In Vertretung 

Borrmann 





Der Senator rur inneres TA-i-L 5 1o 

lg. [m$ [r lj_|l L - ( _ 


1. Verschleierte politische Disziplinierung 

Ablehnung wegen angeblich fehlenden Bedarfs 


San»lor für Inn+re», I Bwfan 31, F»h.bclhnof PUa ? 


An da s 

Bezirksamt Spandau von Berlin 
Abt. Vo1ksbi1 düng 
-10- 


Betr^ Verwendung als Assessor des Lehramts; 

hl?r : . Be i ner-Har i a FAHLBUSCH 
gcb. am 29.J*. 19^6 in Münster 


y.? r 9 an 9 j *hrc Anfrage vom I 7 .I.I 974 


o86-S-7ooo2-/\ r< f / 7 L 
VS-NfC 

Zimmer 

Fernruf 870591 l\foro»ulung) 

Appa/ai 

** 3 3 9 Into.« (UW 

Dalum 

*7. Februar 197^ 


Der Obengenannte war Mitglied der "ad-hoc-Gruppc-OSI" (Otto-Suhr- 
Institut an der Freien Universität) und ist oder war Mitglied des 
Sozialdemokratischen Hochschu 1 bundes (SH 3 ) . 


In den Jahren 1968 und 1969 kandidierte er anläßlich der Wahlen 
der s t uden 1 1 s c hen, Ve r tre te r zum Institutsrat am OSI und wurde 
beide Male gewählt (siehe Anlagen 1 und 2). 

Herr FAHLBUSCH gehörte zumindest 1969 zum Vorstand des am 26.2.1969 
gegründeten "Vereins Berliner Wohngemeinschaft". Dieser Verein 
dient laut Satzung der Wohnraumbcschaffung für Studenten. Bemer¬ 
kenswert Ist in desem Zusammenhang die Tatsache, daß ein Großteil 
der Vereinsmitglieder hier als aktive Anhänger verschiedener Grup¬ 
pen der Neuen Linken bekannt Ist. 


Herr FAHLBUSCH beteiligte sich in den Jahren 1963/69 aktiv am poli¬ 
tischen Geschehen am OSI, und zwar in Sinne des SDS. 197o betätigte 
er sich führend im Sozialistischen Arbci tskol 1 ckt l v am OSI (SAKO). 

In der als Anlage 3 beigefügten Sc 1bstdarste11ung der SAKO wird 
.<uf Seite die PEI erwähnt. Aus dem ebenfalls beigefügten Bericht 
iber die Prc1ctarische Linkc/ParteiIn1tiative (PL/PI) sind die 
Zusammenhänge zu ersehen. Die PL/PI hat sich Ende 1971 aufgelöst. 

Herr FAHLBUSCH beteiligte sich am lo.7*1968 an der Besetzung des 
Rektorats der FU. In diesem Zusammenhang wurde er am 17.11.1963 



vom Landgericht Berlin vom Vorwurf des Hausfriedensbruchs frei¬ 
gesprochen - Az. 1 P Ms 39/^9 

Ein bei der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Berlin wegen 
Verdachts der Beamtennötigung - Störung einer Vorlesung an der 
Juristischen Fakultät vom 8.5.1969 - anhängig gewesenes Ermitt¬ 
lungsverfahren wurde am S.6.197o aufgrund des Straffreiheitsge¬ 
setzes !97o eingestellt - Az. 2 P Js 118^/69 


Abschließend mache ich darauf aufmerksam, daß sich 
lediglich auf den ßericht über die PL/PI bezieht. 



Bezirksamt Spandau von Berlin 

Abt. Volksbildung 


Bezirksamt Spandau, 1 Borlin 70, Carl-Schurz-StraOo 2-6 


BERLIN 


Herrn 

Reiner-Maria Fahlbusch 

1 Berlin 37 
Sven-Hedin-Straße 44 


GoichAltszoichen Toi. 3 330311 Zimmer- Datum: 

Vbildg I D 2 App.: 124 (inte.« 972 ) Nr. 374 / März 1974 


Sehr geehrter Herr Fahlbusch! 


Bezugnehmend auf Ihre Bewerbung um Einstellung in den Schuldienst 
unseres Bezirks vom 12. 12. 73 müssen wir Ihnen mitteilen. daß 
zur. Zei t an_Spandauer Schulen kein Bedarf für Assessoren des Lehr- 
amts mit den Fachern (Sozialkunde (Politologie) und Geschichte 
besteht. 

Wir bedauern, Ihnen dies mitteilen zu müssen und bitten um Ihr 
Verständnis. 


Hochachtungsvoll 
B 1 ö d o r n 


Beglaubigt: 





Spiechioüon 
Dienstag und Frcitao 
von 8 30 bia 14 Uhr 


/ 

Zahlungen nur an die Kontonummor Geldinstitut Bankleiüahl 

Baiiilakaeee Spandau (ba>geldloa erboten) 55 BJ PSehA Bin W ICO 100 10 

03100460 Spk Borlin West 100 500 00 

21/00163 Beriinor Bank 100 700009 



Bericht von R. M. Fahlbusch: 


Zu meiner derzeitigen Situation: 

Ich unterrichte derzeit aufgrund einer einstweiligen Ver¬ 
fügung des Arbeitsgerichtes vom 21.5.74 (bestätigt durch Be¬ 
schluß des Landesarbeitsgerichtes vom 22. 5-74 GeschZ. 5 Sa 50/74) 
an der Berufsfachschule für Bauhendwerker und Berufsschule für 
Vermessungstechniker 1 Berlin 20, Zitadelle. 

Das Arbeitsgericht verfügte in seinem Urteil, daß ich "Mit 
vollem Stundenauftrag (25 Pflichtstundon) einstweilig...anzu¬ 
stellen und zu beschäftigen sei 

Trotzdem beschäftigt mich das Bezirksamt seit dem 8.5*74 wöchent¬ 
lich nur mit 4 Unterrichtstunden allerdings bei voller Bezahlung 
(derzeit 2 555,41 DM brutto). 

Z.Zt. fallen sowonl an der Zitadelle als überhaupt im Bereich 
des Bezirksamtes Spandau erheblich Unterrichte aus, da Lehrer¬ 
mangel herrscht. 

Wie es zu dieser Situetion kam: 

Im Dezember 1975 bewarb icn mich ir. verschiedenen Bezirken Ber¬ 
lins um eine Anstellung als Lehrer. 

Am 18.1.74 erhielt ich vom zuständigen Schulrat im Bezirk 
Spandau eine Einstellungszusage zum 1.5.74. 

Die Vertragsunterzeichnung wurde von drei Bedingungen abhängig 
gemacht: 

- Bestehen meines zweiten Examens 

- Zustimmung des Personalrates 

- "Unbedenklichkeitsbeseneinigung" des Senators f. Inneres Abt.IV 
(Verfassungsschutz) 

Am 6.2. bestand ich meine zweite Prüfung. Obwohl ich nun wieder¬ 
holt im Bezirksamt auf eine Vertragsunterzeichnung drängte, kam 
diese nicht zustande, da die Überprüfung durch den Verfassungs¬ 
schutz noch nicht abgescnlossen war. Am 27.2.74 beharrte ich 
auf Vertragsabschluss, da ich gewillt war, meinen Dienst zwei Tage 
spater anzutreten. Ich wurde durch das Bezirksamt auf den nächsten 
Tag vertröstet,da man zu diesem Termin aufgrund einer telefonischer 
Rückfrage beim Verfassungsschutz mit dem Ergebnis der Überprü¬ 
fung rechnete. 

Am 1.5.74 teilte mir der Schulter mit, daß ich nicht oingoGtollt 
werden könnte,da eine neue Bedarfsfeststellung ergeben hätte, daß 
für mich z.Zt. keine EinsatzmöglichKeit an der Schule bestünden. 


Üiese Begründung des Schalrates staiid mit den tatsächlichen 
Ereignissen in völligem Widerspruch: 

- ich erhielt am 18.1.74 eine Zusage, nachdem tags zuvor (nach 
Aussage des Schulrates) eine Neuberechnung des Lehrerbedarfs ab¬ 
geschlossen worden war 

- ich war Im Stundenplan der Schule schon fest eingeplant. Noch am 
1.5.74 befand sich mein Name nach Aussagen von Kollegen 

noch im Stundenplan. 

- zur damaligen Zeit (1.5.74) hatte die Schule einen Fehlbedarf 

von ca. 200 stunden. / 

Aufgrund dieser Tatsachen lag die Vermutung nahe, "daß die eigent¬ 
lichen Gründe, die zu meiner Ablehnung führten, eben doch vom Innen¬ 
senat geliefert wurden,aber von einer Qualität waren, daß man 
sie nicht vorzeigen" konnte.(So in einer Resolution des AjLE 
der GiS.V vom 7.5.74) 

Das Bezirksamt bestritt energisch sowohl mir, als dem Personalrat 
als auch später dem Gericht gegenüber, daß "sachfremde oder 
politische Gründe meiner Beschäftigung entgepengestanden" hätten 
(so im Schriftsatz des Bezirksamtes vom 5.7. 1974 ) 

Ich beantragte am 4.5./4 den Erlas^ einer einstweiligen Verfügung 
auf Einstellung beim Arbeitsgericht^ Berlin. Am 21.5.74 gab das 
Arbeitsgericht meinem Antrag statt. Das Bezirksamt weigerte sich 
diese Entscheidung des Arbeitsgericntes anzuerkennen, erst am 8.5.7» 
konnte ich das Bezirksamt unter Androhung einer 4-stelligen 
Geldstrafe zwingen, mich an der Scnule unterrichten zu lassen. 

Bei Einsicht in meine Personalakte am 8.5-74 mußte ich fest- 
steilen, daßsi'e entgegen den gesetzlichen Bestimmungen ($ 15 BAT 
ozw. L3G) nicht vollständig geführt worden war. Das Ober— 
nriifunrser ebnis der Verfassungsschutzes war nicht zu meinen 
Vorgängen geheftet worden. Als ich dagegen protestierte, wurde 
mir eine weitere Einsicht in meine Personal3Kte bestritten,bzw. 

•ui:; ’ezirksamt bestritt nun überhaupt für mich eine Personalakte 
:üi führen. 

Daran''nin blieb mir nichts anderes übrig, als das Bezirksamt erneut 
zu vor<lage:i. Das Arbeitsgericht Berlin (19/Ga 92/74) verpflich¬ 
tete daraufnia ^urch sein Urteil vom 17-12.74 das BezirKsamt, für 
in Leu eine vollständige Personalakte zu führen und diese durch das 
Vert'assungsschreibon z,i ergänzen. Am 10.4.75 hat das 
La.ulosax'bei tsgeric ht ( 7 Sa 19/75 ) die Berufung des Bezirksamtes 
gegen d«,s Urteil ues Arbeitsgericntes vom 17.12.74 verworfen. 
Drruut'niu habe ich am 17.4.74 in meine Personalakte eingeseuen: 
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Meine Vermutung, daß andere als die vom Bezirksamt angegebenen 
Gründe zu meiner Ablehnung führten, wurden voll bestätigt. 

- Meine Personalakte umfasst ein 16seitiges Schreiben des 
Verfassungsschutzes 

- Gründe für Zweifel an meiner "Verfassungstreue" werden nach 
Ansicht des Verfassungsschutzes wie folgt begründet- t 

1) Mitgliedder ad-hoc-Gruppe am Otto-Suhr-Institut, ehemalige 
Mitgliedschaft im SHB 

2) Kandidatur uudWabl zu universitären Selbstverwaltungsorganen 
5) Gründung eines Vereines zur Wohnraumbeschaffung für Studenten, 

wobei Mitglieder "aktive Anhänger verschiedener Gruppen 
der Neuen Linken" sind 

4) Mitgliedschaft in den "Sozialistischen Arbeitskollektiven 
am OSI", die mit der PL/PI (nach Aussage des Verfassungs¬ 
schutzes) zusammenarbeitete 

5) Besetzung des Rektorates der PU, obgleich vom Landgericht 
Berlin vom Vorwurf des Hausfriedensoruchs freigesprochen 

6 ) Staatsanwaltschaft!iche Ermittlungen wegen Beamtennötigung, 
allerdings eingestellt 

Auf zwei Tatsachen sei dabei hingewiesen: 

- Das Verfassurigsschreiben ist datiert auf den 27.2.74 

Der zuständige Stadtrat Blödorn nat dieses Schreiben am 28.2.74 
gelesen und abgezeichnet, an dem 'Tag also, als ich mit der Be¬ 
gründung abgelehnt wurde, es bestehe zur Zeit kein Bedarf an 
der Schule. 

-die sogenannten "Vorwürfe" des Verfassungsschutzes beziehen sich 
in 4 Punkten auf Mitgliedschaften in nicnt verbotenen Orga¬ 
nisationen. Tätigkeiten, üi*; etwaige Zweifel begründen sollen, 
erstrecken sich auf Tatsachen, für die icn rechtskräftig frei- 
gesprochen worden bin, bzw. wo die Ermittlungen eingestellt 
wurden. 

Um angeblicne "Kommunisten, Radikale ,Verfassungsfelnde" aus dem 
öffentlichen Dienst fernzuhalten, scheint denen, die vorgeben 
die Verfassung zu schützen, jedes Mittel recht zu sein: 

Von der Lüge bis zum offenen Verfassungsbruch! 


Das Arbeitsgericht Berlin hat au 16.6.75» das Bezirksamt Spandau 
verurteilt, R. Fahlbuscn rückwirkend zum März 74 einzustellon. 
.Dagegen wird das Bezirksamt Berufung einlegen. 


DER TAGE SS PI EGEL , 3 ^ 

Prüfung der Verfassungstreue 
soll verschleiert werden 

Interne Anweisung des Schöneberger Bürgermeisters an die Verwaltung 

Bel der Cberprülung der Verfassungstreue von Bewerbern lür den 61 lenIlief)en Dienst 
verfährt das Bezirksamt Schöneberg offensichtlich anders, als es von Politikern öffentlich 
dargestellt wird. Durch ein Internes Rundschreiben vom 2. Juni, gezeichnet von Bezlrks- 
bUrgermeister Kabus (CDU), wlid den unterstellten Behörden bei der Treuplllctitprülunq 
ein Verfahren vorgesrh riebet), das eben diese Prüfung verschleiern soll. Wie verlautet, 

Ist die Anordnung nicht mtt dem Bezlrksamtskolleglum abgesprochen. 


In dem Schreiben, das an die einzelnen De¬ 
zernate des Hi/nksamls sowie u»i das Augu- 
ste-Viktorio-Krankenhaus geruhtet »st. heißt 
cs unter anderem wörtlich: 

► „Insbesondere machen wir dabei auf die 
Bitte des Senators für Inneres aufmerksam, 
nach der bei Nachfragen von Bewerbern und 
anderer Personenkreise nicht mehr von den 
Einslellungsbehorden auf das ausstehende Er¬ 
gebnis ries Uberprulunqsverfahrens durch den 
Senator lui Inneres verwiesen werden soll, 
ln Schöneberg wurde bereits auf der Buiolei- 
terbpsprecliunq vom 27 November 1974 . .. 
ausdrücklich darauf htngowiesen. daß gegen¬ 
über Bewerbern k* eii-rlei Hinweise bezüglich 
einer r.’heipnifung deivli den Senator für In¬ 
nere» bzw über deren Eigehnis gegeben wer¬ 
den durb n. . Auch durlen gegenüber Bewer¬ 
bern ke;m* positiven Angaben zur fachlichen 
und persönlichen I igmmq gemacht werden, 
woraus dann Bewerber den Eindruck gewin¬ 
nen könnten, die endgültige Mitteilung über 
die Einstellung sei ein** .teure Formsache" und 
ggf. nur noch von <!> in Ergebnis der Prüfung 
der dier.strechtli'h geforderten Treuepflicht 
abhängig. Selbs' v ers'a idlich dürfen den Be¬ 
werbern iiudl keine Linsteüungstermin« qe- 
nannt weiden . Falls ober einen Bewerber 
negative Frk« 1 Viissc beim Senator für Inne¬ 
res vorlieq* n sollten wird dies der Bürolei- 
tunq bekam *1 • p-ben. Dem Bewerber wird 
von der Abt. '*;nq Personal und Verwaltung 
lediqllch mitcje'eit*, daß die Bewerbung nicht 
berhcfcslch»in* verden konnte.“ 

Weiter * •••» ••• diesem Schreiben, alle 

Amislriter. S di ••» oder Mitarbeiter, die 
mit Bewert» * 1 1 -ns.i-'ii -gsejespräche führen, 
seien ürti.in: i.mzuwi tsen. 

► daß diese Verfahrensweise unbedingt ein- 
gehalteii werden muß. Falls entgegen dieser 
Anordnung Zusagen gemacht oder unberech¬ 
tigte Auskünfte •-•teilt weiden sollten, sind 
für etwaige Regreßanspruche abgelehnter Be¬ 
werber die betreffenden Mitarbeiter haftbar." 

Schon im Marz 1975 hatte der damalige 
Schulsenator Lolfler die Volksbildungsstadl- 
räte in einem internen Rundschreiben aufge¬ 


fordert, bei Nachfragen von Bewerbern nicht 
rpehr auf da* nach ausgehende Ergebnis eine* 
Uberprulungsverlahreas zu verweisen Dies 
könne nachteilige Folgen haben. Offenbar 
sollten diese und die jetzige Anordnung des 
Bezirksamts Schoneberg die Exekutive gegen 
die Dritte Gewalt absichern. Mehrfach hatten 
Berliner Arbeitsgerichte die Einstellung von 
Bewerbern für den öffentliche!' Dienst durch 
Urteil entschieden, die offiziell wegen Man¬ 
gels an Planstellen abgewiesr 1 worden wa¬ 
ren, tatsächlich aber war eine Überprüfung der 
Treuepflicht noch nicht abgeschlossen od**r ne¬ 
gativ verlaufen, was die Bewerber wußten 

Daqegen hatte der frühere Schulsenator und 
jetzige Wissenschaftssenator Lofller vor kur¬ 
zem erst erklärt: 

► „Im Falle einer Ablehnung erhalt der Be¬ 
werber einen mit einer RechtsiniMelbelehrung 
versehenen eingehend begründeten Ableh¬ 
nungsbescheid. Darin werden alle Tatsachen 
genannt, die bei der Dienstbehörde Zweifel an 
der Eignung des Bewerbers ausgelös? haben, 
und es wird begründet, warum diese Zweifel 
nicht ausqcraumt werden konnten. 

Der Leiter des Büros von Innensenator Neu¬ 
bauer, Mach, erklärte zu dem Problem öffent¬ 
lich: 

► „Jeder kann sich in rechtsstaatbchen Ver* 
fahren gegen falsche Vorwurfe wehren. Der 
Verdacht muß durch die Behörden begründet 
werden. Danach trifft den einzelnen die Be¬ 
weislast zur Beseitigung von Zweifeln." Die 
Wertung der vom Verfassungsschutz gesam¬ 
melten Erkenntnisse, erklärte Mach weiter, 
„obliegt den Einstellungsbehorden und ist ge¬ 
richtlich überprüfbar." Es gäbe zwar kein 
Recht zur Einsicht in Akten des Verfassungs¬ 
schutzes. doch „im Rahmen des Eignungsver¬ 
fahrens wird oflenqelegt". 

Wurde die Anordnung des Bezirksamts 
Schöneberg Praxis, entfiele entgegen den n- 
tieiten offiziellen Äußerungen für die Bewer¬ 
ber die Möglichkeit einer gerichtlichen Nach¬ 
prüfung der Vorwürfe de* Verfassungsschut¬ 
zes und der darauf gestützten Ablehnung 
durch die Behörden. U. S. 
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DER TAGESSPIEGEL 

FREITAG, 13. JUNI 1975 


Äm dlancla bemerkt 

Der alles entscheidende Unterschied 

Der l'kas des Schoneberger Bezirksbürger - 
meisiers hat es in sich. Nicht wenige, die den 
Rechtsstaat wie die Atemluit erst empländen, 
wenn ihnen persönlich vom Staat Unrecht ge¬ 
schähe. werden dem Trick, über den wir ne¬ 
benstehend berichten. Bcilall klatschen. Motto: 
Das Ichlte gerade noch. Sich mit den Kom¬ 
munisten oder solchen, die dulür qehgllen 
werden, vor den Gerichten lierumschlagen. 
Wer ist denn den Brüdern Rechensciialt schul¬ 
dig. Warum ihnen aul die Nase binden, ob 
etwas und was gegen sie vorliegt. 

Solche Haltung paßt in die Landschalt. Es 
gibt im treten Teil Berlins bereits Behörden, 
die vor aller Ollentlichkeit. wohl gar auf 
Populanlut hollend. unbescholtenen Beamten 
dienstliche Konsequenzen androhen, well die - 
se sich gegen rechtlich zumindest nachzuprü- 
lende Einstellungsbeschränkungen wenden. 
Diese Inanspruchnahme des Rechts der Ireien 
Meinungsäußerung wird unter Verstoß nicht 
nur gegen ein Grundrecht, sondern auch gegen 
die Gesetze der Logik gleichqcsctzt mit einer 
Sympptliicerhlärunq tiir verlas^ungsleindhche 
Aktivitäten, die im Linzeltall den Relegierten 
oder Suspendierten erst nachzuweisen waren. 
Wer aus Suthynindcn lür die Bürgerrechte ei¬ 
nes politisch Verdächtigten oder Verdächtigen 
eint ritt, ist eben schon ein halber Kommunist. 
Basta. 


Wenn die geschilderten offiziellen Ansätze 
unter der klaren Sonne unserer Freiheits¬ 
rechte nicht alsbald im Keime verdorren, dann 
sind wir mitten in der Hexenjagd. Wenn ei¬ 
ner einem etwas anhtingen kann, ohne dar¬ 
über womöglich als 7.euge vor Geruht aus- 
sagen zu müssen, wird die Denunziation Mu¬ 
hen Die Ausschaltung eines Amlsbewcrhcrj 
wegen politischer Unzuverlässigkeit im Sinne 
des Beamtenrechts nur aul Grund interner 
Dossiers ist politisch bequem, verfloßt indes 
gegen die Giundvoraussetzung des Anspruchs, 
dem Staat das Bestimmungswort Recht voran- 
zustcllen. nämlich die Möglichkeit, eine amt¬ 
liche Benachteiligung von unabhängigen Ge¬ 
richten nachprülen zu Iw.sen. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat ent¬ 
schieden. begründete 7.wedel an der Bereit- 
schalt. sich jederzeit lür die Ireiheitlich demo¬ 
kratische Grundordnung e/nzusefzen, müsse 
der Betrollene widerlegen. Er habe die Beweis¬ 
last. Recht so. Wir In Berlin sind schon viel 
weiter. Hier will eine Behörde ihre Mitarbei¬ 
ter dienstlich verpachten, solche Zweifel ei¬ 
nem nur deshalb Abgelebnten zu verschwei¬ 
gen. Sonst könnte er sie womöglich wider¬ 
legen. 

Der Trick verstoßt nicht nur gegen politische 
Willenserklärungen Ond gegen den Wortlaut 
der seit einem Jahr vorliegenden Gesetzes- 
novelle der Bundesregierung zum Beamlen- 
recht, sondern gegen die Ireibeitlich-dcmokra- 
tische Gnmdordnung. Sie unterscheidet uns 
von den Kommunisten. Wer diesen alles ent¬ 
scheidenden Unterschied mißachtet, besorgt 
zugleich tl.e Politik derer, die er damit zu 
bckumpien alauhi. —f/, C s 
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Februar 1974 


Uetr. t Besetzung einer Angestelltenstelle am Zentralinstitut 1 
der PUB durch Frau Sibylle Plogstedt 


Vor/:.; • Mein Schreiben vom 24. 1. 1974 
Ihr Schreiben vom 6. 2. 1974 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Aul' Ihre Bitte vom 6. 2. 1974 erlaube ich mir folgendes mitzuteilen: 


Frau Sibylle Plogstedt zeichnet für die Zeitschrift "Die Internati¬ 
onale" presse rechtlich verantwortlich. Einem Exemplar der Ausgabe 
Nr. 1 dieser Zeitschrift vom Juli 1973 ißt unter dem Impressum fol¬ 
gendes zu entnehmen 

"Redaktion:., Sibylle Plogstedt,. 

Geschäftsführende Redaktion, Sibylle Plogstedt 

(presserechtlich 

verantwortlich)" 

Die genannte Zeitschrift ist das Organ der Gruppe Internationaler 
Marxisten (GIM) und der Deutschen Sektion der IV. Internationale. 


Auf die Ziele, die durch die IV. (trotzkistische) Internationale un< 
ihrer Unterorganisationen verfolgt werden ist bereits bei der Ab¬ 
lehnung der B erufung des Bewerbers Eraest Mandel hingewieeen worden 
Sic verfolgt dao Ziel, die Kontinuität des revolutionären marxis¬ 
tischen Programms sicherzustellen, bis im Prozeß der permanenten 
Revolution der Weltkommunismus herbeigeführt ist. Zur Erreichung 





dieses Zieles sieht sie auch den bewaffneten Kampf als ein 
Mittel zu tu Sturz der i n ternationalcn Bourgeoisie und die 
Schaffung einer internationalen Räterepublik an. 

Ein diesbezügliches Engogeraent. findet bei Frau P^ogstedt z.B. 
Aufdruck ir. einem Interwicw mit der Zeitschrift "Intercontinen- 
taL Press" (New York) vom 23. 6. 1971. Folgende Auszüge mögen 
dies verdeutlichen: 

J.P.: Danach wurdest Du aus der DDE ausgewiesen? 

J.P.: Ich wurde an der Grenze nach Westberlin frei¬ 
gelassen. Entgegen der Behauptung der Hudd Pravo 
wurde ich nicht den westberliner Sicherheits- 
orgnneri übergeben. Daraus ist aber nicht zu 
schließen, daß deren Vertreter beim Grenzüber¬ 
tritt nicht anwesend waren. Schließlich war 
die Linke ja auch in Westberlin noch nicht stark 
genug, den Staat abzuschaffen und eine klassen¬ 
lose Gesellschaft zu erkämpfen. 

and weiter an späterer Stelle 

5. P. "Unsere Ziele sind seit hundert Jahren die Ziele 
der revolutionären Arbeiterbewegung. Wenn wir 
heute dafür verurteilt werden, daß wir die Ab¬ 
schaffung der Unterdrückungsorgane des Staates - 
der Polizei, der Gefängnisse, der Armee - fordern, 
die Ersetzung des Staates durch Arbeiterräte, so 
zeigt di3 nur, daß die kommunistischen Parteien 
don Weg zum Sozialismus ur.d Kommunismus verlassen 
haben." 

Eine Einstellung von Frau Plogstedt in den öffentlichen Dienst 
Halle ich nach Kenntnis dieser Fakten für nicht vertretbar. 

Irr. gehe davon aus, daß Sie zu dem gleichen Ergebnis gelangen 
•.Verden. Sollte Ihrerseits .jedoch eine andere Entscheidung vorge¬ 
sehen yein, so bitte ich Sie um ein diesbezügliches Gespräch in 
•ueinem Mause, bevor Sie weitere Schritte einleiten, insbesondere 
3ucf f b-vr.r Sie irgendwelche rechtsverbindliche Zusagen eingehen 
sollten. Mit verbindlicher!Empfehlung 

, jy4 Jp : L . 

(Prof. Werner Stein) 




INTERVIEW 


I 

I 


Prof. Siegfried Baske, Vizepräsident: 

Freiheit der Forschung, 

keine Hintertür für Verfassungsfeinde 


“1 


Gegen <lic Entscheidung des Ver¬ 
waltungsgerichts, wonach die 
EU Sybille PlogMcd«, Mitglied 
der trot/kistischcn Gruppe Inter¬ 
nationaler Marxisten (GIMi 
auch nicht im privatrechtlichen 
Vertrag für eine zeitlich befriste¬ 
tes Forschungsvorhaben einstel¬ 
len darf, hat das Präsidialamt 
fristgemäß am 2K. Februar Beru¬ 
fung eingelegt. In FU-lnfo 6/75 
veröffentlichten wir die Erklä¬ 
rung des Präsidenten und 1. Vize¬ 
präsidenten, in der sie diesen 
Schritt ausführlich begründeten. 
Vizepräsident Baske lehnte dage¬ 
gen eine Berufung ab. FU-lnfo 
stellte ihm die Frage: Warum? 


Herr Baske. Der Präsident ist ge¬ 
gen die Entscheidung des Venial- 
tungsgerichts in Sachen Plog stc dt 
in die Berufung gegangen. Sie ha¬ 
ben sich gegen diesen Schritt aus¬ 
gesprochen. Warum? 

Es sind mehrere Gründe. Grundle¬ 
gend ist für mich, daß das Vcrwal- 
tungsgcricht nachgewiesen hat. 
daß Frau Plugstedr als aktives Mit¬ 
glied der „Gruppe Internationaler 
Marxisten’’, der deutschen Sektion 
der trotzkistischen „IV Intcrnatio- 
nale". politische Ziele und Metho¬ 
den propagiert, die sich gegen die 
bestehende Gruiidordming rieh* 


I)ic von dcrCilM angestrebte poli¬ 
tische Entwicklung sieht die Er¬ 
richtung einer kommunistischen 
Gesellschaftsordnung auf 'lern 
Wege über die proletarische Revo¬ 
lution und die Diktatur des Proleta¬ 
riats vor Zur Strategie der GIM ge¬ 
hör« cs. innerhalb der bestehen¬ 
den Gesellschaftsordnung durch 
die Einrichtung von sog Organen 
der Dop|>elherrschaft reale Macht¬ 
befugnisse mit staatlichem Charak¬ 
ter zu übernehmen, die erlangten 
Machtpositionen nicht nur poli¬ 
tisch und ökonomisch, sondern 
auch bewaffnet zu verteidigen und 
die legale Macht zu entwaffnen. 
Parlamentarische Methoden zur 
Veränderung der politischen 
MachtVerhältnis*«- werden nach¬ 
drücklich abgelclmt 
Gegenwärtig versucht die Organi¬ 
sation. der angestteilten politi¬ 
schen Veränderung den Boden zu 
bereiten. Dazu gehört u a der Aus¬ 
bau der nationalen Sektionen zu 
führenden revolutionären Organi¬ 
sationen. die Ausweitung ihres 
Einflusses durch systematische 
mündliche und schriftliche Pro¬ 
paganda ihres revolutionären Pro¬ 
gramms. die Intervention in allen 
Arbeitskämpfen und sozialen Kon¬ 
flikten und deren Radikalisierung. 
Der Verpflichtung zu aktiver Mit¬ 
gliedschaft kommt Frau Plogstedt 
nachweislich insbesondere da¬ 
durch nach, daß sie als gesehüfts- 
fülircnde und presserechtlich ver¬ 
antwortliche Redakteurin an «lein 
wesentlichen Publikationsorgan 
de« GIM „Die Internationale" mir-’ 
wirkt und damit maßgebend zur 
propagandistischen Tätigkeit der 
Organisation beträgt 
Eine Zu nchin/rage. ht Ihnen he 
kan nt, daß I rau Plogstedt eine der 
artige lit Schreibung der um den 
1 rotzinten i erfolgten /.tele für 
faheh halt und tot ihrer Eint lei 
Inng dem EU Kanzler ausdrück¬ 
lich erklärt hat. daß sie auf dem Bo¬ 
den des Grundgesetzes stehe? 


Meine Ziclbeschrcibung stimmt 
mit «len in den Satutcn der IV In¬ 
ternationale und der GIM enthalte¬ 
nen Zü-lhcs'iuimungt-n iilviein 
Das gleiche gilt für du diesbezügli¬ 
chen Ausführungen in der Urteils¬ 
begründung des Verwaltungsge- 
richts. 

Frau Plogstcdts Erklärungen hin¬ 
sichtlich «Ic-s Grundgesetzes ste¬ 
hen im Widerspruch nicht nur zu 
den Zielen der GIM und der IV In¬ 
ternationale. sondern zu ihrer Tä¬ 
tigkeit als Redakteurin Erau Plog- 
stedt gibt vor. etwas liir vereinbar 
zu halten, was nicht vereinbar ist: 
Trotzkismus und freiheitlich-de¬ 
mokratische Grundordnung, wie 
sie im Grundgesetz und intler Ver¬ 
fassung von Berlin fixiert ist 

Da sich Frau Plogstedt als Redak¬ 
teurin ilcs Publikationsorgans der 
GIM verfassungsfcindlich betätigt 
und erklärtermaßen nicht bereit 
ist, diese T ätigkeit aufzugeben, ist 
cs sachlich nicht zu recht fertigen, 
venu der Präsident der FU die 
Motwemligkeit einer lierufimg da¬ 
mit begründet, daß hinsichtlich 
der Beschäftigung vco Radikalen 
imÖlfcntliehen Dienst eine Rcchf- 
mnsic herben besteht 

Hs gibt in «ler Tat gerichtliche Ent¬ 
scheidungen. die in Tenor und Be 
grüiuluiig teilweise weit aiiseinan 
Je«gehen Sie Ixvichco 'ich meist 

auf die Frage, ob die Mitglied¬ 
schaft m eine« extremen Organisa¬ 
tion ausreicht, einem solchen Be¬ 
werber die Einstellung in den «>•- 
fernliehen Dienst zu verweigern 
Dies gilt aber nicht für Bewerber, 
denen nachzuweisen itt.daß sie ak¬ 
tiv verf.icsiirigcfeimili«lie Ziel«- ver 
lolgen. Wie aus Pressemeldungen 
hervorgeht, wurde diese Rcchts- 
auffassung auch hei «len derzeiti¬ 
gen Koaliiionsverhandlungen zwi¬ 
schen SPD uml FDP bekräftigt 
und eine cntspreclicndc Behand¬ 
lung der Radikalenfragc verein¬ 
bart. 








st,',? ■■■■INTERVIEW 


Zwei weitere Gründe, die gegen 
das Einlegen der Berufung spre¬ 
chen, sehe ich in der möglichen 
Wirkung dieses Sehr irres nach 
außen und innen. In der Öffentlich¬ 
keit ist der Eindruck weit verbrei¬ 
tet, daß sich die PU nicht entschie¬ 
den genug gegen die Ausbreitung 
verfassungsfeindlicher Kräfte und 

Tendenzen wehrt. Dieser Ein¬ 
druck könnte durch die Entschei¬ 
dung des Präsidenten neue Nah¬ 
rung erhalten. Weiterhin ist zu be¬ 
achten, daß die Präge der Beru¬ 
fung in dem Sonderforschungsbe¬ 
reich, dem Frau Plogstedt ange¬ 
hört, umstritten ist und Auswir¬ 
kungen zu befürchten sind, die die 
Existenz des SFB gefährden kön¬ 
nen. 

Die Erklärung des Präsidenten 
und !. Vizepräsidenten nennt als 
Berufungsgrund nicht nur die all- 
gemeine Rechtsunsicherheit, son¬ 
dern weist ausdrücklich darauf 
hin, daß der Ball Plogstedt int Ge¬ 
gensatz zu den bisher anhängigen 
Verfahren auch die Freiheit der 
Forschung berührt, die in Art. 3, 
Abt. 3,2 GG nicht unter den Vorbe¬ 
halt der Verfassungstreue gestellt 
ist. Liegt es daher nicht im Inte¬ 
resse der Hochschule und der an 
thr betriebenen wissenschaftli¬ 
chen Forschung, die Folgerungen 
zu klären, die sich aus diesem Ver¬ 
fassungsprivileg für die Einstel¬ 
lung des ausschließlich in der For¬ 
schung tätigen Personals erge¬ 
ben? 

Die Frage verkürzt die maßge¬ 
bende Problemstellung in unzuläs¬ 
siger Weise. Denn in Wahrheit 
geht cs nicht allein darum, die ver¬ 
fassungsrechtlich verbürgte und 
auch von mir verteidigte Freiheit 
der Forschung zu sichern. Frau 
Plogstedt ist als Wissenschaftliche 
Angestellte nach BAT Ha nicht 
Forscherin im Elfenbeinturm, son¬ 
dern Mirglied der FU und Ange¬ 
stellte im öffentlichen Dienst mit 
allen auch hochschulpolitisch rele¬ 
vanten Rechten. So steht Frau 
Plogstedt namentlich das aktive 
wie passive Wahlrecht für prinzi¬ 
piell alle Gremien der FU zu. Da¬ 
vor» hat sie auch bereits Gebrauch 
gemacht. Sie ist vertretendes Mit¬ 
glied des für den Sonderfor¬ 


schungsbereich besonders wichti¬ 
gen Rats der Projektgruppen. 
Deshalb ist für Personen wie Frau 
Plogstedt jedenfalls ein Beschäfti¬ 
gungsverhältnis im öffentlichen 
Dienst als Angestellte oder Beam¬ 
tin ausgeschlossen. Ob andere For¬ 
men der wissenschaftlichen Mitar¬ 
beit denkbar wären, müßte einge¬ 
hend geprüft werden. 

Der von. Ihnen angcsprochcnc 
Treuevorbehalt des Art. 5 Abs. 3 
Satz 2 GG entbindet nach allgemei¬ 
ner Auffassung auch den überwie¬ 
gend forschenden bzw. nicht in 
der Lehre tätigen Angestelltendes 
öffentlichen Dienstes keinesfalls 
von seinen Pflichten zur Verfas¬ 
sungstreue. Auch Art. 3 Abs. 3 bie¬ 
tet keine Hintertür für Verfas¬ 
sungsfeinde im öffentlichen 
Dienst. Dies hat auch das Verwal¬ 
tungsgericht eindeutig klarge- 
srcllr. Um dies noch klarer zu ma¬ 
chen, bedarf es keines zeitrauben¬ 
den Berufungsverfahrens 
Auf der Konzilssitzung am 
14.3.74 haben sie vor Ihrer Wahl 
zum Vizepräsidenten erklärt, Sie 
selbst hätten im Sonderfor¬ 
schungsbereich für die Einstellung 
von Frau Plogstedt gestimmt. 
Warum vertreten Sie heute eine 
andere Meinung? 

Ich habe im Januar 1974 nicht ge¬ 
gen den Eistellungsanirag in dem 
SFB gestimmt, weil mir - und ich 
meine, auch den anderen Mitglci- 
dern - nichts von der verfassungs¬ 
feindlichen Aktivität von Frau 
Plogstedt bekannt war. Ebensowe¬ 
nig war mir ihre Mitgliedschaft in 
der GIM und ihre Redaktionstätig¬ 
keit bekannt. Erst durch Pressemit¬ 
teilungen über den Einspruch des 
Senators für Wissenschaft und 
Kunst sowie über die - ohne Rück¬ 
koppelung beim SFB - ange¬ 
strengte Klage des Univcrsitärs- 
präsidenten gegen diesen Ein¬ 
spruch erhielten die Mitglieder 
des SFB die ersten Hinweise auf 
die Problematik der Einstellung. 
Warum ich mich heute gegen die 
Einstellung von Frau Plogstedt als 
Wissenschaftliche Angestellte aus¬ 
spreche, habe ich bereits mit mei¬ 
nen Antworten auf die beiden er¬ 
sten Fragen dargestellt. 
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HU-INFO 9/75 



So nicht, Herr Haske! 


Klare Gegner - sagt nun • sind einfa¬ 
che Gegner. FU • Vizepräsident 
Baske wäre es wirklich, wenn cs eine 
Gleichheit in der Auseinandersetzung 
gäbe. Da mir mir die Mittel der Argu¬ 
mente zur Verfügung stehen, kann 
ich an seiner Stellungnahme im letz¬ 
ten FU-lnfn nur /eigen, wie Demokra¬ 
tie heute gefährdet wird. 

Herr Baske geht davon aus. daß das 
Vcrwaltungsgcricht nachgewiesen 
hätte,daß ich als Mitglied der GIM po¬ 
litische Ziele und Methoden propa¬ 
giere. die sich gegen die bestehende 
Grundordnung richten, und er unter¬ 
stellt, daß meine positive Frklärung 
zum Grundgesetz hinsichtlich der Fr* 
haltung und F.rwoitcrung von Frei¬ 
heit meinen eigenen Zeilen und mei¬ 
ner Tätigkeit widersprichr Konkret 
aber benennt er nicht meine Handlun¬ 
gen. sondern nennt nur eine Organisa¬ 
tion. Im Gegensatz also z.um Fall 
Narr, dem man Fmzelhciten nach- 
wics (z.B daß er eine F.rklärung von 
Gollwitztr unterschrieben hat zu mei¬ 
nem Berufsverbot I dient der Vorwurf 
der Ürganisatinnszugehnrigkeit als 
pauschale r Nachweis der Verfassungs- 
feindlichkeit. Was immer ich sage, cs 
genügt als ..Beweis’, die’ Statuten der 
GIM und die der IV Internationale 
wie ein bürgerliches Gesetzbuch ge¬ 
gen mich /ii verwenden. 

I >d»ci scheint es mir generell fragwür¬ 
dig. nicht zunächst - und dies beson¬ 
ders hei sich trot/kisiisch orientieren¬ 
den Grupivn erst einmal von einem 
Begriff kritischer Mitgliedschaft aus- 
zugehen. also diese nicht auf Bekennt¬ 
nis und Gcfolgscluft zu reduzieren 
Als Soziologin mit dem Forschungs¬ 
schwerpunkt osteuropäischer Ge¬ 
schuhte halte ich diese Bctrachungs- 
weise für differenzierter und w'isscn- 
scluftlich präziser. 

Darüber hinaus weiß Herr Baske aber 
genau, daß ich mich für die Frhalomg 
der Grundrechte ausgcsprcKhcn habe 
und daß ich mich zu der Frage, ob ich 


ein verfassungsgemäß garantiertes 
Recht wie das der Organisarionsfrei- 
heit überhaupt wahrnehme. nicht ge¬ 
äußert habe Aussagcvcrwcigcrung 

kann im Vcrwalningsreiht wie un Zi 

vilretht nicht gegen Beschuldigte und 
schon gar nicht gegen Nebenklägerin¬ 
nen verwandt werden. Fs ist auch 
sinnlos,sich zu den Beschuldigungen 
zu äußern, so large es an mir selbst 
liegt, auch noch den Nachweis meiner 
Glaubwürdigkeit iu erbringen. 

Herr Baske sagt, meine Beschäfti¬ 
gung im SFB sei so umstritten, daß die 
Weiterexistenz des SFB gefährdet 
sein könnte. So nkht, Herr Baske! Sie 
waren es selbst, der den SFB vor die 
Alternative stellte, eine Aufforderung 
an den Piäsidcnicn, in meinem Be¬ 
rufsverbot in Berufung zu gehen,ent¬ 
weder zurückzunehmen oder mit den 
Folgen Ihres Rücktritts wie dein Ih¬ 
nen nahestehender Professoren fertig 
zu werden Die Maclitverh.iltnissc 
sind eben umgekehrt: nicht weil ich 
dort beschäftigt Kn. sondern weil die 
Mittel der DFG an die Mitarbeiter ei¬ 
ner genügend großen Anzahl von Pro¬ 
fessoren gebunden sind, gerät der SFB 
durch Herrn Baske in Gefahr. 

Herr Baske stellt sich vor die Freiheit 
der Forschung ur»l sagt. An. 5,5 sei 
keine Hintertür für Vcrfassungs- 
feinde. Fr hat es fast zu eilig, erstin¬ 
stanzlich gesprochenes Recht anzu¬ 
wenden Fr will es nicht noch klarer 
und schon gar keine Zeit verlieren 
Und er ist konsequent in seinem Han¬ 
deln lieber sprengt er den ganzen 
SFR. als eine sog Verfassungsfeindin 
noch weiter forschen zu lassen Denn 
hier hat ihm die Studentenbewegung 
eine bittere I-chrc gegeben: nicht ein¬ 
mal Forschung ist ein Flfenbcinturm - 


die Institution SFB ist nämlich institu¬ 
tionell mit der Universität verbunden, 
und die Gremien der Universität wer¬ 
den noch immer (aber leider immer 
weniger» gewählt So wird mir, weil 
ich mich angeblich nicht im Rahmen 
der freiheitlich • demokratischen 
Grundordnung bewege, das Recht ab- 
gesprochen, mich an Wahlakten aktiv 
und passiv zu beteiligen 
Dabei sagt es Herr Baske noch präzi¬ 
ser: weil ich mein Wahlrecht bereits 
in Anspruch genommen habe, darf 
für Personen wie mich kein Wahl¬ 
recht und deshalb kein Beschäfti¬ 
gungsverhältnis bestehen Herr 
Baske sollte sich der Fmfachheitshal- 
ber lieber gegen das Wahlrecht aus- 
sprcchcn Denn Jas Wort Demokra¬ 
tie, das in semet ursprünglichen Be¬ 
deutung kaum noch wiederzuerken¬ 
nen ist, soll offenbar durch den Zusatz 
„freiheitlich“ weiter eingeschränkt 
werden und Recht - bzw das Recht, 
das Herr Baske anspricht - hat kaum 
noch mit Recht - wandern eher mit po¬ 
litischer Verfolgung zu tun und ist Be¬ 
standteil des Notstandsprogramms ei¬ 
ner sich liberal tarnenden Aktion für 
eine „freie" Universität nach Krei- 
bich. 

Sybille Plogstcdt, ZI I 
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Verwaltungsgericht Berlin 
Geechäftszeichen II A 8#7^+ 

Aus der Urteilsbegründung: 


- 1 1 - 

Die demnach zulässige vorbeugende Au fsicht cnaßnahnc ist 

sachlich gerechtfertigt. Denn die Beigeladene besitzt jwc^cn_ 

mangelnder Gewähr ihrer künftigen Verfas sungstreue sicht 
die erforderliche Eignung für eine Tätigkeit als wissen¬ 
schaftliche Angestellte an der EU. 


- 15 - 

Die gemäß Art. 5 Abs. 3 Gntz 1 GG garantierte Freiheit 
der Forschung steht trotz der Beschränkung der Aufgaben 
der Beigeladenen auf eine reine Forschungstätigkeit der 
Forderung noch Gewähr der Verfassungstreue 
nicht entgegen. Allerdings kann die Pflicht 
zur Verfassungstreue einen Wissenschaftler in Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung, die ihrer Natur nach vor- 
cussetzungslo3 sein muß, nicht binden (vgl. OVG Berlin in 
DVB1. 1972 S. 736 £730 f. mit weiteren Nachweisen/). Hier¬ 
von geht auch der Beklagte aus; denn Anlo ß für die Auf- 
«ichtsmaßnahme war nicht etwa seine Befür chtung, die 3 ei ge- 
ladene werde bei der ihr konkret ü bertragenen Forschüngs- 
aufgabe zu mit een Verfassungsgrundwerten unvereinbaren 
wissenschaftlichen Ergebnissen kommen. Lie mit der Forde¬ 
rung nach Verfassungstreue der öffentlichen Bediensteten 
bekämpften Gefahren können jedoch nicht nur in der - hj.er 
wegen der Natur und des Inhalts des Forschur.gsvoräa hens nie 
gegebenen - Möglichkeit einer mißbräuchlichen Ausnutzung 
der eigentlichen dienstlichen Aufgaben bestehen. Vielmehr 
erweist sich ihre Treue zur Verfnssunr auch und gerade 
bei Berücksichtigung ihres sonstigen mit ihrer Zugehörig¬ 
keit zum öffentlichen Dienst zusammenhängenden Verhaltens 
50 öls notwendig. 






Wie regelmäßig Jedem öffentlicher. Boaiensteten in seinem 
Tätigkeitsbereich, so würden sich auch der Beigeladcnen 
während der Zeit ihrer Anstellung bei der FU zahlreiche 
Gelegenheiten bieten, in weitaus größerem Maße, als dies 


- IG - 


für Außenstehende möglich ist, mit Universitätsangehörigen 
- HochschulIchrern, wissonschnftliehen Mitarbeitern, son¬ 
stigen Dienstkräften und Studenten - in Kontakt zu kommen, 
dabei Anhänger für die von ihr vertretenen verfassuugsord- 
nungsv.'idrigen Ziele zu gewinnen oder zumindest die Bereit- 

■ ■■ - ■ — - ■ - ■ ■ ■■ ■ »■ ■ ■ i 

scha ft anderer Ho chschulangehöriger zur Wahrung und Ver¬ 
teidigung der freiheitlich-denokrntischen Grundordnung 

- _ . j 1 1 ~ — 

herobzusetzen und damit radikalen pol itischen Tendenzen 
im Universitätsboroich Vorschub zu leinten. Als aktiv und 
passiv Wahlberechtigte könnte sie zudem versuchen, auch 
die Hochschulgremien zur Verfolgung ihrer politischen Ziele 
zu mißbrauchen. Hiermit wäre die Gefahr einer Bccir.träehti- 
gung de: Punktionsfühigkeit der Universität und des Vertrau¬ 
ens der Allgemeinheit in sie als Stätte der freien Forschung 
und Lehre verbunden. 


namentlich bei Berücksichtigung p oliti s cher, sozialer oder 
wi rtschaftlich e r Krisen, deren Eintritt nie ausgeschlossen 
w,orden kann, erweist siclfllie Forderung nach Verfassungstreue 
der öffentlichen Bediensteten als notwendig (vgl. Stern a.a.O 


S. 1*3). Hier, gilt auch für die Bedien 
Denn gerade in derartigen Situationen 


teten der Ur.i\ 
muß Verlaß dar 


ers 

auf 


tat. 
sein, 


daß wenigstens nicht die 


Uni ve mit ä t:-b p d i er. s t e t e n 


reibst 


innerhalb der Hochschule und von dort aus auf weiteren Be¬ 
reichen des Staates verfassungsfcindliche Aktivitäten ent¬ 
fallen, derartige Betreuungen unterstützen oder ihrer Durch¬ 
setzung infolge einer gleichgültigen Haltung gegenüber der 
freihoi tl i ch-deiaokmt iscucn Grundordnung den Boden bereiten. 
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DER TAGESSPIEGEL 

♦«/ ^ & ~r *-£ 

Lehrer-Resolution trotz Drohung 
des Stadtrates bestätigt 

Zum Fall des SEW-Mitglieds — Auf freie Meinungsäußerung berufen 


Die Auseinanderselzungen an der Charlot¬ 
tenburger Gesamtschule um die vom Bezirks¬ 
amt angestrebte Entlassung eines der SEW 
angehörenden Lehrers gehen weiter. Obwohl 
Volksbildungsstadtrat Röseler (CDU) der Leh¬ 
rermehrheit, die sich gegen das Disziplinar¬ 
verfahren gewandt hatte, mit »Konsequenzen" 
gedroht hat, bestätigte die Mehrheit des Kol¬ 
legiums gestern Ihre Resolution noch einmal 
und berief sich auf das Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung. 

Das Bezirksamt will den Lehrer, wie berich¬ 
tet, wegen aktiver Mitgliedschaft in der SEW 
aus dem Schuldienst entfernen. In einer Leh¬ 
rerresolution wurde dagegen protestiert und 
die Vorlage konkreter Vorwürfe gefordert. 
Röseler forderte die Unterzeichner daraufhin 
ciuf, sich von dieser Resolution zu distanzieren. 
In einer erneuten Stellungnahme des Kolle¬ 
giums wird dies jetzt unter Hinweis auf das 
Recht auf freie Meinungsäußerung verwei¬ 
gert. 

Man lehne es ab, in einer solchen Perso- 
nalangeleqenheit eine Erklärung abzugeben, 
»die inhaltlich zumindest teilweise den vom 
Bezirksamt erstrebten Ausgang des Verfah¬ 
rens vorwcqnimmt". Die Entscheidung über 
die Berechtigung und die Folgen der Vorwürfe 
gegen den betreffenden Lehrer müsse den 
zuständigen Verwaltungsorganen und Gerich¬ 
ten Vorbehalten bleiben. 

Zuvor hatte sich bereits die 56köpfige 


Schulgruppe der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) gegen die Distanzierungs¬ 
forderung des Stadtrats gewandt. Darin heißt 
es unter anderem, der betreffende Lehrer habe 
auf dem Parteitag der SEW nicht die Ab¬ 
schaffung „des Systems" (wie Röseler er¬ 
klärt hatte), sondern die Abschaffung des »ka¬ 
pitalistischen Systems' gefordert, das kein 
Bestandteil der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung sei. Was die von Röseler be¬ 
haupteten Zweifel an der fachlichen Qualifi¬ 
kation des Lehrers angehe, so seien diese 
schriftlich nirgends festgehalten, wahrend da¬ 
gegen verschiedene Unterlagen existierten, 
welche die Anerkennung der von ihm gelei¬ 
steten Arbeit hervorhöben. 

In einem Rundschreiben der Charlottenbur¬ 
ger GEW-Vorsitzenden Wehrmann heißt es 
ferner, dem betreffenden Lehrer sei in einer 
Verhandlung im Rechtsamt des Bezirks als 
Abschluß der Vorermittlungen bestätigt wor¬ 
den. er habe weder in seiner schulischen Tä¬ 
tigkeit noch durch den Inhalt der veröffent¬ 
lichten SEW-Rcde gegen die freiheitliche de¬ 
mokratische Grundordnung verstoßen. Die 
GEW-Vertreterin, aus der DDR geflüchtet, er¬ 
klärte ferner, bei dem * Verfahren würden 
Erinnerungen an Praktiken der 30er J ihre 
in ihr wadi, auch an solche, »deren Opfer ich 
selbst unter anderen Vorzeichen in den fünf¬ 
ziger Jahren wurde'. Solche Maßnahmen mach¬ 
ten den Rechtsstaat unglaubwürdig. (7sp) 


äv \\L.L 
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Stellungnahme von Prof. Bauer 


tä-ll 7 


Eingriff in Forschung und Lehre: 

Androhung von zwei wissenschaftlichen Aufpassern für das 
fachdidaktische Seminar Bauer/Mühlhansel _ 

Dokumentation 


Margot Mühlhansel, engagierte und aufgrund ihres realistischen, 
an der Lage der Schüler ansetzenden Unterrichts beliebte Lehrerin 
an der Fritz-Karsen-Schule in Neukölln, wurde nach Bekanntwerden 
ihrer Kandidatur für die KPD im Februar 1975 vom Schuldienst 
suspendiert (zunächst unter Vorschieben von anderen Gründen, 
"Dienstverfehlungen", die aber in den bisherigen Gerichtsverhand¬ 
lungen als fadenscheinige Bemäntelung durchsichtig wurden). Sie 
wurde nach Ablauf der Suspendierung einer neuen Schule zugewiesen 
und, als sie den Schülern den Grund ihres Erscheinens wahrheits¬ 
gemäß erläuterte, erneut suspendiert. 

Ihr war im Januar ein Lehrauftrag am Fachbereich 16 zur Unter¬ 
stützung des fachdidaktischen Seminars von Bauer zum Thema: 

Kritik und Solidarität als Lernziele im Deutschunterricht, er¬ 
teilt worden. Gestützt auf die Suspendierung vom Schuldienst be¬ 
anstandete das Präsidialamt den vom Fachbereich immer neu be¬ 
kräftigten Beschluß viermal und suspendierte den Lehrauftrag aus 
eigener Machtvollkommenheit, wegen einer angeblichen "Rechtswidrig¬ 
keit" des FBR-Beschlusses, obgleich es gleichzeitig die alleinige 
Kompetenz des FBR zur Erteilung zugestehen mußte. Den "Verdacht", 
daß Frau Mühlhansel oder womöglich das ganze Seminar "sich nicht 
an da g Gebot strenger wissenschaftlicher Tätigkeit in der Uni¬ 
versität halten, sondern stattdessen politische Agitation betrei¬ 
ben könnte", stützte es außer auf die Vorwürfe des Schulbezirks¬ 
amts, die Teil des schwebenden Verfahrens sind, auch auf die Se¬ 
minarankündigung im kommentierten Vorlesungsverzeichnis. Darin 
war als Erkenntnisziel eine realistische Verbindung zwischen den 
beiden im Schulunterricht oft reformistisch entkräfteten oder 
auseinandergerissenen Antriebskräften Kritik und Solidarität 
postuliert worden: "Auch Schüler können den historisch vordring¬ 
lichen Feind nur richtig bekämpfen, wenn sie sich mit der histo¬ 
risch führenden Kraft des Widerstands richtig verbünden." 

Nach einem langen Kampf, der den ganzen bisherigen Lauf des 
Seminars begleitete, nach einhelligen Protesterklärungen und 
zweimaligem Auftreten des ganzen oder halben Seminars vor dem 
Präsidialamt teilten Präsident Kreibich und sein zum Seminar 
erschienener Vize Jäckel am 21.5. ihren Beschluß mit: Die Be¬ 
anstandungen werden zurückgezogen, wenn der Fachbereich samt 
Bauer und Mühlhansel zustimmen, daß "eine inhaltliche Prüfung 

des Seminars die bestehenden Zweifel an seiner Wissenschaft¬ 
lichkeit ausräumt". Sie zogen zur Begründung dieses neuartigen 
Wissenschaftskuratels das Urteil des Oberverwaltungsgerichts 
gegen das Verbot der drei germanistischen Seminare von 72 heran, 
ließen nur die klare Entscheidung für die Unabhängigkeit der 
Wissenschaft, für die unantastbare Verantwortlichkeit der Seminar¬ 
leiter auch für politische Seminarinhalte beiseite und stützten 
sich allein auf eine stark schematische Abgrenzung: "Der durch 
Art. 5,3 GG geschützte-Freiraum endet für alle Dozenten dort, 
wo die Lehrtätigkeit nicht auf wissenschaftliche Erkenntnisse 
zielt, sondern auf ein Handeln zur Erreichung von bestimmten 
politischen Erfolgen gerichtet ist". Weil auch das Oberverwaltungs- 
gericht sich mit seinem Urteil auf den Inhalt, nicht die bloße 53 



Bezeichnung oder einen Kommentar bezogen hatte (allerdings diesen 
Inhalt gerade geschützt, nioht der künftigen Schnüffelei ausge¬ 
setzt hatte!), forderte der Präsident den Fachbereichsrat auf, 

"im Einvernehmen mit mir zwei Gutachter zu benennen, die im Auf¬ 
trag des Fachbereichs und des Präsidenten anhand des Seminar¬ 
konzepts und anhand von Seminarbesuchen zur Frage der Wissenschaft- 
lichkeit dieser Lehrveranstaltung Stellung nehmen. Herr Prof. Bauer 
und Frau Mühlhansel werden verpflichtet, das Seminarkonzept vor¬ 
zulegen und - unabhängig von dem Recht des Universitätspräsidenten 
und seiner Beauftragten, alle Lehrveranstaltungen der FU zu be¬ 
suchen - in eine Begutachtung ihrer Lehrveranstaltung einzuwilli¬ 
gen ." 

Der FBR hat auch dieses Ansinnen mit großer Mehrheit zurückgewiesen 
und will, da es sich um einen Präzedenzfall von ungeahnten Folgen 
für die Wissenschaft handelt, Klage dagegen erheben. 

Kommentar 

Dieser Disziplinierungsversuch ist ein nicht besonders starkes, 
eher hilfloses, aber ganz typisches Stück der sozialdemokratischen 
Konfliktvermeidungsstrategie: Die äußerste Reaktion, die der Uni 
und ihrer Freiheit angeblich von außen droht (nämlich aus einer 
"Öffentlichkeit", wie sie sich in Springers u.a. Redaktionsstuben 
malt), diese Reaktion soll noch einmal gnädig an der Uni Vorbei¬ 
gehen, indem diese sich selber diensteifrig von allen Verdachts¬ 
momenten reinigt und dabei der Reaktion mit aller Einschüchterung 
Disziplinierung intern, in der Personalpolitik wie in der Auslegung 
der Wissenschaftlichkeit zum Durchbruch vcrhilft. 

1. Die Wissenschaft wird durch einen solchen Auftrag zur Polizei- 
hilfwissenschaft degradiert. Zwei hierfür eingesetzte Wissen¬ 
schaftler, wenn sich überhaupt welche bereitfänden, würden 
nicht mehr der "wissenschaftlichen Erkenntnis" dienen, sondern 
würden einen wissenschaftsfremden Befehl zur Beschaffung von 
polizeilichen und gerichtsverwertbaren "Erkenntnissen" ak¬ 
zeptieren. Diese neuartige Forschungsrichtung würde sich nicht 
mehr auf wissenschaftsrelevante historische und gesellschaft- 
licho Sachverhalte richten, sondern auf das Verhalten von 
Kollegen. Sie würde auch an dem Verhalten nicht wie sonst bei 
wissenschaftlicher Begutachtung die Eignung oder fehlende Eig¬ 
nung zur Erreichung eines didaktischen Erfolgs der Lehrveran¬ 
staltung, sondern die Erlaubtheit oder Unerlaubtheit gemessen 
an staatlichen und zunhpmend restriktiven Auslegungen eines 
"Freiheitsspielraums" feststellen. Einen leisen Vorgeschmack 
auf die Lenkung und zunehmende Einschnürung mit dieser Polizei¬ 
fragestellung gibt bereits Kreibichs "Gebot strenger wissen¬ 
schaftlicher Tätigkeit". Im Grundgesetz von 49 war, bei aller 
damals schon eiusetzenden Restauration, die seine Abfassung be¬ 
stimmte, nicht vorgesehen, daß "strenge Wissenschaft und Kunst" 
frei seien. 

2. Das Denken und Sprechen vom Handeln zu trennen, ist der gesamten 
bisherigen idealistischen Sprachphilosophie ebenso mißlungen 
wie allen Demagogcnverfolgern, Sozialistengesetzen, Reinhaltern 
des Berufsbeamtentums, streitbaren oder väterlich zuredenden 

/ ntikommunisten unter Adenauer wie unter Brandt und Schmidt. 
Wissenschaft ohne Folgen fürs Handeln hat es noch nie gegeben. 
Wissenschaft jenseits der Politik ist ein alter Traum der Poli¬ 
tiker und eigentlich der früheren Generation von Universitäts¬ 
rektoren. Jedes politische Handeln will auch einen Erfolg, und 
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zwar einen bestimmten. Emanzipatorisches Handeln überhaupt 
mit egal welchem Ziel gibt es allein in Hessen, und auch da 
nicht in Wirklichkeit, nur in der pädagogischen Lyrik der 
Rahmenrichtlinien. 

3. Wissenschaft definiert sich nicht durch einen "gebotenen Rahmen", 
nicht durch "Strenge", verstanden als Abgrenzung von jeder 
"Agitation", sondern durch ihre Verpflichtung auf die Realität 
und das rücksichtslose Aussprechen dessen, was ist. Kennzeichen 
des wissenschaftlichen Realismus ist, daß die Widersprüche der 
Klassengesellschaft analysiert, der Hauptwiderspruch erkannt, 
der vordringliche Feind benannt und das richtige Bündnis be¬ 
stimmt wird, mit dem er bekämpft werden kann. Selbst das Präsi¬ 
dialamt als Wissenschaftsverwaltungsstelle sollte ein wenig von 
diesem Realismus entfalten, sich seinen Feind nicht durch die 
Verfolgungsbehörden vorzeichnen lassen, sondern selber sehen , 
wer hier der Feind der Wissenschaft ist und mit wem es sich zu 
ihrer Verteidigung verbünden muß. 

4. Besonders verwerflich ist die präsidialamtliche Übernahme der 
neuen Praktiken des Vorgriffs, der vorsorglichem Verhinderung 
von etwa denkbaren Verletzungen eines Rechts oder nur einer 
selbstgemachten Rechtsauslegung. Der "Zweifel", der in Aufklä¬ 
rungszeiten als vorwärtstreibende Kraft der Wissenschaft galt, 
wird zu einem rechtserheblichen "Tatbestand" gemacht. Er soll 
vor Genehmigung der Veranstaltung "ausgeräumt" werden. Die dem 
Zweifel Unterliegenden sollen einen Unschuldbeweis beibringen, 
sie sollen "die Gewähr bieten". In einer Zeit, in der mit der 
Gummiwaffe des möglichen Zweifels hunderte von fortschrittlichen 
Lehrern rausgeworfen oder abgewiesen werden und 100.000 e von 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes politisch überprüft, be¬ 
spitzelt, in ihrer Meinungsfreiheit eingeschränkt werden, will 
der Präsident mit seinem Zweifel zu den ohnehin schon anwesenden 
Denunzianten ohne offiziellen Auftrag auch noch einen "wissen¬ 
schaftlichen" Verfassungsschutz in den Seminaren installieren. 

Muß man das "dubito ergo sum" schon als Existenzbedingung sämt¬ 
licher Dienstvorgesetzten lesen? Wäre Kreibich nicht mehr Prä¬ 
sident, wenn er sich in einein öffentlich so klar dargelegten 
Fall weigerte zu zweifeln? 

5. In Hamburg wurde der Lehrer Gerd Heide nach einer parteilichen 
Unterrichtsreihe über Vietnam mit der offiziellen Begründung ent¬ 
lassen, er habe im Unterricht "verbotene Wahrheiten" verbreitet. 
Soll das Seminar unter Kuratel gestellt werden, weil wir unserer 
Fragestellung nach Gefahr laufen, die gleichen oder ähnliche ver¬ 
botene Wahrheiten zu erforschen? 
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DER PRÄSIDENT 

DER FREIEN UNIVERSITÄT BERLIN 

Zentrale Universitätsverwaltung 


Fr** U~**rWt *000 31 AK*o*»*****'lfi* 40 


FU 


An den 

Akademischen Senat 






U**sl»ch** 

-I- 


TüMVIMmN: (OM) 838_ 

m»» (oi) 29 39 


°— 7. Mai 1 


Betr.: Anfrage von Frau Professor 0r. Mennig ln der 145. Sitzung de? 

Akademischen Senats an 23. 4.1975 

1. Was gedenkt der Herr Präsident in der Frage der Verfassuncstreue 
von Frau Mühlhansel zu unternehmen - bzw. hat der Präsident sei¬ 
ner Pflicht als Dienstherr durch Einleitung einer offiziellen 
Untersuchung genügt? 

Antwort: 

Für die Erteilung von Lehraufträgen sind nach dem UniG die Fach¬ 
bereiche ausschließlich zuständig. Der President kann nur im 
Rahmen der Rechtsaufsicht tätig werden. Wegen der Erteilung des 
Lehrauftrecs an Frau Mühlhansel'ist eine Untersuchung angeord¬ 
net worden. Sie hat ergeben, daß der Fachbereichsrat sein Ermesse 
nicht korrekt ausgeübt hat, weil er seine Prüfungspf1icht bei 
der Auswahl von Lehrbeauftragen zu eng gesehen hat. Es reicht 
nicht aus, die allgemeine fachliche Qualifikation des Bewerbers 
zu prüfen; es muß, sofern Anlaß zu Zweifeln besteht, auc*' die 
Frage der persönlichen Eignung gerade für diesen Lehrauftrag ge¬ 
prüft werden. Hierbei müssen Lehrbeauftragte neben der vom Grund¬ 
gesetz gebotenen Treue zur Verfassung ihrer Verpflichtung zur 
Wissenschaftlichkeit bei der Durchführung der Lehrveransta1 tunr> 
nachkomnen. 

Der Präsident hat aus diesen Gründen bisher die Beschlußfassung 
in Fachbereich Germanistik dreimal beanstandet. 
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2. Sofern der Präsident bisher nichts unternommen hat - wie stellt 
er sich zu der Aufforderung, unverzüglich die erforderl1chen 
Schritte einzuleiten? 

Antwort: 

Es ist zunächst die erneute Beschlußfassung im Fachbereichsrat 

des Fachbereichs Germanistik abzuwarten. 

3. Trifft die Information des KSV zu, daß Frau MUhlhansel "trotz 
Drohungen von Kreiblch ihr Seminar durchführt"? 

Antwort: 

Frau r'.ühlhansel ist schriftlich informiert worden, daß sie nicht 
als Lehrbeauftragte tätig werden darf. Da das Fachdidaktische Se¬ 
minar, für das sie zur Mitwirkung eingestellt worden ist, unter 
der Leitung von Herrn Professor Dr. Bauer steht, kann dieses 
Seminar auch stattfinden, ohne daß Frau ''Uhlhansel dort als Dozen¬ 
tin auftritt, soweit es zutrifft, daß Frau MUhlhansel an Semi¬ 
nars i tzunoen teilgenormen hat und/oder weiterhin teilnimmt, kann 
es sich dabei nur un Teilnahme als Gast handeln. 

4. "Ist dem Präsidenten bekannt, daß am Mittwoch von 14.00 bis 
16.00 Uhr im Raum 0 32 10 in der Rostlaube das Seminar von 
Professor Dr. 3auer stattfindet?" 

An two r t: 

Ja! 


DER TAGES SPIEGEL 

DONNERSTAG, 29.MAI 1975 


Begutachtung abgelehnt 

Verlangen des FU-Präsldenten zur Überprüfung eines Seminars gesdieitert 


Der Fachbereichsrat Germanistik der Freien 
Universität hat es gestern in einem Beschluß 
abgelehnt, einer Überprüfung der gemeinsa¬ 
men Lehrveranstaltung von Professor Bauer 
und der Neuköllner KPD-Angehörigen und 
vom Dienst suspendierten Lehrerin Mühlhan¬ 
sel durch Gutachter zuzustimmen. Ein entspre¬ 
chendes Verlangen hatte FU-Präsident Krei- 
bich an den Fachbereichsrat gestellt, da er auf 
Grund einer Selbstdarstellung des Seminars 
den Verdacht hat, daß hier die Grenzen der 
Wissenschaftlichkeit überschritten seien und 
Agitation betrieben werde. Der Fachbereichs¬ 
rat kritisierte das Uberprüfungsverlangen des 


FU-Präsidenten in einem mit 13 gegen eine 
Stimme bei einer Enthaltung angenommenen 
Beschluß als Präzedenzfall, nach dem Eingriffe 
; n die Freiheit von Forschung und Lehre prin- 
piell ermöglicht würden. Weiterhin beauf¬ 
tragte der Fachbereichsrat seine Vorsitzende, 
Frau Professor Schulze, Schritte zum rechtli¬ 
chen Schutz des Seminars vorzubereiten. Eine 
Klage des Fachbereichsrats gegen den FU-Pra- 
sidenten, darauf wurde bereits in der Diskus¬ 
sion verwiesen, ersrheint möglich. 

Präsident Kreibich war eingeschritten, nach¬ 
dem in einem kommentierten Vorlesungsver¬ 
zeichnis des Fachbereichs eine Selbstdarstel- 



lunq des Seminars „Kritik und Solidarität als 
Lernziele im Deutschunterricht" von Professor 
Bauer und Frau Mühlhansel veröffentlicht 
worden war, in der es hieß: „Auch Schüler 
können den historisch vordringlichen Feind 
nur richtig bekämpfen, wenn sie sich mit der 
historisch führenden Kraft des Widerstandes 
richtiq verbünden". In einem Brief an die 
Fachbereichsratsvorsitzende erklärte Kreibich, 
„daß durch den Kommentar nach meiner Auf- 
fassur.q die Grenzen der Wissenschaftlichkeit 
überschritten werden und es sich bei Teilen 
dieses Textes um politische Agitation handelt, 
die das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit 
nicht .ür sich in Anspruch nehmen kann." Die 
Wissenschaftsfreiheit nach dem Grundgesetz 
*nde für alle Dozenten dort, wo die Lehrtätig¬ 
keit nicht auf wissenschaftliche Erkenntnis 
ziele, sondern auf Handeln zur Erreichung 
eines bestimmten politischen Erfolges. Krei¬ 
bich erklärte sich bereit, seine Bedenken ge- 
qen die Kommentierung der Lehrveranstaltung 
zurückzustellen, wenn eine inhaltliche Prüfung 
des Seminars die bestehenden Zweifel an sei¬ 
ner Wissenschaftlichkeit ausräume. Daher 
sollten vom Fachbereichsrat im Einvernehmen 
mit dem Präsidenten zwei Gutachter benannt 
werden, die anhand des Seminarkonzepts und 
von Seminarbesuchen zur Fraqe der Wissen¬ 
schaftlichkeit der Lehrveranstaltung Steliung 
nehmen. 

Auf Anfraqe erklärte FU-Präsident Kreibich, 
sein Verlangen auf Überprüfung beruhe auf 
folgenden Orvvägunqen: Frau Mühlhansel sei 
vom Schuldienst suspendiert worden, weil sie, 
wie gerichtlich festgehalten, wahrscheinlich im 
Unterricht politische Agitation betrieben nabe, j 
Da sie zudem noch Mitglied der KPD sei und 
diese Partei in allen Bereichen davon ausgehe, 
den Klassenstandpunkt zu vertreten, gebe das 
zusammen mit Ausführungen im kommentier¬ 
ten Vorlesungsverzeichnis Hinweise auf die 
Gefahr einer Agitation in der Lehrveranstal- [ 
tung. Da anläßlich des von Senator Stein 1970 
versuditen Verbots von drei germanistischen 
Seminaren das Oberverwaltunqsgericht festge¬ 
stellt hatte, daß es zur Beurteilung der Frage, 
ob die Grenze der Wissenschaftlichkeit über¬ 
schritten worden sei, nicht auf die Titel der 
Lehrveranstaltungen, sondern ihren Inhalt an¬ 
komme, habe er die Begutachtung vorgesdila- 
qen. Weil der Fachbereichsrat für die geordnete 
Durchführung d<*r Lehre und die Wahrung der 
Wissenschaftlichkeit der Ausbildung verant¬ 
wortlich ist. wird Kreibich, nach der Weige¬ 
rung des Fadibereichsrats zur Begutachtung, 
von sich aus keine Gutachter benennen, denn 
er sieht dafür keine Rechtsgrundlage. Er 
werde aber unter den bis jetzt bekannten Be¬ 


dingungen den Lehrauftrag an Frau Mühlhan¬ 
sel nicht bestätigen. 

Der Fachbereichsrat hatte seine Beteiligung 
an dem Begutachtungsverfahren verweigert, 
nadidem Professor Bauer es zuvor öbgelehnt 
hatte, von sidi aus einer Begutaditung zuzu¬ 
stimmen. Der der KPD nahestehende Profes¬ 
sor Bauer kritisierte das Verlangen des FU- 
Präsidenten als die Aufnahme von Disziplinie¬ 
rung und Zensur, die sonst von der Polizei 
ausqeübt würden, in die Regie der Hochschule. 
Auch von anderen Hochschullehrern, darunter 
Fachbereichsratsmitgliedern, wurde argumen¬ 
tiert, daß man sich nicht die Funktion von Ju¬ 
stiz und Polizei durch Zustimmung zur Über¬ 
prüfung geben könnte. U.S. 
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Diplomprüfungen 

Ein Schlag ins Wasser 

Am Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, der sich mit der Suidienrefurn» be¬ 
sonders schwer tut. hat sich um einen leilaspekt derselben — der Prüfungspra- 
xis in »len Diplomprüfungen — ein Kunfliki entzündet. der mir juristischen Ar¬ 
gumenten ausgetragen wird, bei dem jIkt politische Motive eine gewichtige 
Rolle spielen. 


D ie Nutgcmemschatt für eine 
freie I iniversität kritisierte, 
dal? im Fachbereich 10 t Wirt¬ 
schaftswissenschaften) linke Hoch¬ 
schullehrer ..C-onossenpfülungen” .ib- 
halten Themen der Iixamcnsklau- 
suren werden vorher bekanntgege- 
bcn". wußte „Berlins grüßte Zeitung" 
— die BZ - .un 1 Mai zu melden. Die 
Notgemeinschaf;' hatte wiederein¬ 
mal krallig zugeschlagcn. »loch «las 
Vorhaben droht sich als Schlag ms 
Wasser /u erweisen. 

Die in die Öffentlichkeit lancierte Mel- 
«hing von den ..(ienossenprüfiingen' 
richtet sich vornehmlich gegen Prof 
Klaus-Peter Kiske r, der als linker Sn 
zialdcmokrjt auch marxistische In¬ 
halte im \virtsilufts\vis\enschiftli- 
clicn Studium vertritt und allein 
schon deshalb der „Notgcmein- 
Schaft" cm 1 >• >rn im Auge ist Formal 
allerdings wird et beschuldigt, gegen 
die Ausfiihriingsbtstimniungen «ler 
Diplomprüfungsordnung vei stoßen 
zu haben Kisker lütte wie st hon 
seil 1070 — jiiiIi ><» «lern diesjähri 
gen Pnifiingstermin öffentlich The- 
menbereidH bekanntgegeU-n. aus «le¬ 
nen die liinzclihcincn liir «he Klau¬ 
suren ausgewjhli werden 
Im Pnifungsgebiei .Volkswirts«hafts- 
theorie" hatte Kisker beispielsweise 
fünf Raliiiiciiilieiitcn .ingegcben 
Staat und Konjunktur. 

Wissenschaftlich-technische I.nt Wick¬ 
lung. Monopol und technischer Fort- 
schritt. Staatsintervention un Spätka¬ 
pitalismus. Monopol und Konkur¬ 
renz Daraus wur«lcn drei Klatisurche- 
men zur Auswahl gestellt I) Ursa¬ 
chen für die Umwicklung «les Staatsin- 
terventionismus 'Frörterung anhand 
eines selbstgewahhen Beispiels): 2> 
Diskutieren Sie die Dialektik von Pro- 
duk tivkraf teilt w ick (ung und Produk 
tionsverhiilinisseii am Beispiel «les 
Wissens« halt lichte« hnis« hen Fort - 
Schritts im kapitalistischen Produk¬ 
tionssystem; un«l D Monopol und 
Konkurrenz in der Theorie «les staats¬ 
monopolistischen Kapitalismus 

Inwieweit diese Themen tatsächlich 
identisch sind, kann nur von „Fac bleu¬ 
ten " geklart wertlen vgl las Intel 
view mit Prof Kannt/i Kisker selbst 
vermag keine I Ixreinstunmutig zu 
sehen: So habe tnanz B das Rahment¬ 
hema „Monopol und Konkurrenz" 
mehrere Semester hindurch inner¬ 
halb einer Projektgruppe bearbeitet 
und dabei die wichtigsten Theoriean- 
satzc auf diesem < «ebier 'Marx, Hilter 
ding. I.enin. Theorie des Staatsmono¬ 
polistischen Kapitalismus usw i Ik-- 


haiulelt Die PriifungsvorkT« innig ei¬ 
nes Studenten mußte si«h «leshalh auf 
alle diese Ansätze beziehen, während 
nur die letztgenannte Theorie (legen 
scjiu! «ler Piiiliing v«ai 

Der hlentitäts-Vorwurf ist aber schon 
det zweite, spezifizierte Teil «ler 
..Nolu -Kampagne gegen l’rof Kis¬ 
ker Zunächst hatte man ihm nur pau 
schal das öffentliche Aushängen der 
Theincnhcreiche zum V.irwurl ge¬ 
macht. weil er damit gegen einen Teil 
«ler Ausführungsbestimintingen zur 
Prüfungsordnung verstoßen habe In 
«liesen im Februar l%6 verab¬ 
schiedeten Bestiinimmgcn heilst es: 
..Fs ist nicht zulässig, daß vor «ler 
sc hi ifl liehen tnler mündlichen Ptli- 
Imig mit «Ic-m Kandidaten iihe-r b<- 
stimmte Themcnlrc ise Vereinbarun¬ 
gen getroffen werden, auf «Sie sich 
dann die Prüfung best Itrankt” 

Kisker s „Vergehen" sollte nach z\n 
sicht «ler ..Motgemeirischafts"- 
Vemccer umgehend und drastisch 
geahndet werden Aul einer Sitzung 
des Prüfimgs.inms «Stimmrechr ha¬ 
ben alle prufungsbeiechtigten Dozen¬ 
ten) findet teil sie 

• Fiiilcitting eines Disziplinarverfah¬ 
rens 

• Annullierung «ler hei Kisker ge 
schrieben«-« Klnusnr«-n «les l.mfc-ink-ii 
PrüftingstcTmins 

• Durchführung «ler mündlichen Prü¬ 
fung hei Kisker unter Aufsicht einet 
Staatlichen oder Universitäten Kon¬ 
trollkommission 

Diese - auf der Sitzung nicht verab¬ 
schiedeten Forderungen konnten 
sich für «lie Initiatoren ullztileichr als 
Bumerang heraussrcllen. Denn ein¬ 
mal,so meint Hanns l.eske, Voisitzen 
«ler der Ausbildungskomtnissioti am 
Fachbereich 10, handle es sich bei der 
betreffenden Passage «ler Ausfüli 
rungcbcstiinmungc-n um eine rnatc 
rielle Veränderung «ler Prüfungsord¬ 
nung, «lie damit vom Senator für Wis¬ 


se nsJ.alt und Kunst genehmigt wer¬ 
den mü'se Dies ist aber nicht gesche¬ 
hen Zum anderen in: nach allgemei¬ 
ner Ansicht am Fachbereich «lie Fm- 
gteiiziing dci Piüfuilgstlieiiuii seit 
langem geuhie Praxis «Ulteh «lie Nen¬ 
nung piüfungstelev.uitei I iteratur 
hzw «ler piulungvielev.uitcn l.thrwr 
atlslaltiing. «lute’i «he Vergabe von 
I heiiiinsihwerpiinktm oder andi 
tcr. «las (»esamtgebiet eingrenz« ik!« 
Hinweise N.uli Meinung det siuden- 
tischen (•ruppen wird «lies am Facldx 
reuh von «ler MchrziF! d< i II ich- 
schullellier in der ciiun ode’ iti.lt rei: 
Form praktiziert - auch von Auge hö¬ 
rigen der ..Notgcmeins« hat: 

Den Bumerang, der auf diese zurtiek 
fallen könnte, haken die hmhschulpn 
litis«heil (irupperi am Fachbereich 
schon in «ler Iawlu Aul einer Voll¬ 
versammlung in «ler vergangenen Wo- 
«he bekundeten Relormso/ialistcn. 
SHB, ADSÖK, KH<«und die Assis.en 
tengruppe POIOK in selte ner Finmü- 
tigkeit ihre Alvsklir.ciiie ITokuinenta- 
tion über Priifiingsah'prachcn «It-i 
I lochst hullchic r zusjmmcnziistel 
len. ehlesst.utliehe Aussagen emzel 
ner I B lOAhsolventen Jagen bereits 
VOI (iki.hzeiiig vv.intitcn si«it die 
etwa '«OM Teilnehmer m « nu r gegen 
nur eilte Stimme angenommenen Re¬ 
solution gegen Versuche «ler ..Notgc- 
itic-iiis«h.ift . „die bestehende Pru- 
■ tingspr.ixis zu verschärfen. «Inr« h An 
«Irohimg «ler Antml her ung v-m Prü 
hingen die l.x.uiu risk.unlul.iien zu 
ve: iiiisi« hern und cin/uschitihic-rn 
und «kn Werl de« Dipl«-ms in «kt Öl 
feilt hchkeit herabzusetzen 

linier Tat ist es in vielen Fachrichtun¬ 
gen üblich. TUnieiieitigreiizungen 
vorzunehmenl «la nur sic- ..dem ( ha- 
raktt-r einer wisvens«hafth«hcn Prü¬ 
fung «iiis|iu«lmi 'M IB Flugblatt i. 
Primäres Ziel einer wissenschaf'li- 
ilien Ausbildung dies durfte hei 
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dem heutigen Sund der Scudienrc- 
form eigentlich kaum mehr strittig 
sein — sollte die Beherrschung eines 
GegenstandsbcTciches unter Hinzu¬ 
ziehung erlernter und — nach dem 
Prinzip des forschenden Lernens 
auch erprobter wissenschaftlicher Me¬ 
thoden sein, und weniger das „Pau¬ 
ken einer möglichst großen Zahl 
von Fakten, das eine wissenschaftli¬ 
che Prüfung zum Abfragen von 
„Brockhauswissen' (Karnitz) degu- 
dieren würde. Dies wiedereinzufüh¬ 
ren, kann wohl kaum in der Absicht 
von Hochschullehrern liegen, auch 
wenn sie der „Nagemeinschaft" an¬ 
gehören — oder etwa doch' 

Wenn es also der „Notgemcinsthaft' 
nicht primär um die Durchsetzung ei¬ 
ner Regelung geht, die nach Ansicht 
<es Vorsitzenden des Prüfungsamtes 
.hnchin abgeschafft werden sollte — 


worum geht es dann? Der Verdacht 
drängt sich auf. daß cs um politische 
Ziele geht, und diesen Verdacht ha¬ 
ben nicht nur die Studenten und die 
„linken Hochschullehrer", sondern 
auch des politischen Extremismus 
wohl kaum verdächtige Hochschulleh¬ 
rer wie Prof. Karnitz (vgl das neben¬ 
stehende Interview) 

Klaus-Peter Kisker selbst sieht das 
Vorgehen der „Notgemcinschaft" als 
Teil einer Kampagne, die darauf ab¬ 
zielt, die Wissenschaftliche Einrich¬ 
tung 4 am Fachbereich (der neben 
ihm noch die Hochschullehrer Ollen- 
bürg und Riese angehören) auf lange 
Sicht „auszuhungern’'. Obgleich die 
WE 4 mit die höchsten Tcilnchmcr- 
Mhlen in den Lehrveranstaltungen 
and einen hohen Prozentsatz an Ex¬ 
amenskandidaten (in Volkswirt- 
schaftstheoric in diesem Jahr allein 
56 7( der VWL-Absolventcn bei Kis¬ 


ker und Riese, in Volkswirtschaftspo¬ 
litik sogar 64%) besitze, verfüge sie 
über vergleichsweise wenig Stellen. 
Die jetzige Kampagne soll — so Kis¬ 
ker — die Studenten abschrccken, 
sich mit Politischer Ökonomie zu be¬ 
schäftigen und sie richte sich gleichzei¬ 
tig gegen das seit Jahren praktizierte 
Projektgruppcn-Siudiutn. 

Die Auseinandersetzung um die Prü¬ 
fungspraxis am Fachbereich 10 hat — 
trotz aller betrüblichen Neben¬ 
aspekte — zumindest die Notwendig¬ 
keit der Studicnicformarbeit aufge¬ 
zeigt. Denn ohne reformierte Ausbil¬ 
dungsgänge und Prüfungsordnungen 
können Konflikte dieser Art jeder 
Zeit wieder auftreten. w,v 
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if-r Nj'h"Cht vom 


Sehr geehrter Herr Professor Lochmann! 

Mit Schreiben vom 8.4.1975 habe ich Fraulein Weiland mitgeteilt, 
daß ich eine vorläufige Dienstaufnahme - bis zur Klärung der 
dienstrechtlichen Voraussetzungen, insbesondere bis zum Vorliegen 
des Ergebnisses der Sicherheitsüberprüfung nicht gestatte. 

Wie Sie mir mit Schreiben vom 21.4.1975 mitteilen, haben Sie 
entgegen meinem o. g. Schreiben’ Fräulein Weiland die Arbeitsaufnahme 
in Ihrer Arbeitsgruppe gestattet, wozu Ihnen jegliche Befugnis fehlt 
Ich behalte mir daher ausdrücklich Schadensersatzansprüche vor. 

Weiterhin werde ich prüfen, ob gegen Sie hinsichtlich der Dienst¬ 
pflichtverletzung Maßnahmen ergriffen werden können. Aus diesen 
Gründen habe ich zuständigkeitshalber die Angelegenheit der Ab¬ 
teilung VI übergeben. 


Hochachtungsvoll 
Im Aufträge 


(Tägert) 


tt£j£ UNIVERSITÄT BERUN 
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5**of. Dr. E. -R. Lochmann 


An den 

Präsidenten der FU Berlin 
1 Ber l in 33 
Altensteinstr. 4o 
z.Hd. von Herrn Tägert 


Betr.; Ihr Schreiben vom 29.4. 1975 , Zeichen 113 25-F/A1 
Sehr geehrter Herr Tägert, 

Ihr nicht sehr freundliches Schreiben vom 29.4.75 habe ich heute er¬ 
halten. 

Es würde mich sehr interessieren zu erfahren, aus welchem Tatbestand 
Sie Schadensersatzansprüche ableiten und worauf Sie den Verdacht einer 
Dienstpflicht Verletzung begründen. 

Frau Weiland ist ordnungsgemäß vom Dl des ZI5 für eine freigewordene 
Stelle ausgewählt worden (wobei man von "Wahl” wenig sprechen kann, 
da nur eine ernsthafte Bewerbung vorlag) und dem Präsidenten zur Ein¬ 
stellung zum 1.4. 75 vorgeschlagen worden. Die einzige offizielle Mit¬ 
teilung, die ich erhielt, war die Nachricht, daß Frau W. erst am 16.4. 
beginnen könne, da ihr DFG-Vertrag an der FU noch bis zum 15.4. lief. 

Ich habe dann am 16.4. telefonisch u. am 21.4. schriftlich pflichtgemäß 
der Verwaltung die Arbeitsaufnahme mitgeteilt. (Das hätte auch die 
Sekretärin des Hauses machen können). Da es sich hier um eine BAT Gb 
Stelle handelt , war eine routinemäßige l^berprüfung von Frau W. auch 
nicht zu erwarten. Mir sind zwar Gerüchte zu Ohren gekommen, daß 
Frau W. auch überprüft werden soll, aber eine entsprechende telefonische 
Anfrage bei der Personalverwaltung und beim Kanzler-Vorzimmer er¬ 
gaben keinen Hinweis ata, wer eine Überprüfung angeordnet hat. 

Der pr«io Wnwnie H»rt mir erst mit Threm heute erhaltenen Schreiben vor. 
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Weiterhin möchte ich darauf hin weisen, daß ich Frau Weiland weder 
gestatten noch verbieten kann, ihre Arbeit hier aufzunehmen, da ich 
keine "Arbeitgeber-Funktion" im ZlS oder an anderer Stelle habe. 

Ich bin weiterhin weder Verwaltungsleiter, noch Rats Vorsitzender oder 
dessen Stellvertreter, noch bin ich Leiter einer Arbeitsgruppe. Ent¬ 
scheidungen in unserer Arbeitsgruppe über den Arbeitsablauf werden 
immer kollektiv auf den Arbeitsgruppen-Sitzungen getroffen. Ansonsten 
ist nach UniG der Institutsrat für wichtige Entscheidungen (Personal, 
Haushalt etc.) zuständig , da es am ZI5 keine wiss. Einrichtungen gibt. 

Für eine Antwort auf mein Schreiben wäre ich sehr dankbar. 


Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 

-t. 
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Sehr geehrter Herr Professor Lochiranni 

Aufgrund Ihres Schreibens vom 6.5.1976 teile ich Ihnen mit, daß 
ich die Angelegenheit hinsichtlich der Schadensersatzansprüche 
sowie etwaiger Maßnahmen wegen Verdachts einer Dienstpflicht¬ 
verletzung der Abteilung VI übergeben habe. 
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Der Verdacht einer Dienstpflichtverletzung beruht auf der Tat¬ 
sache, daß Sie Mitte April 1975 in einem Telefongespräch der zu¬ 
ständigen Personalsachbearbeiterin, Frau Franz - Sachgebiet I B 25 -, 
mitteilten, daß Sie auf Dienstaufnahme des Fräulein Weiland bestehen 
und die Angestellte auffordern werden, den Dienst am 16. April 1975 
aufzunehmen. 

Sie wurden im gleichen Telefongespräch auf das Schreiben vom 
8. April 1975 an Fräulein Weiland, in dem eine vorläufige Arbeits¬ 
aufnahme nicht gestattet wird, hingewiesen, worauf Sie abschließend 
erklärten, daß die Universität gegen Sie ein Disziplinarverfahren 
anstrengen könne. 

Somit habon Sio für die Dienstaufnahme des Fräulein Weiland die 
Verantwortung übernommen. Eine Kopie Ihres Schreibens vom 6.5.1975 
sowie eine Durchschrift dieses Schreibens habe ich der Abteilung VI 
übersandt. 


Hochachtungsvol1 
Im Aufträge 

(Tägert) 


IV. Ausweitung auf den nichtstaatlichen Bereich 

FALL AO 

Seit Januar 1975 trifft sich am Berliner Gertrnuden- 
krankenhaus des Caritas-Verbandes eine Gruppe von Kol¬ 
legen, un eine bevorstehende Mitarbeitervertretungswahl 
vorzubere.'.ten. Die Gruppe stellt Kandidaten auf, iie 
mit einem gemeinsamen Programm, das auf einem Flugblatt 
veröffentlicht wird, auftreten, einzelne Kandidaten 
werden diszipliniert ( Androhung von Kündigung, Ver¬ 
weigerung der Höhergruppierung). Bei de*" Kitarbeiter¬ 
vertre tungswahl erhält diese Gruppe 100 Stimmen von 
ca 600 Wahlberechtigten. Aus der Kandidatengruppe, de¬ 
ren Mitglieder z.f. in der Gewerkschaft ö'i’V organisiert 
sind, biluet sich eine OTV - Betriebsgruppe, die sich 
im Getraudenkrankonhaus mit Flugblättern vorstellt. 

Zwei Ärzte sind der Motor des Betriebsgruppenaufbaus. 
Diese beiden Ärzte Unterzeichneten im März 1975 den 
Wahlaufruf der KPD in Tagesspicgel. Kiner der beiden 
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Arzte steht noch in der Probezeit. Den Ärzten wird in 

Besprechungen mit den ärztlichen Direktor, der Oberin 
* 

una dem Abteilungsleiter nahegelegt, sich von den Wahl¬ 
aufruf zu distanzieren. Außerdem wird ihnen vorgeworfen, 
durch die Betriebsgruppenarbeit "Unfrieden" im Hause 
zu stiften. 

Den,sich noch in der Probezeit befindenden Arzt wird 
zun. 31. Juni 7b - nach vier Monaten Tätigkeit - ohne 
Angabe von Gründen fristgerecht gekündigt. Eine Unter¬ 
schriftensammlung aller Ärzte und Schwestern seiner 
Abteilung, die sich gegen die Kündigung ausspricht und 
dem Kollegen ärztliche und menschliche Qualifikation 
bescheinigt, wird von der Verwaltung nicht beachtet. 

Der Kollege verteilt einen offenen Brief im Haus, in 
dem er die tatsächlichen Kündigungsgrünrie der Verwal¬ 
tung benennt uni in dem er eine Mitarbeiterversanimlung 
fordert. Darauferteilt die Verwaltung ihm Hausverbot 

ebenso wie einen Tag später der. anderen, in der Betriebs¬ 
gruppe mitarbeitenden Arzt. 

Die ÜTV - Betriebsgruppe sieht darin einen Versuch, ge¬ 
werkschaftliche Betätigung an diesem Krankenhaus zu un¬ 
terbinden, und organisiert eine dolidaritätskundgebung 
aller OTV - Betriebsgruppen Berlins vor der Klinik. 

Jer gekündigte Arzt führt jetzt einen Prozeß vor dem 
Arbeitsgericht wegen der politischen Begründung der 
Kündigung. 
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Offener Brief an alle KoL Legen 
Qm St. Gertrauden Kranken Accus 


Seit dem 1.2.75 arbeite ich als Assistenzarzt auf der 
Anästhesieabteilung. Mir ist zur 31.Mai in der Probezeit 
ohne Angabe von Gründen von der Verwaltung gekündigt 
worden. 

In mehreren Gesprächen mit Herrn Dr. Epping und der Schw. 

Oberin wurde deutlich, was der Grund sein soll: Meine Unter¬ 
schrift neben 100 anderen unter einer Anzeige im “TagesSpiegel" 
die dazu aufrief, am 2.März 75 die KPD zu wählen. Die KPD 
ist eine zu den Wahlen zugelassene Partei und ich habe mein 
Recht auf freie politische Betätigung wahrgenommen. 

Was aber der wahre Grund für die Kündigung ist, wurde auch 
in den Gesprächen mit Dr.- Epping und Schw. Oberin klar. Mir 
wurde vorgehalten, daß ich durch mein Wirken in der Kandidaten¬ 
gruppe vor der Wahl der Mitarbeitervertretung und mit der 
Herausgabe des Programms der Kandidatengruppe dem Betriebs¬ 
frieden geschadet hätte. In diesem Fall ist die Verwaltung 
offensichtlich einer falschen Information aufgesessen. Aber 
eine Angst wird hier deutlich:" Das Haus hat einfach Angst, 
daß Sie den Betriebsfrieden stören könnten." (Dr. Epping) 

Was hat denn die Verwaltung zu befürchten? Wie sieht denn 
der Betriebsfrieden aus? - Jeder Widerspruch und jede Kritik 
an Mißständen wird von der Verwaltung unterdrückt. 

Alle Kollegen, mit denen ich bei meiner Arbeit zu tun habe, 
haben die Verwaltung aufgefordert, die Kündigung zurückzu¬ 
nehmen, weil sie die freie politische Meinungsäußerung für 
ein demokratisches Recht halten und weil sie mit mir fachlich 
und mensohlich zufrieden sind. 

Kollegen, wir dürfen nicht hinnehmen, daß man Nachteile am 
Arbeitsplatz erfährt wegen außerbetrieblicher Äußerungen. 

Aber gerade dies soll auch in diesem Hause in Kürze mit 
System durchgeführt werden. In Zukunft will di*- Verwaltung 
alle Bewerber für Stellen Uber (angeglichen) BA'f Vb aufwärts 

vom Verfa33ung33chutz auf Verfassungstreue überprüfen lassen. 

Deshalb fordere ich die Einberufung einer Mitarbeiterver- 
samralung, auf der Herr Geißler zu meiner Kündigung und der 
politischen Überprüfung Stellung nehmen soll. 

Ich bitte alle Kollegen, mich in der Forderung nach einer 
Mitarbeiterversammlung zu unterstützen. 



St. Gertrauden-Krankenhaus 


1 Berlin 31 (Wilmeridorf), den 1^* 5 *1975 

Parallel Stro&a 12 

Tal.fon bai Dmdiwohl: 8294. 

bai Vanailllgrvg • 8294 - 1 

Dr.Sp./Sp 


r Sl. Ga'Kou^en. KieaVrabcu«. 1 Beili" 31. Poralree Sliofc« 12 


An alle 
Mitarbeiter 

unseres Hauses 


Ein offener Brief eines Mitarbeiters fordert die Einberufung 
einer Mitarbeiterversammlung. 

Grund dafür ist seine Kündigung innerhalb der Probezeit. 

Diese Kündigung kann ohne Angabe der Gründe vom Arbeitgeber 
gemäß A V R § 7 Abs. 4 ausgesprochen werden. 

Die Mitarbeitervertretung (genauso der Personalrat oder der 
Betriebsrat in Stadt. Einrichtungen) hat in diesem Falle 
keine Mitspracherecht. 

Trotzdem waren hier eingehende Gespräche mit dem Arbeitgeber 
geführt worden. Daß die Kündigung dennoch ausgesprochen wurde, 
lag nicht zuletzt bei dem Betroffenen selbst. 

Ihre Mitarbeitervertretung sieht daher zu dieser Zeit keinen 
Grund zur Einberufung einer Mitarbeiterversammlung, zumal es 
sich nicht um ein allgemeines Interesse, sondern uin das 
Problem eines Einzelnen handelt. 

In Kürze werden Sie mehr von uns hören und sehen können, daß 
wir Ihre Belange und Vorschläge in Ihrem Sinne versuchen werden 
zu vertreten. 

Mit freundlichem Gruß 


Tlrj/kpe nker* 
Vorsitzender der 
Mitarbeitervertretung 



HAUPTABTEILUNG 

Gesundheitswesen 



Gewerkschaft öffentliche Dienste. Transport und Verkehr im DGB - Landesbezirk Berlin 

Betriebsgruppe St Gertrauden Krankenhaus 


Kolleg uvoet Kollegen [ 


a.m i j ./i/.. ::-.i 


un.i Kemy ai. sofort sairvorhot tM’i.cill. 


-'•'i Ärzten aor Ar.acr.t .esie-Ahtoii Mn-- Kohv.st 


Wie lä.jt 




7ayeher. icr Verhalt:;:.,; erklären ? 


Wurde bei Kollegen Kohaart not-: • 1 1Bt\:r:i:rii;n.-* vorder chober., er 
habe nein*.* Kr.u rschri ft unter einen in Varossp'ißrcl veröffent¬ 
lichten KPD-’.va-iluui’risf besetz'., so ze.tr t uns H.v. wricrv/arrete Hr.us- 
verbot f r :e»i Kollegen Peny, 'In.: os sich .Hierbei um Iie heaKtioh 
der Verwalten-: nuf i< «:.*• .n rin,: unserer üi’V-ile'.ner rrru; re sandelt. 
Dien wurde dafc Ko] • e^en keny awo.. unnisver.. tamll iei r.ivöteilt. 


Hierbei na.vsel t ns : i u: also nies ’ ur, "las r err. »ri I iehc Probier, 
einer. Kinzelnen" , v.’ie i i-, !!itartv-i i.er^ertro’unr in irre:. .7s-.reiben 
von 1-i.o. bf-.Ha «f-tet, senuerr. 'Unser Scsritt zielt ; *e.;er. alle, sie 
lie Arb- ■ ’.sbe :ir. :un--er. na unser-*- r -.., ir . fe •/< ■ho-rtcji V:l]o.n an : ia- 
•iurch ir. Widersf.rueh zur 7 ( rv.aJ t.;r. - •".■nuen. 


Wenn hier au ab versucht w.rde:. ist, - Ir. KJ i lor “ns i onerue : t -in; 
Voran.:;;’.i-a.n;; unter Jen Kol lo a; zu ssnniYcn, so vorn- In, to ,'orade 
dien noch Me.ir Kali o,Mi t Ur U’V-ho ln e b: vrwar.Mc- staar- 


beitc-n. Denn sie* Kol 1 


-r; eivo: 


r. ich! wir o.: ;■ ’ n 


Arbeitsfr io Jo.a «hören, wenn v/ir r ; :;•> wie Um Kclli: :cn ar. alleren 
Hauserr. *ewe '*'* ;;«*ie f tl i oh ho tat.: *. n •in-« Mr .j- .• , Mlirrf j..,. ,. C5 . ;i< 
ei’ setze;;. 
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Dosr-hb : 


- ^uruiebnahme der Haus verböte -pTr c/Te 
Kollegen Mohowp+ und ! 


Tutv- -jjeie gewerksd-KÄ-f’fliehe 'ße+dfigung 
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fr, ~ 


•tr aarit io- /orfailo fordern v;i r iie .-Jio.hcrufun;; ' irr * it- 
.-vor;: lM’ Jijn,;, auf der di *'i tnrbc*l tcr ie:; '{•'•ur.ep ,b, . Jjo 


O-: • i io ro *> Weitere Paltet i- irrt .vorder sollen and iie 


betroffenen Kollegen uv: Ue Verwa t:;rs/; da;.-» fltellu.i,* .-obm,., k-n-on. 
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T*ll aa 


Chronik der Ereignisse 
nach der Kreuzberger Kirchenbosetzung 


2. Oktober 

Die Kreuzberger Kirche zum Heiligen Kreuz wird von etwa 30 Demon¬ 
stranten besetzt. Gegenstand der Protestaktion ist ein nach Meinung 
der Demonstranten inhumaner Strafvollzug, insbesondere die Behand¬ 
lung politisch motivierter Straftäter, von denen etwa 40 seit 
September im Hungerstreik sind. Verhandlungen bringen den ge- 
schäftsführenden Pfarrer zu der Überzeugung, dass bei gewaltsamer 
Räumung der Kirche wahrscheinlich auch Blut fliessen würde. Er ver¬ 
zichtet auf einen Polizeieinsatz. Gegen 8.oo Uhr informiert Super¬ 
intendent Dr. Rhein den Konsistorialpräsidenten. Dr. Flor stimmt 
dem Verzicht auf polizeiliche Räumung zu. 

3. Oktober 

Die Kirchenleitung verurteilt die Besetzung der Kirche, zeigt aber 
Verständnis für die EntScheidung des Pfarrers. Sie lässt sich von 
Vertretern des Senators für Justiz über die Situation in den Hafta:* 
stalten berichten und stellt fest, die Vorwürfe einer sogenannten 
Isolationsrolter seien unzutreffend. Unter der Voraussetzung, dass 
die Kirche freiwillig geräumt wird, erklärt sie sich bereit, mit 
einer Abordnung der Besetzer zu sprechen. 

4. Oktober 

Die Besetzer räumen die Kirche, nachdem sich Pfarrer, kirchliche 
Mitarbeiter und andere in der Nacht zuvor einer ausführlichen Dis¬ 
kussion in dem Gotteshaus gestellt haben. 

8. Oktober 

Eine Gruppe der ehemaligen Besetzer wird von der Kirchenleitung 
empfangen. Sie vertreten die Forderungen von Y? sich im Hungerst roi 
befindlichen Gefangenen nach Abschaffung jeder Isolierung und nach 
freier Arztwahl. Der Kirchenleitung werden keine Tatsachen vorge¬ 
tragen, die Hinweise darauf geben, dass z.Zt. Gefangene in Berlin 
in vollständiger Isolierung gehalten werden. 

Die Kirchenleitung beschließt im Fall von Irene Goergens, deren 
Zustand wegen des Hungerstreikes bedrohlich sein soll, umgehend 
das Gespräch mit dem Senator für Justiz zu suchen. Weiterhin wird 
sich die Kirchenleitur.g dafür einsetzen, dass sich wegen der grund¬ 
sätzlichen Bearbeitung der im Zusammenhang mit der Behandlung 
einzelner Gefangener und ihrer ärztlichen Versorgung sich stellen¬ 
den Fragen die Evangelische Kirche in Deutschland ein sachkundiges 
Gremium beauftragt, den Gachverhalt zu klären und gegebenenfalls 
Vorschläge für kirchliches Handeln zu machen. 

Das Mitglied der Kirchenleitung Dr. Gerhard Pfennig nimmt aus 
grundsätzlichen Erwägungen an dem Gespräch mit den Demonstranten 
und den darauf folgenden Beratungen der Kirchenleitung nicht teil. 

9. Oktober 

Dr. Flor führt ein eingehendes Gespräch mit der Justizverwaltung 



über die ärztliche Versorgung der Gefangenen. Die Justizverwal¬ 
tung bietet an, dass eine kleine kirchliche Gruppe die Haftanstal¬ 
ten besucht. 

10. Oktober 

87 kirchliche Mitarbeiter (später weit über 100) fordern in Kritik 
des Beschlusses der Kirchenleitung vom 8. Oktober 1974 diese auf, 
"sich nicht auf karitative Akte zurückzuziehen, sondern sich der 
politischen Dimension der Angelegenheit zu stellen". Sie bedauern, 
dass sich die Kirchenleitung die Forderung der gegenwärtig in 
Hungerstreik befindlichen Gefangenen nach Abschaffung jeder Art 
von Isolierung und nach freier Arztwahl nicht zu eigen gemacht 
hat", und sprechen die Befürchtung aus, dass sio "damit die im 
Hintergrund stehende Frage der politischen Absichten von Gefange¬ 
nenisolierung und der Gegenwehr der Gefangenen mittels Hungerstreik 
bewusst ausgeklammert 1 ' habe. 

11. Oktober 

Dr*. Flor ibergibt dem Juntizscnator eine Liste evangelischer Ärzte, 
die möglicherweise bereit wären, die Gefangenen zu behandeln. 

15. Oktob er 

Bischof loharf, aus dem Urlaub zurück, lässt sich über die Vor¬ 
fälle berichten. Der Bischof und Dr. Flor 'erörtern auch die Frage, 
ob nun der Bischof persönlich als Seelsorger die inhaftierten Mit¬ 
glieder der Sander-Meinhof-Baiide besuchen sollte. Das Ziel eines 
selchen Besuches sollte auch sein, Spannungen abzubauen und Men¬ 
schenleben zu retten. 

1 9. Oktobe r 

Die Kirchen!eitung beauftragt Dr. Flor, Dr- Holdenhauer und Pfarrer 
Duntze, die Haftanstalt Moabit zu besuchen und mit Gefangenen zu 
sprechen. Am gleichen Tag wird durch diese Gruppe die Haftanstalt 
Moabit besichtigt. Ein Besuch bei Baader-Heinhof-Gc-fangenen kommt 
trotz erteilter richterlicher Erlaubnis nicht zustande. 


2;.. Oktober 

Mit Genciunigung der-zuständigen Hichter ir Berlin und Stuttgart 
besucht der Bischof in Begleitung von Undine Zühlke die Gefange¬ 
ner. Ulrike Meinhof und Irene Becker. 

7 -0.. Oktober 

Bischof .Scharf, begleitet von Dr. Flor, berät mit Senator Korber 
über i. ’Vlichkoiten, zu einer Entschärfung in uer Untcrsuchungs- 
hnftar.rfcult Moabit beizutragen. 

Mit Hinweis auf den seelsorgerlicnen Charakter gibt der Bischof 
wotKr vor der Offentlickkeit noch vor der Kirchcnleitung Einzel¬ 
ne itir. über seine Besuche in Haftanstalten bekannt. 

5... bis 8. Üovembcr 

Die Vynodc der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) tagt 
in cp'rdau. 

; i. i-iovcT bor 

Im Haus der Kirche findet eine Podiumsdiskussion zu Firngon des 
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Strafvollzugs statt. Eine ausserkirchliche Gruppe bringt einen 
Resolutionsentwurf ein, der gegen die Stimmen von Bischof Scharf, 
Superintendent Rhein, Pfarrer Hollop und 8 anderen Teilnehmern an 
der Veranstaltung angenommen wird. 

Nach der Veranstaltung kursieren Gerüchte, nach denen die EKD- 
Synode gestört werden soll. Darüber sprechen nach den Berichten 
der Beteiligten nach der Podiumsdiskussion etva 20 kirchliche Mit¬ 
arbeiter in einem Lokal beim Bier. Sie erörtern, wie solche Störun¬ 
gen verhindert werden könnten. An einem der Tische sitzen auch 
Undine Zühlke und Kornelius Burghardt. 

5. November 

Frau Ziihlkc besucht Häftlinge, darunter auch Ulrike Meinhof. Sie 
kommt gemeinsam mit Gefängnispfarrer Hollop. Ulrike I'leinhof schreibt 
etwas auf einen Zettel, den sie Undine Zühlke überreicht. Anweisun¬ 
gen über eine Weiterleitung sollen nicht gefallen sein. Undine Zühlke 
will das Papier später vernichtet haben. Sie sei fest überzeugt ge¬ 
wesen, dass aus seinem Inhalt nicht auf ein geplantes Verbrechen ge¬ 
schlossen werden könne. Das sagt sie später, nachdem sie selbst in 
Untersuchungshaft sitzt, zu ihrem Ehemann, einem Berliner Pfarrer. 

Am Nachmittag nach dem Gefängnisbesuch ist Burghardt bei Undine 
Zühlke. Freu Zühlke berichtet über ihre Eindrücke. Die Häftlinge 
teilt sie nit, hätten an einer Störung der EKD-Synode kein Inter¬ 
esse. Diese Information gibt Burghardt an Bischof Scharf und 
Superintendent Rhein im Johannesstift - on passant - weiter. 

9« No vember 

Der seit Wochen im Hungerstreik befindliche BN-Häftling Holger Meins 
stirbt. 

1 0. November 

Als Protest gegen den Tod von Holger Meins treten die BM-Gefangenen 
in einen Durststreik, der alsbald abgebrochen wird. Frau Undine 
Zühlke besucht ira Laufe dieses Tages die weiblichen Gefangenen der 
BM-Gruppe. 

Aai Abend wird Kanuuei'gerichtspräsidcnt Günter von Drenkmann ermordet. 
13. November 

Nach mehrtägiger Verzögerung werden ein Angehöriger der Justizver¬ 
waltung und der Konsistorialpräsident über die angeblichen Vorgänge 
im Zusammenhang mit dem Besuch von Frau Zühlke und Ffarrer Hollop 
am 5- November bei Ulrike Meinhof unterrichtet. Am gleichen Abend 
wird die Nachricht an die Ermittlungsbehürden weitergegeben. 

17« November 

Undine Zühlke wird festgenommen. Der Bischof erhält erst jetzt 
Kenntnis von dem gegen sie erhobenen Verdacht. 

19» November 

Der Vikar Kornelius Burghardt wird festgenommen. 

Die Haftbefehle gegen U. Zühlke und K. Burghardt werden mit "Nicht- 
anzeige eines geplanten Verbrechens" und "Unterstützung einer kri¬ 
minellen Vereinigung" begründet. 

Der Verdacht stützt sicty auf den von Ulrike Meinhof entgegenge- 
nomnenen Zettel. Die Polizei vermutet, dass dieser Zettel Anweisun¬ 


gen 



gen für den Richtennord enthielt. Genaue Angaben über den Inhalt 
des Zettels sind nicht zu ermitteln. 

Die evangelische Kirchenleitung bittet in einer Erklärung die 
Mitarbeiter der Kirche um Unterstützung bei der Wahrheitsfindung 
und ruft dazu auf, "von öffentlichen Sympathie- und Protestkund¬ 
gebungen abzusehen". Polizeivizepräsident Dr. Pfennig erklärt in 
dieser Sitzung, dass er sein Amt als Kirchenleitungsmitglied zu¬ 
nächst nicht weiter ausüben wolle, da er eine Pflichtenkollision 
befürchte. 

25. November 

Bischof D. Kurt Scharf stellt sich der Öffentlichkeit und berich¬ 
tet auf einer Pressekonferenz im Evangelischen Konsistorium in 
Gegenwart von Präses Kraskc und Pfarrer Albertz umfassend über 
die Vorgänge. Er erklärt dabei u.a., dass er von seinem Amt nicht 
zurücktreten werde. Wörtlich sagt der Bischof; "Ein kirchlicher 
Auftrag bindet mich in einer Weise, wie es eben ein politisches 
Wahlmandat nie könnte. Ich bin dem verantwortlich, den ich als 
den Herrn der Kirche bezeichne." 

28. November 

Undine Zühlke und Kornelius Burghardt werden bei einem Haftprü¬ 
fungstermin vom Amtsgericht Tiergarten aus der Untersuchungshaft 
entlassen. Das Amtsgericht legt in einer Pressemitteilung Wert 
auf die Feststellung, dass der Tatverdacht weiterbestehe. 



DER TAGESSPIEGEL 


Kritik an der Kirchenleitung 
im Streit um Gefängnisseelsorge 

Lebhafte Diskussion auf der Regionalsynode 


Tsp. Berlin. In der gestrigen Diskussion 
über den von Bischof Scharf am Vortage er¬ 
statteten Bericht der Kirchenleitung standen 
auf der BeglonalsYnode der West-Berliner 
Evangelischen Kirche die vom Bischof aufge¬ 
zeigten Differenzen zwischen Justizverwaltung 
und Kirche im Mittelpunkt. Konslstorialpräsi- 
dent Flor forderte, die Auseinandersetzung 
mit größerer Gelassenheit zu führen und sich 
der Maximalforderungen beider Seiten bewußt 
zu werden. Er warnte davor, daß „die Kirche 
überzieht.". 

Außerdem, so sagte Flor, solle man aner¬ 
kennen, daß die bestehende staatliche Ord¬ 
nung die freiheitlichste sei, die es je hier ge¬ 
geben habe. Auch Professor Schmidthals kriti¬ 
sierte ein „selbstgerechtes Verhalten'* der 
Kirchenleitung in dieser und anderen Fragen. 
Der juristische Berater der Kirchenleitung 
Rechtsanwalt von Wedel, erklärte dagegen 
der Justizsenator verletze rechtliche Grund¬ 
sätze. wenn er eine Entscheidung proklamiere 
ohne den Betroffenen vorher gehört zu haben 
Auch sei es nicht legal, als leitendes Mitqlied 
der Exekutive in ein schwebendes Verfahren 
einzugreifen. Damit versuche Oxfort nicht nur 
die öffentliche Meinung, sondern auch die er¬ 
mittelnden Staatsanwälte, deren Dienstherr er 
sei, massiv zu beeinflussen. Zudem versuche 
er, in die Autonomie der Kirche einzugreifen. 
Die Kirche habe ihre Angelegenheit selbst zu 
ordnen und ihre Ämter ohne Mitwirkung des 
Staates zu verleihen. Dies sei verfassungsmä¬ 
ßig garantiert; Infolgedessen überschreite der 
Senator die Grenzen seiner Befugnisse, wenn 

er bestimmte Geistliche als unzumutbar für 
die Gefängnisseelsorge einstufe. 

Den Ausführungen Wedels stellte Amtsge¬ 
richtspräsident Münn die Auffassung entge¬ 
gen, daß die Grenzen der Gefängnisseelsorge 
aus Sicherheitsgründen vom Staat bestimmt 
werden müßten. Audi Superintendent George 
sprach die Überzeugung aus, daß die Mehr¬ 
heit der evangelischen Bürger Berlins hinter 
der Meinung des Senats stehe, daß die ver¬ 
dächtigen kirchlichen Mitarbeiter nicht mehr 
für einen gefängnisseelsorgerischen Dienst ge¬ 
eignet erscheinen. 

Bischof Scharf kritisierte in seneim Schluß¬ 
wort zu diesem Thema die „polemische Art 


der Diskussion". Er teilte der Synode mit. daß 
Oxfort die Auffassung vertrete, ein Zeugnis- 
verweigerungsrecht, stehe nur einem beamte¬ 
ten Seelsorger zu. nicht aber kirchlichen So/.- 
alarbeitern oder anderen Angestellten. Dage¬ 
gen forderte Scharf, dieses Recht auf alle 
kirchlichen Angestellten in diesem Bereich 
auszudehnen. Er sprach von großem Verständ¬ 
nis des allsgeschiedenen Justizsenalors Kor¬ 
ber und bedauerte, daß „der von-der Kirche 
gepflegte Stil im Umgang mit der Justizver¬ 
waltung" leider eist wieder neu gewonnen 
werden müsse. 

Eine Erklärung Oxforts 

Justizsenator Oxfort wies gestern gegen die 
gegen ihn auf der Synode erhobenen Vorwur- 
le zurück. Er sagte, ihm sei weiterhin daran 
gelegen, mit der Kirche partnerschaftlich /u- 
sammenzuarheiten. Allerdings sei er nicht be¬ 
reit, die Sicherheit in den Strafanstalten ge¬ 
fährden zu lassen und sich „in unqualifizier¬ 
ter Weise beschimpfen zu lassen.” Er müsse 
mit allem Nachdruck feststellen, daß die Ju¬ 
stizverwaltung lediglich darüber zu befinden 
gehabt habe, ob die drei Plärrer und die So¬ 
zialfürsorgerin Ziihlkc unter Gesichtspunkten 
der Sicherheit wieder zur Cefongenensoelsor- 
ge zugelassen werden sollen. 

In dem seinerzeit für vertraulich erklärten 
Gespräch mit Scharf habe sich der Streit an 
der Frage der Seelsorge entzündet, die der 
Bischof sehr viel weitergehend interpretiert 
habe als er. In dem Gespräch, „das an Be¬ 
stimmtheit nichts zu wünschen übrig ließ", 
habe Scharf für den Fall der Nichtwiederzu- 
lassung der drei Pfarrer eine scharfe Stellung¬ 
nahme der Synode und Schritte gegenüber 
dem Senat angekündigt. 

Oxfort erklärte, er habe den drei Geistli¬ 
chen seine Bedenken schriftlich mitgeteilt. Sie 
hätten vier Wochen Zeit, dazu Stellung zu 
nehmen. Erst dann werde eine endgültige Ent¬ 
scheidung fallen. Sein Vorschlag, drei aridere 
Pfarrer für die Gefangenenseelsorge zu be¬ 
nennen, sei von Scharf in der Unterredung 
abgelehnt worden. Dagegen habe der Bischof 
vorgeschlagen, die umstrittenen Plärrer für 
einige Zeit wieder zuzulassen; danach werde 
die Kirche sie dann versetzen. 



V. Vorwurf verwandschaftlicher und sozialer 
Beziehungen und anderes 


Aus dem Beschluß des Arbeitsgerichtes 
Berlin, Geschäftsz. üa 6/75 

TALL 4 2 _ 

Die Klägerin erklärt. 

Bl« habe »leb am J.2.1975 arbeitslos gemeldet und wagen 
4er Arbeitslosenhilfe mehrfach ult dem Arbeitsamt tele¬ 
foniert und die geforderten Unterlagen euch beigebraoht. 
jie letzte Auskunft des Arbei türmtet» hübe dann gelautet, 
öan cie keinen Anspruch auf Arbei tslobenhi Ife hebe, veil 
ihr die Arbeitnehmennerkmale fehlten, de sie eine Stelle 
la Seaatenetatus entitrebe. Ein schriftlicher Peacheld 
•ei ihr suf ihre Bitte hin Aussicht gestellt worden. 

Di« vorstehenden Angaben versichert die Klägerin hiermit 
an Eides statt. 


V.u.g. 


Der Beklagten-Yertreter erklärt, 

die begründeten Zweifel an der Verfessungrtreue der 
Ilägerin ergeben eich aus 4e*> ¥«4«aehe des Verdacht, iaJ. 

der Ehemann der Klägerin Mitglied der SEV i ' : dieser Ver¬ 
dacht entstand deroue, daß u r.. eine Mtteil'.t^ rorlag, in 
der der Sfoeft** Ehemann auf einer geneir.r f*aei. L'.ai» der 
SEW-gesteuerten ADS-Cbemle und des Sczialifticchea Studenten- 
fcoilefctlve Chemie kandidierte und ge*-~nlt w;r**e. Des soaiail- 
itlache Studonter.&oliefctiv Chenie ftr.:.d :r. r.e;reit den in¬ 
zwischen aufgelöste» marxii tiüchaa ienini-tiicfcaa Bocn- 
»chulgruppen (JfiAl) nahe, die punktuell *-1 der Aktionsge- 
neinschaften von Demokraten und Eozinlirtec v Ai*S/ zusammen- 
arbeiteten. 

Ob eich hiereum ein Verdacht auch gegen die Person der 
tlagerim ergibt* wird zur Zeit noch geprüft. 


B.u.v .i 

CLne Entscheidung ergeht ob Schluß der Sitaung. 

An Schluß der Sitzung - ln Anwesenheit der Klägerin exi 
ihres Frozeübovollahchtigten - unter Mitteilung der 
wesentlichen Entochei dungegrunde 


«rkinat und verkündet. 


I. Der Antrag auf BrlaS einer «inetvaiIlgen Verfügung wird 
zuruokgewleeen. 

II. Dor Verfügungoklägerin werden die Kosten des Btchtß8treits 
•uferlegt. 

III. Der Wert des Streitgegenstandes wird auf r.festgesetzt. 
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Bedenken an der Verfassungstreue 
wegen der Verwandtschaft 

Arbeitsgericht ermöglicht Einstellung gegen den Willen des Bezirksamtes 


Durch öffentliche Verhandlung vor dem 
Arbeitsgericht Berlin ist jetzt erstmals ein 
Fall bekannt geworden, in dem Verfassungs¬ 
schutz und Einstellungsbehörde .die verwandt¬ 
schaftlichen Beziehungen einer Bewerberin für 
eine Lehrersteüe zum Anlaß der Überprüfung 
der Verfassungstreue gemacht haben: Dem 
Bruder und Ehemann wurde die Mitglied¬ 
schaft in bzw. Unterstützung für radikale 
Gruppen angelastel. 

Die Assessorin hatte ihr zweites Staats¬ 
examen ebenso wie das erste mit der Note 
.auf absolviert, ein Gymnasium im Bezirk 
Schoneberg wollte die Assessorin übernehmen 
und hatte sie bereits in den Stundenplan auf- 
qenommen. da aus der Persondistelle des 
Bezirksamtes verlautet war. daß der Vertrag 
mit der Assosorin voraussichtlich bis zum 
1. Februar 1975 unterzeichnet werden könne. 
Zu der Unterzeichnung kam es icdocti nicht, 
obwohl bereits die Zustimmung des Personal¬ 
rats zur Einstellung der Assessorin vorlag. 
weil das Bezirksamt feststellie. daß in der 
Referendarzeit der Bewerberin keine .Sicber- 
heitsuberprüfung* slattqefundcn hatte. Wah¬ 
rend die Bewerberin wiederholt nachfragte, 
wann denn der Sicherheitsbescheid vom In¬ 
nensenator vrliegen wurde, erhielt sie am 
10. April überraschend die* Mitteilung, daß 
für sie .kein Bedarf vorhanden ist". 

Als es zur Klage vor dem Arbeitsgericht 
kam. begründete das Bezirksamt Schoneberg 
seine ablehnende Haltung nicht nur mit dem 
fehlenden Bedarf, sondern unter anderem auch 
damit, daß die für die Einstellung der Asses¬ 
sorin erforderliche Eiqnung — darunter ist 
auch die Tieue gegenüber den Grund¬ 
prinzipien der Verfassung zu veistehen — 
noch nicht ausreichend nadigeprult werden 
konnte In dem Schriftsatz, des Bezirksamtes 
heiß; es zu der Frage der Verfassungstreue 
der Bewerberin: .Die Bedenken beruhen im 
wesentlichen uuf folgenden drei Mitteilungen: 
Der Ehemann der Klägerin . . soll im Dezem¬ 
ber 1972 für den Eachheieich 5 der Terhnischon 
Universität auf einer gemeinsamen Liste der 
SEW-gesteuerten ADS Chemie und des 
Sozialistischen Studentenkollektivs Chemie 
kandidiert haben und gewählt worc’-n sein.* 
Als zweite Mitteilung wird aufqeh.hrt: .Der 
Bruder der Klägerin... wurde am 2b. II 1974 
im Rahmen einer Großaktion gegen anarchi¬ 
stische Gewalttäter verhaltet. Gegen ihn 
wurde ein Verfahren wegen Unterstützung 
einer kriminellen Vereinigung emgeleitet. Es 
besteht der Verdacht, daß er einer der Geld- 
beschaffunqsleute einer anarchistischen Gruppe 
gewesen ist.’ 


| Recherchen des Tagesspiegels zu diesem 
I Punkt ergaben, daß der Bruder der Assessorin 
| seit Jahren in München lebt Der zuständige 
• Staatsanwalt, Dr. Stöcker in München, erklärte 
i auf die Frage des Tagesspiegels, ob das Er- 
j mittlunqsverfahren gegen den Bruder irgend- 
: einen Anhaltspunkt dalur gegeben habe, daß 
, auch seine in Berlin lohende Schwester be¬ 
lastet sein konnte. .Nachdem wir den ganzen 
Komplex untersucht haben, haben wir bis 
jetzt keinen Anlaß gesehen, gegen die Asses¬ 
sorin em Ermittlungsverfahren einzuleiten.* 

Als dritten belastenden Punkt brachte das 
Bezirksamt vor. daß die Klaqenn zeitweilig 
in einer Wohngemeinschaft gewohnt habe, hei 
der der Verdacht besiehe, daß die Mitglieder 
der Wohngemeinschaft engen Kontakt zu 
anarchistischen Gewalttätern hatten. 

Wahrend der Tagesspiegel innerhalb eines 
Tages durch Fc-rnqespr«uh bei der zuständigen 
Staatsanwaltschaft in München diese Frage 
klaren konnte, sah sich das Bezirksamt. ob‘ 
wohl cs seit Februar dieses Jahres die Ver¬ 
fassungstreue der Bewerberin überprüft, bis 
jetzt nicht dazu in der Lage. Vor Gericht er¬ 
klärte das Bezirksamt: „Inwieweit sich aus 
den oben genannten Bedenken ein ausreichen¬ 
der Verdacht für die fehlende Verfassungs¬ 
treue der Kluqerin ergibt, ist noch nicht ge¬ 
klart. Sicher ist. daß wir nicht nach einer 
mehr oder weniger starken Sippenhaft ent¬ 
scheiden worden, die auch wir für rechts¬ 
widrig halten.* Der Verdacht der mangelnden 
Gewahr der Verfassungstreue müsse gegen 
die Bewerberin selbst vorhanden sein. Wenn 
sich heraussielle. daß die Bewerberin engen 
, Kontakt oder auch nur Kenntnis von den 
anarchistischen Mitgliedern qehabt habe, so 
j müsse sie beweisen oder zumindest qlaubhaft 
| darlegen, wieweit sie akiiv gegen die Ge- 
I fahrdung der demokratischen (hundordnunq 
| durch diese Personen vorgegangen sei oder 
| in Zukunft voigehen wurde. „Dabei wird ein 
| gewisser Toleranzrahmen zu beachten sein, 
soweit es sich nur um den Bruder oder Ehe¬ 
mann handelt.* 

Die 17. Kammer des Arbeitsgerichts Berlin 
verurteilte das Bezirksamt Sihoneberg ent¬ 
sprechend dein Antrag der Klägerin. d»e As- 
sessorm mit Wirkung vom 1. Februar dieses 
Jahres an im Anqeslelltenverhaltnis vollzeit- 
' lieh einzustellen und sie von sofoit an auch 
vollzcitlich zu beschäftigen. Uwe Schlicht 
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TFA L_l_ A'Z 


3ctr. : Ihre Übernahme ins Beamt envcrhältnis 
Vorn-: Unser Gchreiben von 29- April 1975 


Sehr cec-rte Frau Melchers, 



auf der Grundlage der bestehenden Gesetze hat das Bundesverval 
tungsrericht in seinen Urteil II C 68.75 definiert, daß "keine 
Umstände vorlicgon dürfen, die nach der Überzeugung d'*r Fr- 
nennungsbohörde die künftige Erfüllung der Pflicht zur Verfas¬ 
sungstreue zweifelhaft erscheinen lassen." ''Diese Ff liebt be¬ 
schränkt sich nicht auf ein nur gcsirmimgcaädigns Bekenntnis; 
sie umschließt auch die Verpflichtung des Bcnnton, sich durch 
Wort und sonstiges Verhalten, also in äußerlich erkennbarer 
Weise - aktiv fi»** die freiheitliche demokratische Grur.d- 
ordnun*: cinrucotsen.” 


Ihr Ehemann Uonrad Hclchors, soll sich agitatorisch f r die 
link::e:rtrcme Liga gegen den Imperialismus betätigen. Ir hat 
auch oinr-n Aufruf, cm 2. Hirz 1 ;75 die Kl*.') zw wählen, Ln 
'fAC.Jgr;V’I.:G:äi vom 26.2.1 ;?5 unterschrieben. Außerdem hat er 
am 11.5-1775 Flugblätter der -hl) deren Hilfsorganisation 
verteilt. Oie selbst wohnen mit Ihren Che mann seit dem 1.1.75 
in einer Wohngemeinschaft, d< r bekannte Anhänger der Iloucr. 
Linken angeboren. Diese uo-tnrcnoinschaft war vor allem als 
ßitz d(.r "Komr.uno 2". bekanntgeworden, in <le\* zeitweilig auch 
■••r.arc'.i in tische Anhänger lebten. 

Biere Tatsachen lassen den Gchluß zu, daß auch bei Ihnen 
Zweifel bestehen, ob Sie die Pflichten, v:ic sie von Bun 
drsverwultungrgoric.ht dargcstcllt sind, erfüllen. 


Wir ritten um Ihre GtellungnaJine. 


H o ch a c££ un gevo 11 
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Betr.: Ihr Begehren auf Umwandlung Ihres befristeten Arbeits¬ 
vertrages in einen unbefristeten Arbeitsvertrag 

Vorg.: Unser Schreiben vom 29. April 1975 


Sehr geehrter Herr Ileckel, 


auf der Grundlage der bestehenden Gesetze hat das Bundesverwal¬ 
tungsgericht in seinem Urteil II C 68.75 definiert, daß "keine 
Umstände vorliegen dürfen, die nach der Überzeugung der r.r- 
nennungsbehördc die künftige Erfüllung.der Pflicht zur Verfas¬ 
sungstreue zweifelhaft erscheinen lassen." "Diese Pflicht be¬ 
schränkt sich nicht auf ein nur geninnungnaößiges Bekenntnisj 
sic umschließt auch die Verpflichtung des 3eamtcn, sich durch 
Wort und sonstiges Vorhalten, also in äußerlich erkennbarer 
Weise - aktiv für die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung einzusetzen." 


Sie haben als Mitglied der Delegiertenkonferenz des SDS an 
6.9-1967 vor dem Amerika-Haus in Frankfurt Al. an Störaktionen 
toilgonoamsn. Außerdem sind Cie Anhänger der Kampagne für Ab¬ 
rüstung uni der Kampagne für Demokratie und Abrüstung gewesen. 
Sie haben sich selbst bei der Staatsanwaltschaft bei dem Land¬ 
gericht Berlin angezeigt wegen Teilnahme an der Vietnam-Demon¬ 
stration am 21.10.1967 und an einer Demonstration am Kurfürsten¬ 
damm am 17-12.1966. 

0 

ü£ese politischen Aktivitäten geben zu Zweifeln Anlaß, ob Sie 
die vom Bundesverwaltungsgericht in seiner Begründung geforder¬ 
ten Pflichten erfüllen können. Ich bitte Sie deshalb um eine 
detaillierte Darstellung Ihrer Einstellung und Ansichten. 

Wir erwarten Ihre Stellungnahme. 


- -•»*> 
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Betr.: Ibr Begehren auf Umv/andlung Ihres befristeten Arbeits¬ 
vertrages in einen unbefristeten Arbeitsvertrag 

Vorg.: Unser Schreiben vom 29. April 1975 
Sehr geehrte Frau Euler, 


auf der Grundlage der bestehenden Gesetze hat das Bundesverwal¬ 
tungsgericht in seinem Urteil II C 6ß.73 definiert, daß "keine 
Umstände vorliegen dürfen, die nach der Überzeugung der Er- 
nennungsbehörde die künftige Erfüllung der Pflicht zur Verfas¬ 
sungstreue zv/cifelhaft erscheinen lassen." "Diese Pflicht be¬ 
schränkt sich nicht auf ein nur gesinnunesnäßiees Bekenntnis; 
sio umschließt auch die Verpflichtung des Beamten, sich durch 
Wort und sonstiges Verhalten, also in äußerlich erkennbarer 
Weiso - aktiv für die freiheitliche demokratische Grundord¬ 
nung einzusetzen." 


Uns ist bekannt, daß Sie seit Anfang 1972 in Berlin 30 , Ilotzstr. 
65, in einer Wohngemeinschaft mit Anhängern der Neuen Linken 
Zusammenleben. Bei den Anhängern der Heuen Linken bestehen er¬ 
hebliche Zweifel, ob sie die vom Bundesverwaltungsgericht ge¬ 
forderten Voraussetzungen erfüllen. 

Vir bitten Sie deshalb, un3 detailliert darzustellen, wie Sie 
Ihre politische Überzeugung und Zielsetzung mit den von Bundes- 
vorwaltaQßoßoricht geforderten Pflichten vereinbaren wollen. 


Hochacht ungsvo11 
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Bundesverwaltungsgericht 
zur Radikalenfrage 

Mitgliedschaft ln Partei mit verfassungsfeindiichen Zielen kann Zweifel an 


Verfassungstreue begründen 

*‘ n i r d * m Marxistischen Studentenbund Spartakus und der Deutschen Koramu- 

ln Rh?in?anrt r ir» ,D « K . P| Bewerberin für ein Beamtenverhältnl, auf Probe 

der d J P,a, t * i Sl Z u k ! d>l d,e verweigert worden. Das entschied Jetzt 

IlrteüTRVnr^r 'n r 2 Ä!' Bde *' rc w rw » , ‘ungsg.erichls. £* ist das erste höchstrlditerllche 

Rnlfdi,? 11 C llV ~~ blshcr gab 68 rlur e,nen B '* 5C,,,ui d « Wehrdienstsenats des 
Bundesverwaltungsgerichts — zur kadlkalen-frage. 


Der II. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
hat in der Revision festgestellt: das Oberver¬ 
waltungsgericht Rheinland-Pfalz habe als Be¬ 
rufungsinstanz uut Redit darauf hingewiesen, 
daß die Ziele der DKP — die sozialistische Re¬ 
volution und die Diktatur des Proletariats in 
Form der Herrschaft der Arbeiterklasse — mit 
der freiheitlichen demokratischen Grundord¬ 
nung unvereinbar seien. Die Kandidatur der 
Klägerin Lehnhardt für die DKP im Bundes- 
tagswahlkampt und ihre Beschäftigung im 
DKP-Kreishuro zeigten das Vertrauen der 
Partei in die Beweiberm für den Schuldienst 
des Landes Rheinland-Pfalz. Der Schluß, die 
Klägerin bekenne sich zu den Zielen der DKP. 
obwohl ihr bekannt gewesen sei. daß die Bun¬ 
desregierung diese Ziele für verfassungs¬ 
widrig halle, sei daher möglich. 

Auf Grund der Tatsache, daß die DKP keine 
vom Bundesverfassungsgericht verbotene Par¬ 
tei ist. mußte das Bundesverwaltungsgericht 
zu der Frage des Spannungsverhältnisses 
zwischen Parteienprivileg und der 
Treuepfllch' des Beamten Stellung neh¬ 
men. Nach der Reddsprechung des Bundesver¬ 
fassungsgerichts hai eine politische Partei so¬ 
lange eme verfassungsmäßig verbürgte Tole¬ 
ranz und kann am politischen Lehen teilneh¬ 
men. bis sie vom Bundesverfassungsgericht 
wegen aktiv kample* scher Haltung gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung ver¬ 
boten worden ist. Auf der anderen Seite be¬ 
stimmt das Grundgesetz für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes, daß sie In einem öffent¬ 
lich-rechtlichen Dienst- und Trpueverhaltnis 
stehen. Nach den Beamtengesetzen muß ein 
Beamter die Gewähr bieten, in Heinem gesam¬ 
ten Verhallen für die freiheillicha demokra¬ 
tische Grundordnuno pinzutreten. 

Der Schluß der Klägerin, daß ein Mitglied 
oder Funktionär einer noch nicht verbotenen 


! Partei bis zum Verbot dieser Partei als ver- 
j fassungstreu behandelt werden müsse, geh» 
j nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts 
H .zu weilDasParteienprivileg nach demCJrund- 
I gese’.z betreffe in erster Linie das Verhalten 
von Organisationen, die Beurteilung des Eiq- 
nungsmeikm.ils der Verfassungstreue für Be¬ 
amte knüpfe dagegen an das individuelle 
j Verhalten on. Parteienprivileq und Treue- 
pfheht unterschieden sich daher nicht nur nach 
ihrem verfa.ssungsiechtlichen Gegenstand, son¬ 
dern audi nach ihren Voiaussetzunqen. Voraus¬ 
setzung zum Parieiverbot sei eine aktiv 
kämpferisdie. aggressive Haltung der’politi¬ 
schen Partei qegen die freiheillidip demokra¬ 
tische Grundordnunq. Die beamtenrechtlidie 
Verfassurigstieue fordere dageoen .ein Be¬ 
kenntnis und ein aktives Eintreten für diese 
Grundordnung.* Damit seien dem Diensther¬ 
ren bei der Beurteilung der Verfassungstreue 
eines Bewerbers viel engere Grenzen gesetzt 
als den lur die Einleitung des Parteiver¬ 
botsverfahrens zuständigen Stellen bei einem 
Antraq beim ßunclesverfassuncisaendit. Hinzu 
I komme daß die Einleitung des Parteiverbots- 
j ve'lahrens im politischen Ermessen stehe und 
! aus innen- oder außenpolitisdien Rücksichten 
i von einem Verbotsantraq abgesehen werden 
i dürfe. 

1 .Das Bekenntnis zu den Zielen einer jnlcht 
! verbotenem politischen Partei, die mit der 
freiheitlidien demokratischen Grundorclnutig 
unvereinbar sind, und erst redit der aktive 
Einsatz fur diese Ziele madien den Beamten- 
bewerber — ebenso wie körpeiliehe Behinde¬ 
rungen oder intellektuelle Unfähigkeit — 
lediglich untauglich für den Beamtendienst.' 
Die Rückwirkung einer Ablehnung solcher Be¬ 
werber fur den öffentlichen Dienst auf eine 
pobtisdie Partei sei nur .ein Reflex', nicht 
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jedoch ein Eingriff in das Parteienprivileg. 
.Denn der Bestand oder das politische Wirken 
einer •'olitischon Partei werden dadurch in 
rechtlicher Weise nicht betroffen.* Niemand 
werde gehindert, sich zu dieser Partei zu be¬ 
kennen. nur könne dieses Bekenntnis ein 
Indiz Iur das Fehlen der vom Beamten gefor¬ 
derten Eignung sein. Halte man diese Folge¬ 
rung nicht für riditiq. sc wurde das Parteien- 
puvilcq .überdehnt", weil es zu einem An¬ 
spruch der Parteien f.ihren wurde, ihre An- 
aehonqen in die Beamtenschaft auch dann 
zu entsenden, wenn sic sich zu politischen Zie¬ 
len bekennen, die mit der ireiheitlichen demo¬ 
kratischen Grundordnunq nicht vereinbar 
seien Das könne der Grundgesetzaeber nicht 
gewollt haben Eine solche Ausdehnunq des 
Parteienpnvilegs wurde eine erhebliche Ge¬ 
fahr für die Bcwohrunq der absoluten Grund¬ 
werte der Vetfassunq in sich bergen. Den 
Kernheieuh der Vertassunq könne nur eine 
Beamtenschaft sichern, .die der freiheitlichen 
demokratiS'f.cn Grundordnunq innerlich ver¬ 
pachtet ist " 

Was begründet Zweifel? 

D'c für Einstellungen entscheidende Fraqe. 
was unter dem .Gewähr bieten" bei Bewer¬ 
bern lur ein Beamtenvcrhältms zu verstehen 
ist. hat das Bundesverwaltungsgericht in dem 
ITte.l ebenfalls definiert Es dürfen .keine 
Umstande vorliegen — die rach der Über¬ 
zeugung der Ernennunqsbehörde die künftige 
Erfüllung der Pflicht zur Verfassungstreue 
zweifelhaft erscheinen lassen.* .Diese Pflicht 
beschrankt sich nicht aut ein nur gesinnunqs- 
niufiiqps Bekenntnis. s:o umschließt airm die 
Vorpllichitinq des Beamten, sich durch '.Vor* 
und sonstiges Verhallen, also in äußerlich 
ei kennbarer Weise — aktiv —. für die frei- 
hedliHie ilomokiatische Grundordnunq einzu- 
setzen.* 

Bei einem Rechtsstreit hat der Dienstherr die 
materielle Be weis last für seine Zweifel 
An Umstanden, die der Dienstherr als Be¬ 
weise anfuhren kann, nennt das Bundesver¬ 
waltungsgericht: .In diesem Zusammenhang 
kann bei gebotener BemHcFichtiguriq der Ein- 

zelumstande des jeweils zu entscheidenden 
Falles sdion allein das auf innerer Überzeu¬ 
gung fußende Bekenntnis des Bewerbers zu 
den mit der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnunq nicht zu vereinbarenden Zielen 
einer exlrrmistischen politischen Partei Imker 
oder rechter Rügung — das sinnfällig durch 
die Zugehörigkeit zur Partei Ausdruck er- 
lanqt — geeignet sein. Zweifel ... auszu¬ 
losen. zumal dann, wenn der Parteibeitritt 
aut Grund freier Willenscntscheidunq erfolgt 
ist und zu politischen Aktivitäten lur die 
Ziele der Paitei verpflichtet." Der Bewerber 
tur eine Beamienstelle tragt dagegen die ma¬ 
terielle Beweislast. um die begründeten Zwei¬ 
fel seines möglichen Dienstherren zu zer¬ 
streuen. Der Grundsatz .in dubio pro reo — 


ml Zweifel zugunsten des Angeklagten* gelte 
im Beamtenrecht im Gegensatz zum Straf- 
und Disziplinarrechl nicht. Denn hier qehe 
es nicht uin die Beurteilung abgeschlossener 
Tatbestände wie im Strafrecht, .sondern um 
eine die Eignung des Beamtenbewerbers be- 
t teilende Prognose". Bei der Prüfung auf 
zeitlich zurückliegende Umstande abzustellen, 
sei dann rechtsfehlerhaft, .wem die zu Zwei¬ 
feln Anlaß gebenden Umstande inzwischen 
überholt sind — beispielsweise dadurch, daß 
der Beamtenbewerber sich zuverlassiq erkenn¬ 
bar von den früher von ihm verfolgten Zielen 
abgewandt hat." Gesinnungsschnüffelei liege 
nicht vor, wenn die .Ermittlung der Eignung 
emes Beamten nur in dem jeweils gebotenen 
Umfang vorgenommen" werde. 

Keine Abstufung nach Funktion 

Die Gewahr, jederzeit für die freiheitliche 
demokratische Grundordnunci einzutreten, 
geile .grundsätzlich unterschiedslos für alle 
Beamten*. Bei Berufsheamten danach zu ent¬ 
scheiden. welche Funktion ein Bewerber wahr- 
nchmen konnte, weil es auch bei Beamten 
Aufgaben von geringerer hoheitsrechtlicher 
Natur gibt, verbietet sich nadi Auflassung des 
Bundesverwaltungsgerichts deshalb, .weil der 
Berufsbeamte »m Laufe seines grundsätzlich 
auf Lebensdauer angelegten Dienstverhält¬ 
nisses — u. a. durch Versetzung. Beförde¬ 
rung — zur Wahrnehmung anderer Aufqaben 
als der ursprünglich für ihn vorgesehenen ver¬ 
pflichtet werden kann.* 

Die Frage, ob an den Beamten, der sich als 
Referenda! noch in einem Ausbildungsverhait- 
nis bis zur zweiten Staatsprüfung befindet, we¬ 
niger strenqe Anforderungen hinsichtlich der 
Verfassungstreue zu stellen sind, hat das Bun¬ 
desverwaltungsgericht ebenfalls entschieden: 
Da auch der ausruhildcnde Beamte tur die 
Zeit seines Dienstverhältnisses zur Verfas¬ 
sungstreue verpflichtet sein müsse, sei in 
solchen Fallen .auf Art und Umfanq der von 
dem auszubiidenden Beamten wahrztinehmen- 
den hohcitsredstlichen Aufgaben* zu achten. 
Ein selbständig unterrichtender Lehrer im Aus- 
btldungsvcrhallms. ,dc*r kein poralivcs Ver¬ 
hältnis zu den unabdingbaren Grundprinzipien 
des Grundgesetzes hat*, oder ihnen neutral 
qcgcnuberstche sei jedoch nicht in der 
Luge, den Schülern das Wissen und di« 
Uborzeugunq zu vermitteln", daß die frei¬ 
heitlich demokratische Grundordnunq ein ver- 
teidiqcnswertes uud zu erhaltendes Gut sei. 

Der II. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
sah keinen Anlaß, die Entscheidung dom Bun¬ 
desverfassungsgericht vorzulpgon. weil es 
mehl d*-r Ansicht ist. daß sich che Vorschrif¬ 
ten dos Beamtenqcsctzes lucht out dom Grund¬ 
gesetz in Einklang bringen ließen. Er sah 
auch keinen Anlaß zur Sicherung der einheit¬ 
lichen Rechtsprechung wegen eines abweichen¬ 
den Beschlusses des Wehrdionstsenats de* 
Bunclesverwaltuna>geridits zu der Fraqe von 



Parteienprivileg und Treucpflicht die Entschei¬ 
dung dein Großen Senat des Bundesverwal¬ 
tungsgerichts vorzuleqen. weil diese verfas¬ 
sungsrechtliche Frage nur das Bundesverfas¬ 
sungsgericht letztlich klaren 'könne. Dagegen 
will der Rechtsanwalt der Klägerin Lehnart 
vor das Bundesverfassungsgericht gehen. 

Echo auf das Urteil 

CDU CSU-Fraklionsch’ef Carstens nahm das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes zum 
Anlaß d»e Bunuosrenietung aufzufordern. 


.«-11111101 von ihrem vertehiten Gesetzentwurf“ 
zur F:«iqe der Zulassunq zum öffentlichen 
Dienst abzurucken. 

(m InnenausschuQ des Bundestages beurteil¬ 
ten SPD.'FDP-Koa'ition und CDU CSU das Ur¬ 
teil ebenfalls kontrovers. Der Ausschuß kam 
uberein. ein Urteil des Bundesverfassungsge¬ 
richts ahzuwarten. bevor die Beratungen über 
Gesetzentwürfe des Bundesrates und der Bun¬ 
desregierung zum Thema .Rad.k.de «m öffent¬ 
lichen Dienst* abgeschlossen wurden. U. S. 
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C :: Ltz , Bein.isr :: Zur ...ntstohunund Verhinderung von Faschismus, 
in: Jas Ar rument 57/ 1974 


Kuhns:? , .eitler: Recntsstaatlichkeit dient teilbar, und: Offener 
-"i-i 1 v# j-:ud. Dir. Reinhard hehr an de.: .»te&litzer Bezirksstadt— 
rat für •/oiksbiiduu-f, Ia: Berliner Lohrerzeitung (.Zeitung acr GdlV 
Berlin) *>/?$, ; 3 . 9 - 1 $ 


Ken j 1 , h.vo: Dös Gericht und die Krise. Warum öibyl o Plogstedt an 
Itr 'raten ! inLversitüt nicht arceitoa darf, in:Leviathan, Zeit- 
3 C:.rif; für öoztalwis ensenaft, 1 / 197!$» (Bertelsmann Universitäts- 
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Das Aktionskomitee gegen Berufsverbote hat 
folgende Broschüren herausgegeben: 


1. Jens A. Brückner 

Wie verhalte ich mich bei Berufsverbot? 

Juli 1975 

2. Dokumente II - Überprüfung der politischen 
Treuepflicht - Berufsverbot 

Oktober 1975 

gemeinsam mit dem Komitee zur Verteidigung 
demokratischer Grundrechte 

5. V/ie urteilt das Ausland? Internationaler 
Pressespiegel liberaler und konservativer 
Blätter zum Berufsverbot 
November 1975 

4. Dokumente III - Überprüfung der politischen 
Treuepflicht - Berufsverbot 
Februar 1976 

gemeinsam mit dem Komitee zur Verteidigung 
demokratischer Grundrechte 


Aktionskomitee gegen Berufsverbote 

1 Berlin 55, Ihnestr. 21 (OSI) 

Raum 100, Mo - Fr. 14 - 18 h 
Tel. 858 2550 

Komitee zur Verteidigung demokrati¬ 
scher Grundrechte 

c/o Humanistische Union 
1 Berlin 62, Kufsteiner Str. 12 
Mo - Fr. 9 - 12 h sowie Di. u. Fr. 17 - 19 h 
Tel. 854 41 97 



DER TAGESSPIEGEL 

SONNTAG, 15. JUNI 1975 


Legien fordert von Koniniunisten 
freie Hochschulen, Straßen, Plätze 


In einem Werbebrief seines CDU-Kreisver- 
b.indcs an die .Lieben Charlottenburger“ 
schreibt Bezirksbürgermeister Dr. Roman 
Legien: 

„Sie wissen, daß wir in Charlottenburg nur 
weiterkommen, wenn die Dinge hier in der 
ganzen Stadl in Ordnunq gebracht werden. 
Ich werde mich daher auch künftig nicht nur 
zu Charlottenburger Problemen äußern, son¬ 
dern zu allen Fragen, die unsere Stadt an- 
gehen... Herr Schütz «lenkt immer wieder 
angestrengt darüber nach, wie Berlin attrak¬ 
tiver gemacht werden kann. Id» kann ihm 
einen guten Rat geben. Möge er uns von 
Kommunisten freie Universitäten, Straßen und 
Plätzo verschaffen.“ 


* 

Legien müßte nicht hoher Wahlbeamter und 
Jurist -sein, um zu wissen, daß kein Bürger¬ 
meister in einem freien Land, wer immer es 
sei, irgend wem das Recht auf Bildung oder 
das Demonstrationsrecht verweigern kann, so¬ 
fern der Betreffende nicht gegen Gesetze ver¬ 
stößt. Legien fordert also wider besseres Wis¬ 
sen zur Verletzung von Grundrechten auf und 
begründet damit Zweifel an seiner Bereit¬ 
schaft, sich jederzeit für die freiheitlich-demo¬ 
kratische Grundordnung einzusetzen. (Tsp) 



KOMITEE GEGEN BERUFSVERBOT 
iN BERUFSVERBOTE AKTIONSKC 





